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Stadtwerke Rinteln GmbH
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31737 Rinteln
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Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (Bei Antwort angeben)

Landesregulierungsbehörde

Bearbeitet von Herr Drilling

E -Mail -Adresse: alexander.drilling@mu.niedersachsen.de

Durchwahl 0511-120 Hannover

5743 15.12.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

anliegend übersende ich Ihnen den Beschluss der Regulierungskammer Niedersachsen

vom 15.12.2022.

Ich bitte Sie, die anfallende Gebühr in Höhe von bis zum 20.01.2023 auf ei-

nes der unten genannten Konten unter Angabe des Kassenzeichens

zu überweisen.

Bitte übersenden Sie mir umgehend eine Kopie des Beschlusses, in dem Sie ihre Be-

triebs- und Geschäftsgeheimnisse geschwärzt haben.

Vielen Dank!

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Alexander Drileg

Postanschrift Besucheradresse Telefon E-Mail Überweisungen an die
Postfach 4107 Leinstraße 8 0511 120-5738 regulierungskammer@mu.niedersachsen.de Regulierungskammer Niedersachsen
30041 Hannover 3. Obergeschoss Telefax Internet Nord/LB Hannover (BLZ 250 500 00)

30159 Hannover 0511 120-995738 www.regulierung.niedersachsen.de Konto-Nr. 106 025 182
IBAN: DE10 2505 0000 0106 0251 82
BIC: NOLADE2H



Landesregulierungsbehörde

Az.: 55-29412/3/1/S020-0004

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG)

i.V.m. § 32 Abs. 1 Nm. 1 und 11 und § 4 Abs. 2 Anreizregulierungsverordnung

(ARegV)

wegen

hat die Regulierungskammer Niedersachsen, Postfach 4107, 30041 Hannover als

Landesregulierungsbehörde

durch den Sty. Vorsitzenden

den Beisitzer

und den Beisitzer

Torsten Berg,

Alexander Drilling,

Jens Busse,

gegenüber der Stadtwerke Rinteln GmbH, Bahnhofsweg 6, 31737 Rinteln, vertre-

ten durch die Geschäftsführung,

- Netzbetreiber -



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

am 15.12.2022 beschlossen:

1. Die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers werden für

den Zeitraum vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2023 gemäß

dieses Beschlusses festgelegt.

2. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjah-

res — erstmalig zum 01.01.2019 — die Erlösobergrenze für das jeweilige Ka-

lenderjahr anzupassen, sofern sich der Verbraucherpreisgesamtindex nach

§ 8 ARegV, dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs. 2

S. 1 Nr. 4 ARegV oder volatile Kostenanteile nach § 11 Abs. 5 ARegV än-

dern.

3. Der Netzbetreiber ist verpflichtet, den Übergang von Netzen, Netzzusam-

menschlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV unverzüglich schrift-

lich bei der Landesregulierungsbehörde anzuzeigen.

4. Die Landesregulierungsbehörde wird diesen Beschluss ungeachtet einer

zwischenzeitlich eingetretenen Bestandskraft hinsichtlich der zugrunde ge-

legten Eigenkapitalzinssätze für Alt- und Neuanlagen anpassen, wenn

a) der Netzbetreiber Beschwerde gegen den Beschluss der Beschluss-

kammer 4 der Bundesnetzagentur zur Festlegung der Eigenkapital-

zinssätze für Alt- und Neuanlagen vom 05.10.2016 (BK4-16-160) einge-

legt und nicht zurückgenommen hat und

b) der Beschluss BK4-16-160 gegenüber dem Netzbetreiber entweder

durch eine rechtskräftige Entscheidung oder von der Beschlusskammer

4 der Bundesnetzagentur aufgehoben und in der Weise abgeändert

wird, dass andere Zinssätze festgelegt werden, als dies im ursprüngli-

chen Beschluss BK4-16-160 vorgesehen war.
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enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

5. Die Landesregulierungsbehörde wird diesen Beschluss ungeachtet einer

zwischenzeitlich eingetretenen Bestandskraft hinsichtlich des generellen

sektoralen Produktivitätsfaktors anpassen, wenn

a) der Netzbetreiber Beschwerde gegen den Beschluss der Beschluss-

kammer 4 der Bundesnetzagentur zur Festlegung des generellen sekt-

oralen Produktivitätsfaktors vom 28.11.2018 (BK4-18-056) eingelegt und

nicht zurückgenommen hat und

b) der Beschluss BK4-18-056 gegenüber dem Netzbetreiber entweder

durch eine rechtskräftige Entscheidung oder von der Beschlusskammer

4 der Bundesnetzagentur aufgehoben und in der Weise abgeändert

wird, dass ein anderer genereller sektoraler Produktivitätsfaktor festge-

legt wird, als dies im ursprünglichen Beschluss BK4-18-056 vorgesehen

war.

6. Die Landesregulierungsbehörde wird diesen Beschluss ungeachtet einer

zwischenzeitlich eingetretenen Bestandskraft anpassen, wenn aufgrund ei-

ner rechtskräftigen höchstrichterlichen Entscheidung des Bundesgerichts-

hofs feststeht, dass Baukostenzuschüsse und Netzanschlusskostenbeiträ-

ge, die in dem Zeitraum vom 01.01.2007 bis einschließlich 31.12.2016 ent-

standen sind, für die Berechnung des Kapitalkostenabzugs für die Dauer

der 3. Regulierungsperiode nicht auf den kalkulatorischen Restwert des

Basisjahres zu fixieren, sondern aufzulösen sind.

7. Die Landesregulierungsbehörde wird diesen Beschluss ungeachtet einer

zwischenzeitlich eingetretenen Bestandskraft anpassen, wenn aufgrund ei-

ner rechtskräftigen höchstrichterlichen Entscheidung des Bundesgerichts-

hofs feststeht, dass Anlagen im Bau, die vom Netzbetreiber in dem Zeit-

raum vom 01.01.2007 bis einschließlich 31.12.2016 erstmals aktiviert wor-

den sind, vom Anwendungsbereich des § 34 Abs. 5 Satz 1 ARegV erfasst

sind.
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8. Die Landesregulierungsbehörde wird diesen Beschluss ungeachtet einer

zwischenzeitlich eingetretenen Bestandskraft anpassen, wenn aufgrund ei-

ner rechtskräftigen höchstrichterlichen Entscheidung des Bundesgerichts-

hofs feststeht, dass bei der Ermittlung des Kapitalkostenabzugs von der

Formulierung „Aufwand für Fremdkapitalzinsen" in § 6 Abs. 3 Satz 2 ARegV

nur der Aufwand erfasst wird, der auf der Aufnahme verzinslichen Fremd-

kapitals beruht, hingegen nicht der Aufwand, der auf Positionen des Ab-

zugskapitals gemäß § 7 Abs. 2 StromNEV beruht.

9. Der Netzbetreiber hat die Kosten des Verfahrens in Höhe von

zu tragen.
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enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

Den Netzbetreibern wurde vor Ablauf der Frist zur Stellung eines Antrags auf Teil-

nahme am vereinfachten Verfahren durch Mitteilung der Regulierungskammer

vom 05.01.2017 der in der dritten Regulierungsperiode gemäß § 24 Abs. 2 S. 2

ARegV gültige Effizienzwert in Höhe von  bekanntgegeben.

Mit Beschluss vom 05.04.2017 wurde dem Netzbetreiber unter dem Aktenzeichen

55-29412/3/1/S020-0005 die Teilnahme am vereinfachten Verfahren gemäß § 24

ARegV genehmigt.

Die Landesregulierungsbehörde hat gemäß § 2 ARegV am 29.05.2017 von Amts

wegen ein Verfahren zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für

die dritte Regulierungsperiode nach § 4 Abs. 1 und 2 ARegV gegenüber dem

Netzbetreiber eingeleitet.

Zum Zwecke der Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netz-

betreibers hat die Landesregulierungsbehörde gemäß § 6 Abs. 1 ARegV eine Kos-

tenprüfung zur Ermittlung des Ausgangsniveaus durchgeführt. Die von der Lan-

desregulierungsbehörde vorläufig ermittelten Gesamtkosten wurden dem Netzbe-

treiber zuletzt mit Schreiben vom 08.10.2019 mitgeteilt. Der Netzbetreiber hat

hierzu mit Schreiben vom 18.10.2021 gemäß § 67 Abs. 1 EnWG Stellung genom-

men. Nach eingehender Würdigung der Stellungnahme hält die Landesregulie-

rungsbehörde Gesamtkosten entsprechend der

für berücksichtigungsfähig.
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enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

Die Landesregulierungsbehörde hat dem Netzbetreiber zuletzt mit Schreiben vom

19.10.2022 gemäß § 67 Abs. 1 EnWG Gelegenheit gegeben, sich zu der beab-

sichtigen Entscheidung der Landesregulierungsbehörde, die auch die Entschei-

dung zum Kapitalkostenabzug nach § 6 Abs. 3 ARegV beinhaltet, zu äußern. Der

Netzbetreiber hat unter anderem mit Schreiben vom 17.11.2022 Stellung genom-

men.

Hinsichtlich der Einzelheiten des Verfahrens wird auf die Verfahrensakte verwie-

sen.

Der Beschluss ist rechtmäßig. Er beruht auf einer rechtmäßigen Anwendung des

nationalen Rechts auch vor dem Hintergrund der Entscheidung des Europäischen

Gerichtshofs vom 02.09.2021, C-718/18.

Die Regulierungskammer hat in rechtmäßiger Weise die Vorgaben des nationalen

Rechts in Form der normativen Regulierung, soweit diese im vorliegenden Verfah-

ren Anwendung finden und von der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs

(Urteil vom 02.09.2021, C-718/18) erfasst werden, für ihre Entscheidung herange-

zogen. Als „normative Regulierung" werden im Allgemeinen solche Regeln des

nationalen Gesetz- und Verordnungsgebers (z.B. in StromNEV, GasNEV und

ARegV) bezeichnet, die konkrete methodische und materielle Vorgaben für die

Regulierung durch die Regulierungsbehörden enthalten. Die Pflicht zur Anwen-

dung dieser nationalen Vorgaben folgt aus Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz (GG) und

gilt auch angesichts der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs fort, bis sie

vom Gesetz- bzw. Verordnungsgeber außer Kraft gesetzt oder neu geregelt wer-

den. Dies hat der Bundesgerichtshof bereits entschieden (BGH, Beschluss vom

08.10.2019, EnVR 58/18, Rn. 60 ff., siehe auch OLG Düsseldorf vom 11.02.2021,

VI -5 Kart 10/19 [V], S. 10 ff., OLG Düsseldorf vom 28.04.2021, VI -3 Kart 798/19

[V], S. 72 if., OLG Schleswig vom 11.01.2021, 53 Kart 1/18, S. 27 ff.).

Seite 6 von 39



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

(1) Der Europäische Gerichtshof hat zwar in seiner Entscheidung festgestellt,

dass die normative Regulierung in Deutschland insgesamt mit der in Art. 37 Richt-

linie 2009/72/EG (heute Art. 59 Richtlinie (EU) 2019/944) sowie in Art. 41 Richtli-

nie 2009/73/EG geregelten ausschließlichen Zuständigkeit der nationalen Regulie-

rungsbehörde unvereinbar ist und die Richtlinien insoweit durch die Bundesrepub-

lik Deutschland nicht bzw. fehlerhaft umgesetzt wurden. Insoweit hat der Europäi-

sche Gerichtshof der vierten Rüge stattgegeben, mit der die Kommission Deutsch-

land vorgeworfen hatte, es habe die in den Richtlinien vorgesehenen ausschließli-

chen Zuständigkeiten der NRB verletzt, indem es im deutschen Recht die Be-

stimmung der Methoden zur Berechnung oder Festlegung der Bedingungen für

den Anschluss an und den Zugang zu den nationalen Netzen, einschließlich der

anwendbaren Tarife, der Bundesregierung und nicht der nationalen Regulierungs-

behörde zugewiesen habe.

(2) Der Europäische Gerichtshof hat aber weder über die Zuständigkeitsfragen

hinausgehend einen materiell -rechtlichen Verstoß einzelner Vorgaben der norma-

tiven Regulierung gegen EU -Recht gerügt, noch hat er sich ausdrücklich zu der

Frage geäußert, ob die normative Regulierung bis zu dem Zeitpunkt, zu dem der

nationale Gesetz- und Verordnungsgeber den festgestellten Verstoß beseitigt,

weiter anwendbar ist. Der EuGH hat sich insbesondere auch nicht explizit zu der

Frage geäußert, ob die Richtlinienbestimmungen über die ausschließliche Zustän-

digkeit unmittelbar anwendbar sind.

(3) Die Regelungen der normativen Regulierung sind nicht nichtig. Weder nach

den Grundsätzen des europäischen Rechts noch nach nationalem Recht führt der

Verstoß einer nationalen Regelung gegen Unionsrecht zu deren Nichtigkeit (BGH,

Beschluss vom 08.10.2019, EnVR 58/18, Rn. 61 ff.). Vielmehr sind die Grundsätze

des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts vor nationalem Recht zu beachten.

Zudem scheidet eine richtlinienkonforme Auslegung der Vorschriften der normati-

ven Regulierung aus. Der Europäische Gerichtshof sieht zwar sowohl in der an die

Bundesregierung gem. § 24 EnWG erfolgten Zuweisung von Zuständigkeiten, als

auch in den bindenden Vorgaben der normativen Regulierung eine mit den oben

genannten Richtlinien unvereinbare Beschränkung der ausschließlichen Zustän-
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enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

digkeit der nationalen Regulierungsbehörde (EuGH a.a.O., Rz. 101 f., 115 f.). Eine

Umdeutung der nationalen Vorgaben in nicht bindende Programmsätze, die die

ausschließliche Zuständigkeit der Regulierungsbehörde nicht beeinträchtigen,

kommt angesichts des eindeutigen Wortlauts, der Systematik und des Regelungs-

zwecks der Vorschriften der normativen Regulierung jedoch nicht in Betracht

(Verbot der contra legem-Auslegung, BGH, Beschluss vom 08.10.2019, EnVR

58/18, Rn. 66 ff.).

Der Grundsatz vom Anwendungsvorrang des Unionsrechts führt indes nicht dazu,

die Vorschriften der normativen Regulierung unangewendet zu lassen. Der An-

wendungsvorrang besagt, dass eine nationale Regelung, die mit einer unmittelbar

geltenden Regelung des Unionsrechts unvereinbar ist, von nationalen Behörden

und Gerichten nicht angewendet werden darf (vgl. Streinz, EUV, 3. Aufl. 2018, Art.

4 Rn. 40; Ruffed, in: CaIliess/Ruffert, EUV/AEUV, 5. Aufl. 2016, Art. 288 AEUV,

Rn. 69 f.). Dieser Grundsatz gilt jedoch nur, soweit unmittelbar anwendbares Uni-

onsrecht betroffen ist (EuGH, Urteil vom 24.06.2019, C-573/17, Rn. 62). Die nor-

mative Regulierung verstößt nicht gegen unmittelbar anwendbares Unionsrecht.

Die hier maßgeblichen Richtlinienbestimmungen über die ausschließliche Zustän-

digkeit der nationalen Regulierungsbehörde, mit denen die Vorgaben der normati-

ven Regulierung unvereinbar sind, sind nicht unmittelbar anwendbar.

Damit eine Richtlinienbestimmung unmittelbar angewendet werden kann,

müssen spezifische Voraussetzungen vorliegen (Grabitz/Hilf/Nettesheim, AEUV,

71. EL August 2020, Art. 288 Rn. 149). Der Europäische Gerichtshof geht von der

unmittelbaren Anwendbarkeit einer nicht oder nicht ordnungsgemäß umgesetzten

Richtlinienbestimmung nach Ablauf der Umsetzungsfrist aus, wenn die Bestim-

mung hinreichend genau und inhaltlich unbedingt ist. Zudem können die Bestim-

mungen einer Richtlinie grundsätzlich nur Rechte, aber keine Pflichten eines Ein-

zelnen begründen (sog. Belastungsverbot). Insofern kommt auch eine objektive

unmittelbare Wirkung vorliegend nicht in Betracht. Im Einzelnen:

Die Richtlinienvorgaben sind nicht unbedingt. Eine Unionsvorschrift ist in-

haltlich unbedingt, wenn sie eine Verpflichtung normiert, die an keine Bedingung

geknüpft ist und zu ihrer Durchführung oder Wirksamkeit auch keiner weiteren
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Maßnahmen der Unionsorgane oder der Mitgliedstaaten bedarf. Die Richtlinienbe-

stimmungen über die ausschließliche Zuständigkeit sind nicht als inhaltlich unbe-

dingt anzusehen.

Gegenwärtig fehlt es an den erforderlichen und zureichenden Umsetzungsnormen

im nationalen Recht. Das betrifft sowohl die konkrete umfassende Aufgabenzu-

weisung als auch die für einen Eingriff erforderliche Ermächtigungsgrundlage. Die

Regulierungskammer hat nach nationalem Recht gegenwärtig (nur) die Befugnis,

die Vorgaben der normativen Regulierung anzuwenden und ggf. unter Rückgriff

auf § 29 EnWG je nach Festlegungsermächtigung weiter auszugestalten und zu

konkretisieren. Sie hat aber mangels entsprechender Aufgabenzuweisung durch

den Gesetzgeber nicht die übergeordnete, allgemeine und uneingeschränkte Be-

fugnis, die ihr nach den Richtlinien vorbehaltenen Aufgaben vollumfänglich und

selbständig auszuüben (vgl. EuGH a.a.O., Rz. 105) beispielsweise also die Me-

thoden oder Bedingungen für den Netzanschluss und den Netzzugang frei festzu-

legen oder zu genehmigen (vgl. nur § 24 S. 1 Nr. 1 EnWG). Dass es hierzu einer

umfassenden mitgliedstaatlichen Aufgabenzuweisung bedarf, entspricht im Übri-

gen auch dem europäischen Leitbild, wonach die Mitgliedstaaten zur Einrichtung

von Regulierungsbehörden mit spezifischen Zuständigkeiten verpflichtet sind (vgl.

Erwägungsgrund 33 der Richtlinie 2009/72/EG bzw. Erwägungsgrund 29 der

Richtlinie 2009/73/EG). Die Mitgliedstaaten verfügen bei der Organisation und

Strukturierung der Regulierungsbehörde zwar über eine Autonomie, haben diese

aber unter vollständiger Beachtung der in den Richtlinien festgelegten Ziele und

Pflichten auszuüben und insoweit sicherzustellen, dass die Regulierungsbehörde

bei der Ausübung der ihr vorbehaltenen Zuständigkeiten ihre Entscheidungen au-

tonom treffen kann (vgl. EuGH, a.a.O., Rz. 119). Dieser Befund wird auch durch

das in der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs mündende Vertragsver-

letzungsverfahren bestätigt: Gegenstand der Rüge durch die Europäische Kom-

mission war nicht die fehlerhafte Ausübung einer nach nationalem Recht bereits

ordnungsgemäß zugewiesenen ausschließlichen Zuständigkeit der nationalen Re-

gulierungsbehörde, sondern der Umstand, dass eine den Richtlinien entsprechen-

de umfassende Aufgabenzuweisung an die nationale Regulierungsbehörde im

nationalen Recht bislang nicht erfolgt ist (vgl. EuGH a.a.O., Rz. 88). Vielmehr liegt

hier eine fehlerhafte Aufgabenzuweisung vor (EuGH, a.a.O., Rz. 130); diese kann
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enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

und muss durch den Mitgliedstaat korrigiert werden, der dann die noch möglichen

Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten vorsehen kann (EuGH a.a.O., Rz. 126, 127).

Mit der unmittelbaren Anwendung der Richtlinien wären Belastungen Ein-

zelner verbunden, sodass eine solche ausscheidet. Zwar ist die Einräumung sub-

jektiver Rechte keine Voraussetzung für eine unmittelbare Anwendbarkeit (woran

es vorliegend wegen des Verstoßes gegen objektiv geprägte Zuständigkeitsnor-

men auch fehlen würde), allerdings gilt das Belastungsverbot. Wenn der Regulie-

rungskammer aus einer unmittelbaren Anwendung der Richtlinie weitergehende

oder jedenfalls anders ausgestaltete Kompetenzen zukämen, könnte sich dies je

nach Einzelfall zugunsten, aber auch zu Lasten bestimmter Beteiligter auswirken.

Daraus wiederum könnten sich Belastungen ergeben, die nach Auffassung des

Bundesgerichtshofs nur durch das europäische Primärrecht oder durch EU-

Verordnungen begründet werden können, nicht aber durch Richtlinien (vgl. BGH,

Beschluss vom 08.10.2019, EnVR 58/18, Rn. 73).

Eine Belastung würde sich zudem bereits aus dem Heranziehen der Richtlinien als

Ermächtigungsgrundlage ergeben. Dies wäre europarechtlich unzulässig. Sofern

die Richtlinienbestimmungen über die ausschließliche Zuständigkeit als inhaltlich

unbedingt anzusehen wären, müssten sie von der Regulierungskammer unmittel-

bar als Ermächtigungsgrundlage auch für belastende Regulierungsentscheidun-

gen herangezogen werden. Anders als in den vom Europäischen Gerichtshof ent-

schiedenen Fällen, in denen er eine unmittelbare Belastung durch Richtlinienrecht

verneinte, weil die Belastung erst durch ein Verwaltungsverfahren auf Basis natio-

nalen Rechts eintrat, würden vorliegend die Richtlinienbestimmungen als solche

unmittelbar gegenüber den Betroffenen herangezogen werden und als materiell-

rechtliche Befugnisnormen für belastende Verwaltungsverfahren und Regulie-

rungsentscheidungen fungieren. Soweit ersichtlich existiert bislang keine hier ein-

schlägige Judikatur, in der der EuGH es für europarechtskonform eingestuft hätte,

dass eine Richtlinienbestimmung als eigenständige Ermächtigungsgrundlage für

Eingriffe in Rechte des Einzelnen herangezogen werden darf.

(c) Eine ausnahmsweise objektive unmittelbare Wirkung der Richtlinienbe-

stimmungen bezogen auf die ausschließliche Zuständigkeit scheidet ebenfalls
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aus. Der Europäische Gerichtshof hat eine objektive unmittelbare Wirkung von

Richtlinienbestimmungen anerkannt, aus denen sich für staatliche Stellen eindeu-

tige Pflichten ergeben. Konkret ging es beispielsweise um die nicht rechtzeitig in

nationales Recht umgesetzte Pflicht der zuständigen Behörde zur Durchführung

einer Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens

für die Errichtung eines Wärmekraftwerks (EuGH, Urteil vom 11.08.1995, C-

431/92 — Wärmekraftwerk Großkrotzenburg).

Zwar mag sich vorliegend aus den Richtlinienbestimmungen über die ausschließli-

che Zuständigkeit der nationalen Regulierungsbehörde die Verpflichtung ergeben,

von dieser Zuständigkeit auch Gebrauch zu machen, um den Zielsetzungen der

Richtlinien hinreichend Rechnung tragen zu können. Anders als im Fall des Wär-

mekraftwerks Großkrotzenburg ist diese Verpflichtung vorliegend jedoch nicht in-

haltlich unbedingt. Im vom Europäischen Gerichtshof entschiedenen Fall konnte

die zuständige Behörde der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung ohne Weiteres nachkommen, weil diese als unselbstständiger Bestandteil

des nach nationalem Recht vorgesehenen und ihr bereits zugewiesenen Geneh-

migungsverfahrens durchzuführen war. Demgegenüber kann die Regulierungs-

kammer die ihr nach den Richtlinienbestimmungen zugewiesene ausschließliche

Zuständigkeit erst ausüben, wenn ihr entsprechende Befugnisse nach nationalem

Recht eingeräumt werden (siehe oben).

Ungeachtet der Tatsache, dass die Richtlinienbestimmungen nicht unmit-

telbar anwendbar sind, sprechen aus Sicht der Regulierungskammer weitere er-

hebliche Gründe dafür, die Vorgaben der normativen Regulierung in der Über-

gangszeit zur Anwendung zu bringen. Die Nichtanwendung der normativen Regu-

lierung in der Übergangszeit würde zu einem Zustand führen, der mit den Zielset-

zungen der genannten Richtlinien erst recht unvereinbar wäre (so auch BGH, Be-

schluss vom 08.10.2019, EnVR 58/18, Rn. 76).

Die Richtlinien verlangen, dass zumindest die Methoden zur Berechnung oder

Festlegung der Bedingungen u.a. für den Netzanschluss und den Netzzugang „mit

ausreichendem Vorlauf vor deren Inkrafttreten" festgelegt oder genehmigt werden,

vgl. Art. 41 Abs. 6 der Richtlinie 2009/73/EG und Art. 59 Abs. 7 der Richtlinie (EU)
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2019/944. Diesem Gebot der ex ante -Regulierung wird in Deutschland gegenwär-

tig zu einem großen Teil über die Vorgaben der normativen Regulierung Rech-

nung getragen. Die normative Regulierung strukturiert die Methoden für die Be-

rechnung der Tarife vor und legt ex ante die wesentlichen Bedingungen für den

Netzanschluss und den Netzzugang fest. Sie regelt unmittelbar Rechte und Pflich-

ten für Netzbetreiber und andere Marktakteure und schafft auf diese Weise den

von den Richtlinien geforderten transparenten und vorhersehbaren, verlässlichen

Regulierungsrahmen. Bestehende Festlegungen und Genehmigungen der Regu-

lierungskammer, die sie im Rahmen ihrer bisherigen Zuständigkeiten erlassen hat,

tragen zwar ebenfalls zu der erforderlichen ex ante -Regulierung bei, dies jedoch

nur in Teilbereichen und in Ergänzung der normativen Regulierung und damit nicht

in dem von der Richtlinie geforderten Umfang.

Ein faktisches Außerkrafttreten der Vorgaben der normativen Regulierung würde

daher zu beträchtlichen Regelungslücken und damit einhergehend erheblichen

Rechtsunsicherheiten für alle Marktbeteiligten führen. Auch dies wäre mit den ge-

nannten Richtlinienvorgaben und den Zielsetzungen des Energiebinnenmarkts

schwerlich vereinbar. Beispielsweise dürfte eine derart unklare Rechtslage im

Übergangszeitraum kaum Investitionsanreize setzen und Unsicherheiten für die

unternehmerische Tätigkeit der regulierten Unternehmen und auch der sonstigen

Marktteilnehmer auslösen. Für den Übergangszeitraum ist es daher sinnvoll und

angebracht, stabile und berechenbare Verhältnisse zu gewährleisten.

Die Landesregulierungsbehörde ist zuständige Regulierungsbehörde gemäß § 54

Abs. 1 und Abs. 2 S. 1 Nr. 2 EnVVG.
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Die Festlegung der Erlösobergrenzen des Netzbetreibers für die dritte Regulie-

rungsperiode Strom erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 4 Abs. 1

und 2 und § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV.

Die Regulierungsbehörde bestimmt die Obergrenzen der zulässigen Gesamterlö-

se eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten (Erlösobergrenze) gemäß § 4

Abs. 1 ARegV nach Maßgabe der §§ 5 bis 16 und 24 ARegV. Die Bestimmung der

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach § 4 Abs. 2

S. 1, § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG.

Die dritte Regulierungsperiode der Anreizregulierung dauert fünf Jahre (§ 3 Abs. 2

ARegV). Die Landesregulierungsbehörde bestimmt die Erlösobergrenze für jedes

Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode (§ 4 Abs. 2 S. 1 ARegV). Die

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers in der dritten Regulie-

rungsperiode Strom (2019 bis 2023) ergeben sich aus

Die Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers er-

folgte für die dritte Regulierungsperiode gemäß § 7 ARegV in Anwendung der in

Anlage 1 zu § 7 ARegV enthaltenen Regulierungsformel:

(1 — Vt) • + B°1 ( " I t +

Zur Bestimmung der Erlösobergrenzen wurde das Ausgangsniveau gemäß

§ 6 Abs. 1 ARegV bestimmt. Darauf basierend wurden die dauerhaft nicht beein-

flussbaren Kostenanteile (K dnb,t) nach § 11 Abs. 2 ARegV i.V.m. § 24 Abs. 2 S. 3,

Abs. 3 ARegV, die vorübergehend nicht beeinflussbaren (KA vnb,t) nach § 11 Abs. 3

ARegV und die beeinflussbaren Kostenanteile (KA b.t) nach § 11 Abs. 4 ARegV

ermittelt. Zur Gewährleistung des gleichmäßigen Abbaus der beeinflussbaren Kos-

tenanteile über die dritte Regulierungsperiode ist sodann der Verteilungsfaktor (V t)

gemäß § 16 Abs. 1 ARegV bestimmt worden. Zudem sind der Wert für die um den

sektoralen Produktivitätsfortschritt (PF t) bereinigte allgemeine Geldwertentwick-
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lung (VPI t / VPI o) nach §§ 8 und 9 ARegV ermittelt worden. Nach § 6 Abs. 3

ARegV wurde überdies der Kapitalkostenabzug ermittelt (KK ab).

Der Effizienzbonus nach § 12a ARegV findet gemäß § 24 Abs. 1 ARegV keine

Anwendung. Das Qualitätselement (Q t) nach §§ 18 if. ARegV findet gem. § 24

Abs. 3 ARegV keine Anwendung. Die weiteren Bestandteile der sog. Regulie-

rungsformel, also der Kapitalkostenaufschlag (KKA t) nach § 10a ARegV, die vola-

tilen Kostenanteile (VK t - VK o) nach § 11 Abs. 5 ARegV sowie die Zu- oder Ab-

schläge aus dem Regulierungskonto (S t) nach § 5 Abs. 3 ARegV sind Gegen-

stand gesonderter Verfahren.

Eine Darstellung der in der Regulierungsformel verwendeten Werte und der für die

dritte Regulierungsperiode ermittelten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des

Netzbetreibers findet sich in

Die Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der Erlösobergrenzen er-

folgt auf Grundlage des § 6 ARegV. Für die dritte Regulierungsperiode ist gemäß

§ 6 Abs. 1 ARegV eine Kostenprüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt

1 Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) durchgeführt worden.

Die Kostenprüfung erfolgte nach § 6 Abs. 1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr

(2017) vor Beginn der Regulierungsperiode (01.01.2019) auf der Grundlage der

Daten des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemäß § 6 Abs. 1

S. 4 ARegV das Kalenderjahr, in dem das der Kostenprüfung zugrundeliegende

Geschäftsjahr endet, als Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die

Kostenprüfung auf der Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2016.

Das von der Landesregulierungsbehörde ermittelte Ausgangsniveau des Basisjah-

res 2016 zur Berechnung der Erlösobergrenzen beträgt und ergibt

sich für den Netzbetreiber aus der
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Ausgehend von dem gemäß § 6 Abs. 1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die

Höhe der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 ARegV

im Basisjahr der jeweiligen Regulierungsperiode (KA,....dnb,0) zu bestimmen.

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß § 24 Abs. 2 S. 3 ARegV fünf Prozent

der nach § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht

beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 5 bis 7, 8a bis 16

und Satz 2 bis 4 ARegV Bei

der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben gemäß § 24 Abs. 2 S. 4 ARegV die Kon-

zessionsabgaben unberücksichtigt.

Als vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile des jeweiligen Kalenderjah-

res der Regulierungsperiode (KA vnb,t) gelten gemäß § 11 Abs. 3 S. 1 ARegV die

mit dem nach § 15 ARegV ermittelten Effizienzwert (EVV) multiplizierten Gesamt-

kosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile

(KA anb,o) und nach Abzug des Kapitalkostenabzugs (KKAbt). Somit gilt:

Die Höhe der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kostenanteile des jeweiligen

Kalenderjahres der Regulierungsperiode ist

zu entnehmen.

Seite 15 von 39



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

Der Kapitalkostenabzug gemäß § 6 Abs. 3 ARegV dient dazu, das zeitliche Absin-

ken der Restbuchwerte der im Ausgangsniveau enthaltenen betriebsnotwendigen

Anlagegüter und damit auch das Absinken der Kosten des Netzbetreibers für Ab-

schreibungen, kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung, kalkulatorische Gewerbe-

steuer sowie für Fremdkapitalzinsen (Kapitalkosten) nachzufahren. Dadurch wird

berücksichtigt, dass aus sinkenden Restbuchwerten sinkende Kapitalkosten resul-

tieren. Haben die Restbuchwerte den Wert Null erreicht, werden künftig auch kei-

ne Kapitalkosten mehr berücksichtigt. Damit entfällt der finanzielle Sockel, der in

früheren Regulierungsperioden dem Ausgleich des Zeitverzugs bis zur Berück-

sichtigung der Kapitalkosten aus Neuinvestitionen diente. Investitionskosten kön-

nen zukünftig ohne Zeitverzug über das Instrument des Kapitalkostenaufschlags

nach § 10a ARegV zurückverdient werden. Der Erweiterungsfaktor nach § 10

ARegV entfällt ab der dritten Regulierungsperiode (§ 34 Abs. 7 S. 1 ARegV).

Nach § 6 Abs. 3 ARegV ermittelt die Regulierungsbehörde für jedes Jahr der Re-

gulierungsperiode den Kapitalkostenabzug. Kapitalkosten im Sinne des Kapi-

talkostenabzugs sind die Summe der kalkulatorischen Abschreibungen, der kalku-

latorischen Eigenkapitalverzinsung, der kalkulatorischen Gewerbesteuer und des

Aufwandes für Fremdkapitalzinsen. Der Kapitalkostenabzug ergibt sich aus den im

Ausgangsniveau enthaltenen Kapitalkosten im Basisjahr abzüglich der fortgeführ-

ten Kapitalkosten im jeweiligen Jahr der Regulierungsperiode. Die fortgeführten

Kapitalkosten werden unter Berücksichtigung der im Zeitablauf sinkenden kalkula-

torischen Restbuchwerte der betriebsnotwendigen Anlagegüter des Ausgangsni-

veaus sowie der im Zeitablauf sinkenden Werte der hierauf entfallenden Netzan-

schlusskostenbeiträge und Baukostenzuschüsse ermittelt. Bei der Bestimmung

des jährlichen Kapitalkostenabzugs werden Kapitalkosten aus Investitionen nach

dem Basisjahr nicht berücksichtigt. Aus dem Basisjahrbezug folgt aber auch, dass

bei der Fortschreibung der Kapitalkosten etwaige Veränderungen der Tagesneu-

werte unberücksichtigt bleiben (vgl. Anlage 2a (zu § 6), Abs. 4 Nr. 2 a.E.).

In der dritten Regulierungsperiode findet gemäß § 34 Abs. 5 ARegV übergangs-

weise kein Abzug von Kapitalkosten statt, die aus Investitionen in betriebsnotwen-

dige Anlagengüter resultieren, die erstmals zwischen dem 01.01.2007 und dem
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31.12.2016 aktiviert wurden, sofern es sich nicht um von der Regulierungsbehörde

genehmigte lnvestitionsmaßnahmen handelt. Dies betrifft das Sachanlagevermö-

gen, Grundstücke und immaterielle Vermögensgegenstände. Dem entsprechend

werden auch die Restwerte der in diesem Zeitraum erstmalig passivierten Baukos-

tenzuschüsse und Netzanschlusskostenbeiträge bei der Berechnung des Kapi-

talkostenabzugs nicht weiter aufgelöst. Dies ergibt sich aus der Tatsache, dass

§ 34 Abs. 5 S. 1 ARegV die Anwendbarkeit des § 6 Abs. 3 ARegV in Gänze aus-

schließt. Überdies handelt es sich bei den Baukostenzuschüssen und Netzan-

schlusskostenbeiträgen sachlich ebenfalls um Kapitalkostenbestandteile (vgl. § 6

Abs. 3 S. 4 ARegV). Es entspricht dem Sinn und Zweck der Übergangsregelung,

die Kapitalkosteneffekte von Neuinvestitionen vollumfänglich vom Kapitalkosten-

abzug auszunehmen, eine Ungleichbehandlung positiver und negativer Kostenbe-

standteile wäre ökonomisch nicht begründbar. Die Restwerte von Sachanlage-

vermögen, Grundstücken, immateriellen Vermögensgegenständen, Baukostenzu-

schüssen und Netzanschlusskostenbeiträgen, die aus Investitionen in betriebs-

notwendige Anlagengüter resultieren, die erstmals zwischen dem 01.01.2007 und

dem 31.12.2016 aktiviert wurden, werden für die Zwecke des Kapitalkostenabzugs

daher als unveränderlich betrachtet. Dies gilt gemäß § 34 Abs. 5 S. 2 ARegV nicht

bei Investitionen, für die eine lnvestitionsmaßnahme nach § 23 Absatz 6 oder Ab-

satz 7 durch die Regulierungsbehörde genehmigt wurde.

Auch die Anlagen im Bau werden nicht als Bestandteil des Übergangssockels be-

trachtet, da diese gerade noch keine abgeschlossenen Investitionen des Jahres

2016 darstellen. Letztlich werden die Anlagen im Bau in ihrer jeweiligen tatsächli-

chen Höhe aber über den Kapitalkostenaufschlag (§ 10a ARegV) berücksichtigt.

Nach Anlage 2a (zu § 6 ARegV) erfolgt die Ermittlung des Kapitalkostenabzugs

eines Jahres der Regulierungsperiode anhand der folgenden Formel:

Die Ermittlung der Kapitalkosten im Basisjahr erfolgt auf der Grundlage des Be-

stands betriebsnotwendiger Anlagegüter des Ausgangsniveaus anhand folgender

Formel:
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Die Ermittlung der fortgeführten Kapitalkosten im jeweiligen Jahr der Regulie-

rungsperiode erfolgt auf der Grundlage des fortgeführten Bestands betriebsnot-

wendiger Anlagegüter des Ausgangsniveaus anhand folgender Formel:

Hierbei gilt:

KKAbt = Kapitalkostenabzug im Jahr t

KKo = Kapitalkosten im Basisjahr

KKt = Kapitalkosten im Jahr t

ABo = Kalkulatorische Abschreibungen im Basisjahr

ABt = Kalkulatorische Abschreibungen im Jahr t

EKZo = Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung im Basisjahr

EKZt = Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung im Jahr t

GewSto = Kalkulatorische Gewerbesteuer im Basisjahr

GewStt = Kalkulatorische Gewerbesteuer im Jahr t

FKZo = Fremdkapitalzinsen im Basisjahr

FKZt = Fremdkapitalzinsen im Jahr t

Bezugsgröße für die Ermittlung der Kapitalkosten sind demnach das Sachanlage-

vermögen und das immaterielle Vermögen einschließlich der Anlagen im Bau. An-

lagen im Bau werden im jeweiligen Jahr der Regulierungsperiode jedoch grund-

sätzlich mit Null angesetzt, da davon auszugehen ist, dass sie zu diesem Zeit-

punkt nicht mehr als solche vorhanden sind, sondern durch Anlagengüter im

Sachanlagevermögen ersetzt wurden. Soweit sich Anlagen im Bau, die im Basis-

jahr in der Bilanz vorhanden waren, in der dritten Regulierungsperiode noch immer

im Bau befinden, sind sie im Rahmen des Kapitalkostenaufschlags erneut geltend

zu machen.

Die kalkulatorischen Abschreibungen werden gem. § 6 StromNEV und die kalkula-

torischen Restwerte der Sachanlagen des betriebsnotwendigen Vermögens nach

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 3 StromNEV ermittelt, wobei die Fremd- bzw. Eigenkapi-

talquote des Ausgangsniveaus im Jahr 2016 angewendet wird. Der Bewertungs-
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zeitpunkt für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen zu Tagesneuwer-

ten ist das Jahr 2016. Die Bilanzwerte des übrigen betriebsnotwendigen Vermö-

gens werden im Verhältnis der Bilanzwerte nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV

und dem betriebsnotwendigen Vermögen nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 4 Strom-

NEV des Ausgangsniveaus im Jahr 2016 angewandt. Die Werte der erhaltenen

Baukostenzuschüsse einschließlich passivierter Leistungen der Anschlussnehmer

zur Erstattung von Netzanschlusskosten werden gem. § 7 Abs. 2 S. 2 Nr. 4

StromNEV ermittelt. Das übrige Abzugskapital wird im Verhältnis des Abzugskapi-

tals nach § 7 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 bis 3 und 5 StromNEV zum betriebsnotwendigen

Vermögen nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 4 StromNEV des Ausgangsniveaus im

Jahr 2016 angewandt. Das verzinsliche Fremdkapital wird im Verhältnis des ver-

zinslichen Fremdkapitals nach § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV zum betriebsnotwendi-

gen Vermögen nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 bis 4 StromNEV des Ausgangsniveaus

im Jahr 2016 angewandt. Das betriebsnotwendige Eigenkapital wird nach § 7

Abs. 1 S. 5 StromNEV ermittelt und nach § 7 Abs. 3 StromNEV aufgeteilt.

Für die Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung werden die

Zinssätze aus dem Beschluss BK4-16-160 der Bundesnetzagentur angewandt.

Die Ermittlung der kalkulatorischen Gewerbesteuer erfolgt nach § 8 StromNEV.

Der Fremdkapitalzinsaufwand ergibt sich als Produkt aus den Fremdkapitalzinsen

des Jahres 2016 (Position 13.) und dem Verhältnis aus dem betriebsnotwendigen

Vermögen des jeweiligen Jahres der dritten Regulierungsperiode und dem be-

triebsnotwendigen Vermögen des Jahres 2016. Unter Fremdkapitalzinsen werden

dabei nicht nur Darlehenszinsen, sondern alle Zinsen und ähnlichen Aufwendun-

gen verstanden (bspw. auch Zinszuführungen zu Rückstellungen), da alle Arten

von Zinsen aus Fremdkapital des Netzbetriebs resultieren und somit im wirtschaft-

lichen Ergebnis der Fremdfinanzierung von betriebsnotwendigem Vermögen die-

nen.

Es werden Kapitalkosten des Netzbetreibers und etwaiger Verpächter berücksich-

tigt, Kapitalkosten eines Dienstleisters fließen nicht in den Kapitalkostenabzug ein.

Im Grundsatz richtet sich die Vorschrift des § 6 Abs. 3 ARegV lediglich auf die Ka-

pitalkosten des Netzbetreibers selbst, da nur dieser unmittelbarer Adressat der

Entgeltregulierung ist. Nach dem Sinn und Zweck der Norm muss sich der An-
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wendungsbereich der Vorschrift auf Verpächter betriebsnotwendiger Anlagengüter

erstrecken, da sich häufig wesentliche Bestandteile des Netzes oder sogar das

gesamte Netz im Eigentum dritter Unternehmen befinden, die als solche nicht der

Regulierung unterfallen. Derartige grundsätzlich zulässige Gestaltungen dürfen

nicht dazu führen, dass die Kapitalkosten der Anlagengüter, die einen wesentli-

chen Bestandteil der Netzkosten ausmachen, ganz oder teilweise dem Mechanis-

mus des Kapitalkostenabgleichs entzogen werden.

Dienstleistungsverträge dienen dem Netzbetreiber hingegen nicht zur Bereitstel-

lung von Anlagengütern, sondern von benötigten Dienstleistungen. Über sie wer-

den primär operative Kosten des Netzbetriebs auf einen Dritten externalisiert, mag

auch das dafür in Rechnung gestellte Dienstleistungsentgelt aus Sicht des Dienst-

leistungserbringers zu einem gewissen Anteil zur Deckung seiner eigenen Kapital-

kosten beitragen. Die Kapitalkosten des Dienstleisters sind nicht in solcher Weise

mit dem regulierten Netz verbunden, dass ein Einbezug in den Kapitalkostenab-

gleich angezeigt wäre. Zum einen sind Dienstleister — im Gegensatz zu Verpäch-

tern — häufig nicht nur für einen einzelnen Kunden tätig, dem sein Anlagevermö-

gen gleichsam exklusiv zur Verfügung steht. Zum anderen kann der Netzbetreiber

seinen Dienstleister — anders als seinen Verpächter — jederzeit wechseln oder ei-

genes Personal mit den betreffenden Tätigkeiten betrauen.

Dienstleistungen werden im Wettbewerb beschafft und sind nicht Teil des natürli-

chen Netzmonopols. Somit ist die Erhöhung von Kapitalkosten eines Dienstleisters

über das Dienstleistungsentgelt vollumfänglich abgegolten. Ein „Nachfahren" die-

ser Kosten würde dem gewünschten Wettbewerbsgedanken bei der Beschaffung

von Dienstleistungen widersprechen. Die Vergabe von Dienstleistungen soll in

diesem Sinne gerade nicht dem wettbewerblichen Bereich entzogen werden.

Aus diesen Gründen erweist sich die langfristige Betrachtung der Entwicklung des

Anlagevermögens über den Kapitalkostenabgleich in diesem Kontext als sachwid-

rig und es bleibt bei der mit der Kostenprüfung auf Grundlage des Basisjahres er-

folgenden Momentaufnahme der Dienstleistungskosten wie bei allen anderen ope-

rativen Kosten auch. Spiegelbildlich zum Kapitalkostenabzug werden auch beim

Kapitalkostenaufschlag keine Dienstleistungskosten berücksichtigt. Soweit ein Un-

ternehmen gegenüber dem Netzbetreiber sowohl als Verpächter als auch als
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Dienstleister fungiert, sind beide Funktionen zu trennen und lediglich diejenigen

Kapitalkosten zu berücksichtigen, die auf die verpachteten Anlagengüter entfallen.

Der Kapitalkostenabzug wird für den Netzbetreiber und ggf. für jeden Verpächter

sowie jeden kombinierten Verpächter/Dienstleister separat errechnet. Der Ge-

samtabzug ergibt sich aus der Kumulation aller Einzelabzüge.

Soweit bei Pachtmodellen im Rahmen der Kostenprüfung festgestellt wurde, dass

das kalkulatorische Pachtentgelt das tatsächlich gezahlte Pachtentgelt übersteigt

und infolgedessen nur das tatsächliche Entgelt im Ausgangsniveau berücksichtigt

wurde, wird für die Zwecke des Kapitalkostenabzugs bei dem betreffenden Ver-

pächter der Abzug errechnet, welcher sich bei Ansatz der kalkulatorischen Wert-

ansätze ergeben würde. Entsprechendes gilt für kombinierte Verpäch-

ter/Dienstleister.

Sollte sich bei einem Unternehmen z.B. wegen negativen Eigenkapitals rechne-

risch ein negativer Kapitalkostenabzug ergeben, findet kein Abzug statt, da dieser

andernfalls wie ein Zuschlag wirken und somit sowohl dem Verordnungswortlaut

„Kapitalkostenabzug" als auch dem Sinn und Zweck der Regelung widersprechen

würde. Durch den Kapitalkostenabzug soll das zeitliche Absinken der Restbuch-

werte der im Ausgangsniveau enthaltenen betriebsnotwendigen Sachanlagegüter

und damit auch das Absinken der Kosten des Netzbetreibers für Abschreibungen,

kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung, kalkulatorische Gewerbesteuer sowie für

Fremdkapitalzinsen nachgefahren werden. Während die Restwerte des Sachanla-

gevermögens sowie die Werte der erhaltenen Baukostenzuschüsse gemäß den

Vorgaben der StromNEV für jedes Jahr der Regulierungsperiode zu ermitteln sind,

werden die Bilanzwerte des übrigen Vermögens sowie das übrige Abzugskapital

ebenso wie das verzinsliche Fremdkapital im gleichen Verhältnis fortgeschrieben.

Diese Regelung ist notwendig, damit das Absinken der Restbuchwerte im Zeitab-

lauf nicht vollständig dem Eigenkapital, sondern auch anteilig dem Abzugs- und

dem verzinslichen Fremdkapital zugerechnet wird.

Netzbetreiber, die in ihrer Bilanz nicht das eigentliche Anlagevermögen aber im

Gegensatz hierzu die netzbezogenen Rückstellungen ausweisen, verfügen häufig

über negatives Eigenkapital. Durch Anschaffung von Anlagengütern, die im Basis-
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jahr eine sehr kurze Restnutzungsdauer aufweisen und damit bereits zu Beginn

der Regulierungsperiode ganz oder nahezu vollständig abgeschrieben sind, könn-

te das System dahingehend manipuliert werden, dass auch das gesamte Abzugs-

kapital eliminiert würde. Dies entspricht weder dem Sinn und Zweck der Regelung

das zeitliche Absinken der Restbuchwerte nachzubilden, noch führt es zu einem

sachgerechten Ergebnis. Daher findet kein Einzelabzug statt, wenn beispielsweise

aufgrund negativen Eigenkapitals im Ausgangsniveau rechnerisch ein negativer

Einzelabzug ermittelt wird.

Der lassen sich die Auswirkungen des Kapitalkostenabzugs beim Netz-

betreiber ohne Berücksichtigung zukünftiger Kapitalkostenaufschläge während der

dritten Regulierungsperiode entnehmen.

Die Landesregulierungsbehörde hat im vereinfachten Verfahren für die dritte Re-

gulierungsperiode gemäß § 24 Abs. 2 S. 2 ARegV den gewichteten durchschnittli-

chen Wert aller in dem bundesweiten Effizienzvergleich nach den §§ 12 bis 14

ARegV für die vorangegangene Regulierungsperiode ermittelten und nach § 15

Abs. 1 ARegV bereinigten Effizienzwerte (gemittelter Effizienzwert) zugrunde zu

legen. Der gemittelte Effizienzwert beträgt

Für Strom und Gas wird jeweils ein gesonderter gemittelter Effizienzwert gebildet.

Eine getrennte Berechnung für Strom und Gas verhindert, dass der gemittelte Effi-

zienzwert der Stromnetzbetreiber höher ins Gewicht fällt als derjenige für Gas-

netzbetreiber und trägt den Besonderheiten der Effizienzvergleiche für Strom- und

Gasnetze Rechnung.
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Die Begründung zum Verordnungstext (BR -Drs. 417/07, S. 69) nennt als mögliche

Gewichtungsmerkmale Mengen, Erlöse, die Zahl der Zählpunkte oder Kunden. Als

Gewichtungsmerkmal hat die Landesregulierungsbehörde die Aufwandsparameter

(mit nicht standardisierten Kapitalkosten) des Netzbetreibers (Gesamtkosten ab-

züglich der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile) herangezogen. Durch

dieses Gewichtungsmerkmal fließen indirekt sämtliche Strukturparameter ein, wel-

che die Höhe des Effizienzwertes beeinflussen.

Ein wesentliches Element zur Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösober-

grenzen in der dritten Regulierungsperiode sind die durch den Verteilungsfaktor

(V t) gleichmäßig abzubauenden beeinflussbaren Kostenanteile (KA b,t) des Netz-

betreibers, deren Abbau innerhalb einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein

muss (§ 16 Abs. 1 S. 1 ARegV).

Die KA b,t des Netzbetreibers ergeben sich gemäß § 11 Abs. 4 S. 1 ARegV aus

den Gesamtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten-

anteile des Ausgangsniveaus (KA dnb,0), nach Abzug des Kapitalkostenabzugs des

jeweiligen Kalenderjahrs der Regulierungsperiode (KKAb t) und nach Abzug der

vorübergehend nicht beeinflussbaren Kostenanteile des jeweiligen Kalenderjahrs

der Regulierungsperiode (KA vnb,t). Somit gilt:

Die Höhe der beeinflussbaren Kostenanteile ist

zu entnehmen.
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Die Festlegung der Erlösobergrenze durch die Regulierungsbehörde hat gemäß

§ 16 Abs. 1 ARegV so zu erfolgen, dass die beeinflussbaren Kostenanteile (KA b,t)

unter Anwendung eines Verteilungsfaktors (V t) rechnerisch innerhalb einer Regu-

lierungsperiode gleichmäßig abgebaut werden (individuelle Effizienzvorgabe).

Eine Regulierungsperiode dauert gemäß § 3 Abs. 2 ARegV fünf Jahre. Somit hat

der Abbau der ermittelten monetär bewerteten lneffizienzen in der dritten Regulie-

rungsperiode innerhalb von fünf Jahren zu geschehen. Daraus ergibt sich ein Ver-

teilungsfaktor (V t) von 0,2 * t.

2019 1
2020 2
2021 3
2022 4
2023 5

Die Höhe der nicht abgebauten beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs. 2

ARegV des jeweiligen Kalenderjahres ergibt sich aus

Gemäß § 8 ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung

aus dem durch das Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisge-

samtindex (VPI). Für die Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 1

ARegV wird der VPI des vorletzten Kalenderjahres vor dem Jahr, für das die Er-

lösobergrenze gilt, verwendet (VPI t). Dieser wird ins Verhältnis gesetzt zum VPI

für das Basisjahr (VPI 0).

Basisjahr ist gemäß § 6 Abs. 1 ARegV das Jahr 2016. Der VPI für das Jahr 2016

beträgt nach den Angaben des Statistischen Bundesamtes 107,4 (bei Normierung

auf das Jahr 2010) und 100,5 (bei Normierung auf das Jahr 2015). Der VPI beträgt

für das Jahr 2017 109,3 (bei Normierung auf das Jahr 2010), für das Jahr 2018
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103,8 (bei Normierung auf das Jahr 2015), für das Jahr 2019 105,3 (bei Normie-

rung auf das Jahr 2015) und für das Jahr 2020 105,8 (bei Normierung auf das

Jahr 2015) (abrufbar im Internet unter: https://www.genesis.destatis.de

/genesis/online > Suche nach: 61111-0001). Entsprechend dem Term VPI t / VPI

der in Anlage 1 zu § 7 ARegV aufgeführten Regulierungsformel ergibt das Ver-

hältnis des VPI für das jeweilige Regulierungsjahr zum VPI für das Jahr 2016 für

das erste Jahr der dritten Regulierungsperiode (2019) einen Inflationsfaktor in Hö-

he von rund 1,0177. Für das zweite Jahr der dritten Regulierungsperiode (2020)

ergibt sich ein Inflationsfaktor in Höhe von rund 1,0328. Für das dritte Jahr der

dritten Regulierungsperiode (2021) ergibt sich ein Inflationsfaktor in Höhe von rund

1,0478. Für das vierte Jahr der dritten Regulierungsperiode (2022) ergibt sich ein

Inflationsfaktor in Höhe von rund 1,0527.

Für das letzte Jahr der dritten Regulierungsperiode (2023) hat die Landesregulie-

rungsbehörde die relative prozentuale Veränderung des VPI des Jahres 2022

(105,8) gegenüber 2021 (105,3) fortgeschrieben, da zum Zeitpunkt der Beschluss-

fassung noch keine Erkenntnisse hinsichtlich des VPI des Kalenderjahres 2023

vorliegen konnten. Das Vorgehen der Landesregulierungsbehörde ist zweckmä-

ßig, da der Netzbetreiber einerseits gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 ARegV bei einer Ände-

rung des Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV zur Anpassung der Er-

lösobergrenze verpflichtet ist und so andererseits vorab eine möglichst sachge-

rechte Abschätzung der zukünftigen Entwicklung des VPI erfolgen kann. Für das

fünfte Jahr der dritten Regulierungsperiode (2023) ergibt sich ein Inflationsfaktor in

Höhe von rund 1,0577.

Es wurden somit folgende VPI-Werte zu Grunde gelegt (zur Veranschaulichung

werden diese nachfolgend auf zwei Nachkommastellen gerundet angezeigt; die

Berechnung erfolgte ebenfalls mit zwei Nachkommastellen):

2018
2019
2020
2021
2022
2023

" bei Normierung auf das Jahr 2010 bzw. 2015
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Die Inflationsfaktoren für die jeweiligen Jahre in Bezug auf das Basisjahr — d. h.

die relative prozentuale Änderung des VPI des jeweiligen Jahres gegenüber dem

VPI des Basisjahres 2016 — sind in nachstehender Tabelle als Prozentwert darge-

stellt (zur Veranschaulichung werden diese nachfolgend auf vier Nachkommastel-

len gerundet angezeigt; die Berechnung erfolgte indes ohne kaufmännische Run-

dung):

2019
2020
2021
2022
2023

Die Landesregulierungsbehörde hat diese Werte bei der Festlegung der kalender-

jährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2019 bis 2023 berücksichtigt

Im Rahmen der Anreizregulierung ist bei der Bestimmung der Erlösobergrenzen

zu berücksichtigen, wie sich die Produktivität der gesamten Branche abweichend

von der Gesamtwirtschaft entwickelt. Dies erfolgt durch den generellen sektoralen

Produktivitätsfaktor (PF t).

Gemäß § 9 Abs. 1 ARegV wird der generelle sektorale Produktivitätsfaktor aus der

Abweichung des netzwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritts vom gesamtwirt-

schaftlichen Produktivitätsfortschritt sowie der gesamtwirtschaftlichen Einstands-

preisentwicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung ermittelt.

Gemäß § 9 Abs. 3 ARegV hat die Bundesnetzagentur ab der dritten Regulie-

rungsperiode den generellen sektoralen Produktivitätsfaktor für Gas- und Strom-

netzbetreiber für die gesamte Regulierungsperiode zu ermitteln. Der Produktivi-

tätsfaktor wurde seitens der Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur am

28.11.2018 (Aktenzeichen: BK4-18-056) für Elektrizitätsversorgungsnetzbetreiber

für die dritte Regulierungsperiode festgelegt. Er beträgt 0,90 %.
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In Anlage 1 zu § 7 ARegV wird die Variable PF t als der generelle sektorale Pro-

duktivitätsfaktor nach Maßgabe des § 9 ARegV definiert, der die Veränderungen

des generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweiligen Regu-

lierungsperiode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wieder-

gibt. Die Veränderungen des generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das

Jahr t der jeweiligen Regulierungsperiode im Verhältnis zum ersten Jahr der Re-

gulierungsperiode (PF t) ergeben sich demgemäß mittels des folgenden Algorith-

mus

PF t = (1 + 0,0090)t- 1.

Der Netzbetreiber kann gem. § 4 Abs. 4 Nr. 1, 2. Alt. ARegV die Anpassung der

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund eines Kapitalkostenaufschlags

nach § 10a ARegV beantragen. Diesbezüglich ergeht ein gesonderter Beschluss.

Auf die Erlösobergrenzen werden gemäß § 24 Abs. 3 ARegV im vereinfachten

Verfahren keine Zu- oder Abschläge nach Maßgabe des § 19 ARegV vorgenom-

men.

Die Festlegung der volatilen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV zur Berücksichtigung

von Verlustenergiekosten in der dritten Regulierungsperiode erfolgte mit Be-

schluss der Landesregulierungsbehörde vom 27.09.2018 (Az. 55-29412/3/1/SO20-

0007).
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Auf die Erlösobergrenzen sind auf Antrag des Netzbetreibers gemäß § 5 Abs. 3

ARegV Zu- oder Abschläge aus dem Regulierungskonto vorzunehmen. Diesbe-

züglich ergeht ein gesonderter Beschluss.

Die rückwirkende Festlegung der Erlösobergrenzen ist zulässig. Sie steht in Ein-

klang mit dem in § 21a Abs. 5 S. 4 EnWG statuierten Gebot der Erreichbarkeit der

Effizienzvorgabe. Die Effizienzvorgaben können auch rückwirkend festgelegt wer-

den. Grundsätzlich gilt zwar, dass die Systematik der ARegV einen erlösobergren-

zenfreien Zeitraum nicht vorsieht und die Festlegung der Erlösobergrenzen für die

dritte Regulierungsperiode grundsätzlich im Jahr 2018 hätte erfolgen sollen, um

den Netzbetreiber zu Beginn der Regulierungsperiode in Kenntnis der für ihn

maßgeblichen Effizienzvorgaben zu setzen. Gleichwohl kommt eine rückwirkende

Festlegung in Betracht. So sieht Art. 37 Abs. 10 der Richtlinie 2009/73/EG vor,

dass die Regulierungsbehörden befugt sind, vorläufig geltende Übertragungs- und

Verteilungstarife festzulegen oder zu genehmigen und über geeignete Aus-

gleichsmaßnahmen zu entscheiden, falls sich die Festlegung der Tarife verzögert.

Entsprechend ist in § 20 Abs. 1 S. 2 EnWG geregelt, dass Netzbetreiber verpflich-

tet sind, zum 15. Oktober eines jeden Jahres für das Folgejahr vorläufige Entgelte

zu veröffentlichen, wenn die Entgelte für den Netzzugang bis zum 15. Oktober

nicht ermittelt worden sind. Wenn aber vorläufige Regelungen im Zusammenhang

mit der Festlegung der Erlösobergrenze für ein Kalenderjahr zulässig sind, muss

auch eine rückwirkende endgültige Festlegung von Erlösobergrenzen zulässig

sein (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 14. September 2016, VI -3 Kart 175/14

(V), Rn. 118 ff., juris).

Dem Netzbetreiber war vor Beginn der dritten Regulierungsperiode der Effizienz-

wed im vereinfachten Verfahren bekannt. Er war auch über die anderen für die

Festlegung der Erlösobergrenze wesentlichen Elemente informiert bzw. waren

diese aufgrund entsprechender Mitteilung der Landesregulierungsbehörde ab-
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schätzbar. Auf dieser Basis war der Netzbetreiber bereits Ende 2018 in der Lage,

die beeinflussbaren Kosten des Jahres 2019 anzupassen; gleiches galt Ende

2019 für die beeinflussbaren Kosten des Jahres 2020 und Ende des Jahres 2020

für die beeinflussbaren Kosten des Jahres 2021. Hinzu kommt, dass die Effizienz-

vorgaben rein rechnerisch und losgelöst von der betriebswirtschaftlichen Realität

erfolgen, mithin der Abbau von Ineffizienzen vor oder nach dem Beginn des jewei-

ligen Kalenderjahres einer Regulierungsperiode erfolgen kann (vgl. OLG Düssel-

dorf, Beschluss vom 14. September 2016, VI -3 Kart 175/14 (V), Rn. 121 f., juris).

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Düsseldorf zur rückwirkenden Festlegung

des Qualitätselements nach § 19 ARegV sieht sich die Landesregulierungsbehör-

de veranlasst, hilfsweise Ermessenserwägungen in Bezug auf die rückwirkende

Festlegung der Erlösobergrenzen in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der

Landesregulierungsbehörde ist bewusst, dass rückwirkende Festlegungen von

Erlösobergrenzen die Ausnahme sein sollten (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss

vom 15.02.2017, VI -3 Kart 155/15 (V), Rn. 38, juris). Im Rahmen des ihr zu-

stehenden Regulierungsermessens hat sich die Landesregulierungsbehörde ent-

schieden, von einer vorläufigen Festlegung von Erlösobergrenzen nach § 72

EnWG abzusehen und die Erlösobergrenzen rückwirkend zum 01.01.2019 festzu-

legen.

Bei der Entscheidung hat die Landesregulierungsbehörde neben dem in § 72

EnWG angelegten bzw. sich aus der rückwirkenden Neubescheidung ergebenden

Zweck einer Vorgabe von Erlösobergrenzen einschließlich Effizienzvorgaben für

die gesamte Regulierungsperiode auch das Interesse des Netzbetreibers an

Rechtssicherheit und an einer nach § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG angemessenen, wett-

bewerbsfähigen und risikoangepassten Verzinsung des eingesetzten Kapitals so-

wie das Interesse der Netznutzer an den in § 1 Abs. 1 EnWG genannten Aspekten

einer sicheren, preisgünstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung der

Allgemeinheit mit Strom berücksichtigt.

Eine vorläufige Festlegung von Erlösobergrenzen nach § 72 EnWG war aus Sicht

der Landesregulierungsbehörde nicht zweckdienlich für das Verfahren zur Festle-

gung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen sowie die Vereinnahmung von

Netzentgelten. Zum Jahresende 2018 waren dem Netzbetreiber alle wesentlichen
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Elemente zur Festlegung der Erlösobergrenze des Jahres 2019 nach § 32 Abs. 1

Nr. 1 ARegV bekannt bzw. waren diese aufgrund entsprechender Mitteilung der

Landesregulierungsbehörde abschätzbar; gleiches galt zum Jahresende 2019 für

das Jahr 2020, zum Jahresende 2020 für das Jahr 2021 und zum Jahresende

2021 für das Jahr 2022. Eine vorläufige Festlegung hätte also keinen wesentlichen

inhaltlichen Mehrwert gehabt.

In die Abwägung ist auch eingeflossen, dass trotz der zeitlichen Verzögerung (vgl.

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 15.02.2017, VI -3 Kart 155/15 (V), Rn. 47, juris)

dem Netzbetreiber rechtzeitig seine individuellen Effizienzvorgaben für die dritte

Regulierungsperiode bekannt waren.

Ebenfalls in die Abwägung eingeflossen ist, dass auf Seiten des Netzbetreibers

das vorläufige Ausgangsniveau durch erstmalige Mitteilung vom 25.04.2019 be-

kannt war. Daneben standen alle wesentlichen Elemente zur Bestimmung der

festzulegenden Erlösobergrenzen einschließlich des mit 0,90 % festgelegten ge-

nerellen sektoralen Produktivitätsfaktors nach § 9 ARegV fest, so dass die Erlös-

obergrenzen der Jahre 2019, 2020, 2021 und 2022 durch Schätzungen bestimmt

werden konnten. Auch der vorläufig ermittelte Wert des Kapitalkostenabzugs nach

§ 6 Abs. 3 ARegV war dem Netzbetreiber seitens der Landesregulierungsbehörde

bekannt gegeben worden.

Angesichts der vorgenannten Aspekte erachtet die Landesregulierungsbehörde

die rückwirkende Festlegung der Erlösobergrenzen als vom Ermessen gedeckt.

Aus Sicht der Landesregulierungsbehörde überwiegt hier das Interesse der Netz-

nutzer an der (rückwirkenden) Festlegung von Erlösobergrenzen ab Beginn der

dritten Regulierungsperiode. In besonderem Maße für die rückwirkende Festle-

gung sprechen hier die einen großen Teil der Öffentlichkeit betreffenden und nur

mit einer materiell richtigen Erlösobergrenzenfestlegung nach den Vorgaben des

EnWG, der ARegV und der StromNEV zu erreichenden Ziele. Rechtmäßig be-

stimmte Erlösobergrenzen dienen — den in § 1 Abs. 1 EnWG genannten Zwecken

entsprechend — einer sicheren, preisgünstigen und effizienten leitungsgebundenen

Versorgung der Allgemeinheit mit Strom. Die Netzregulierung dient gemäß § 1

Abs. 2 EnWG daneben den Zielen der Sicherstellung eines wirksamen und unver-
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fälschten Wettbewerbs bei der Versorgung mit Strom sowie der Sicherung eines

langfristig angelegten leistungsfähigen zuverlässigen Netzbetriebs. Schließlich

sind gemäß § 21 Abs. 2 S. 1 EnVVG Entgelte auf der Grundlage der Kosten einer

Betriebsführung, die denen eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netz-

betreibers entsprechen müssen, unter Berücksichtigung u.a. von Anreizen für eine

effiziente Leistungserbringung zu bilden. Diese Ziele erachtet die Landesregulie-

rungsbehörde als besonders wichtig, die Verwirklichung dieser Ziele ist überhaupt

Sinn der Netz- und der Entgeltregulierung. Sie dienen der Allgemeinheit und sind

für diese von überragender Bedeutung. Nur mit rechtmäßigen Erlösobergrenzen

für die gesamte Dauer einer Regulierungsperiode können die genannten Ziele op-

timal erreicht werden.

Die Entscheidung, die Erlösobergrenzen rückwirkend festzulegen, ist auch ver-

hältnismäßig. Die Entscheidung dient dem legitimen öffentlichen Zweck, entspre-

chend den Vorgaben des EnWG, der ARegV und der StromNEV für die gesamte

Dauer einer Regulierungsperiode Erlösobergrenzen festzulegen. Die rückwirkende

Festlegung ist hierzu geeignet, insbesondere werden dadurch rückwirkende Effizi-

enzvorgaben ermöglicht. Sie ist auch erforderlich, da zum jetzigen Zeitpunkt ein

gleich geeignetes, milderes Mittel nicht mehr zur Verfügung steht. Die Entschei-

dung ist schließlich auch angemessen. Das Interesse des Netzbetreibers, für den

Zeitraum der Rückwirkung keinen weiteren Vorgaben gemäß dieses Beschlusses

zu unterliegen und insbesondere keine Ineffizienzen abbauen zu müssen, muss

aus Sicht der Landesregulierungsbehörde hinter dem Interesse der Allgemeinheit

an einer sicheren, preisgünstigen und effizienten leitungsgebundenen Versorgung

der Allgemeinheit mit Strom zurückstehen. Dem Netzbetreiber war weit vor Beginn

der dritten Regulierungsperiode der für ihn schließlich auch förmlich festgelegte

Effizienzwert in Höhe von  bekannt, so dass er ohnehin stets gehalten

war, vorhandene Ineffizienzen abzubauen. Etwaige Abweichungen zu bislang tat-

sächlich vereinnahmten Entgelten können ohne weiteres über das Regulierungs-

konto nach § 5 ARegV abgewickelt werden.
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Die Anordnung des Tenors zu 2. ergeht auf der Grundlage der § 29 Abs. 1 EnWG

i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV. Die Zuständigkeit der Landesregulierungsbehör-

de folgt aus § 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 EnWG.

Gemäß § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV ist der Netzbetreiber bei einer Änderung des

Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV verpflichtet, die Erlösobergrenze

jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres anzupassen. Gleiches gilt bei der Än-

derung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1

Nr. 4 ARegV und volatilen Kostenanteilen gemäß § 11 Abs. 5 ARegV. Einer er-

neuten Festlegung der Erlösobergrenze bedarf es ausweislich § 4 Abs. 3 S. 2

ARegV in diesen Fällen nicht.

Die entsprechende Verpflichtung des Netzbetreibers zur Anpassung der Erlös-

obergrenzen ist ausweislich der Verordnungsbegründung in der Festlegung auf-

zunehmen (BR -Drs. 417/07, S. 44 f.). Die Verpflichtung zur Anpassung der Erlös-

obergrenzen wird daher gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1

EnWG nochmals ausdrücklich angeordnet. Dies dient der Durchsetzung der

Rechtslage, da hiermit die Möglichkeit eröffnet wird, die Verpflichtung nach § 94

EnWG durchzusetzen.

Die Anordnung des Tenors zu 3. ergeht auf Grundlage der § 29 Abs. 1 EnWG

i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 11 und § 28 S. 1 Nr. 8 ARegV. Die Zuständigkeit der Lan-

desregulierungsbehörde ergibt sich aus § 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 EnWG.

Gemäß § 28 S. 1 Nr. 8 ARegV ist der Netzbetreiber verpflichtet, den Übergang

von Netzen, Netzzusammenschlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV an-

zuzeigen; die Netzbetreiber haben darüber hinaus unverzüglich den Übergang des

Netzbetriebs anzuzeigen, soweit sich ein Wechsel des zuständigen Netzbetreibers

ergeben hat. Nach Maßgabe der §§ 29 Abs. 1 EnWG i. V. m. § 32 Abs. 1 Nr. 11

ARegV kann die Landesregulierungsbehörde Entscheidungen zu Umfang, Zeit-

punkt und Form der nach den §§ 27 und 28 ARegV zu erhebenden und mitzutei-
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lenden Daten, insbesondere zu den zulässigen Datenträgern und Übertragungs-

wegen treffen. In Ausübung dieser Befugnis ordnet sie an, dass der Netzbetreiber

ohne schuldhaftes Zögern den Übergang von Netzen, Netzzusammenschlüssen

und -aufspaltungen nach § 26 ARegV anzuzeigen hat. Hierdurch wird sicherge-

stellt, dass die Landesregulierungsbehörde zeitnah von dem Sachverhalt erfährt

und sicherstellen kann, dass die Vorgaben des § 26 ARegV eingehalten werden.

Die Anordnung dient der Durchsetzung der Rechtslage, da hiermit die Möglichkeit

eröffnet wird, die Verpflichtung nach § 94 EnVVG durchzusetzen.

Die Landesregulierungsbehörde hat bei der Bestimmung der kalkulatorischen Ei-

genkapitalverzinsung im Rahmen der Ermittlung des Ausgangsniveaus die Zinss-

ätze für Alt- und Neuanlagen zugrunde gelegt, die in dem Beschluss BK4-16-160

der Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur vom 05.10.2016 festgelegt wor-

den sind. Gegen den Beschluss BK4-16-160 haben zahlreiche Netzbetreiber Be-

schwerde eingelegt.

Die unter Ziffer 4. tenorierte Regelung zur Anpassung dieses Beschlusses zur

Festlegung der Erlösobergrenzen des Netzbetreibers für die dritte Regulierungs-

periode hinsichtlich der verwendeten Eigenkapitalzinssätze für Alt- und Neuanla-

gen, dient der Vermeidung von Beschwerdeverfahren, die unter dem Gesichts-

punkt der Verfahrensökonomie nicht sinnvoll sind. Ein Netzbetreiber soll sich nicht

veranlasst sehen, gegen den vorliegenden Beschluss rechtswahrend Beschwerde

einzulegen, nur um sich so die Möglichkeit zu erhalten, von dem Ausgang des Be-

schwerdeverfahrens gegen den Beschluss BK4-16-160 der Bundesnetzagentur

auch in diesem Verfahren zur Festlegung der Erlösobergrenzen zu profitieren. Die

Landesregulierungsbehörde möchte mit der in Rede stehenden Regelung somit

vermeiden, dass dieser Beschluss von Netzbetreibern allein deshalb mit einer Be-

schwerde angegriffen und so einem gerichtlichen Verfahren zugeführt wird, um

gegebenenfalls höhere als im ursprünglichen Beschluss BK4-16-160 der Bundes-

netzagentur festgelegte Eigenkapitalzinssätze zur Grundlage dieses Beschlusses

zu machen. Gleichzeitig wird für den Fall, dass der Netzbetreiber diesen Be-
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schluss nicht nur wegen der verwendeten Eigenkapitalzinssätze sondern auch

wegen anderer Beschwerdepunkte angreift, sichergestellt, dass über die insoweit

eingelegte Beschwerde entschieden werden kann und das Abwarten einer ab-

schließenden gerichtlichen Entscheidung und einer eventuellen Neufestlegung zu

den mit Beschluss BK4-16-160 der Bundesnetzagentur festgelegten Eigenkapital-

zinssätzen nicht erforderlich ist.

Dabei soll der Netzbetreiber durch die unter Tenorziffer 4. getroffene Regelung so

gestellt werden, wie er stünde, wenn er diesen Beschluss zur Festlegung der Er-

lösobergrenzen mit einer Beschwerde angegriffen, dabei die Anwendung rechts-

widriger Eigenkapitalzinssätze für Alt- und Neuanlagen gerügt hätte und es zu ei-

ner Neufestlegung der Eigenkapitalzinssätze kommt. Der Netzbetreiber soll inso-

weit weder besser noch schlechter gestellt werden. Dies bedeutet, dass der Netz-

betreiber im Falle eines ihm günstigen Ausgang des Verfahrens gegen den Be-

schluss BK4-16-160 der Bundesnetzagentur auch von höheren Zinssätzen in die-

ser Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen profitieren soll. Dies be-

deutet aber gleichzeitig auch, dass die Landesregulierungsbehörde — schon im

Interesse der Netznutzer — sicherstellt, dass im Falle eines für den Netzbetreiber

ungünstigen Ausgangs seines Beschwerdeverfahrens gegen die Festlegung BK4-

16-160 der Bundesnetzagentur etwaige die Erlösobergrenze reduzierende Effekte

berücksichtigt werden. Deshalb ist die Regelung so ausgestaltet, dass eine An-

passung sowohl erlösobergrenzenerhöhend als auch -senkend vorgenommen

wird.

Die Landesregulierungsbehörde hat bei der Bestimmung der kalenderjährlichen

Erlösobergrenzen den mit Beschluss der Beschlusskammer 4 der Bundesnetza-

gentur vom 28.11.2018 unter dem Aktenzeichen BK4-18-056 festgelegten gene-

rellen sektoralen Produktivitätsfaktor zugrunde gelegt. Die Bestimmung des sekt-

oralen Produktivitätsfaktors erfolgte in der dritten Regulierungsperiode erstmalig

durch die Bundesnetzagentur und ist nicht durch Rechtsverordnung vorgegeben.

Auch gegen den Beschluss BK4-18-056 der Bundesnetzagentur haben zahlreiche

Netzbetreiber Beschwerde eingelegt.
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Die Landesregulierungsbehörde trifft hinsichtlich des verwendeten generellen

sektoralen Produktivitätsfaktors die unter Ziffer 5. tenorierte Regelung zur Anpas-

sung dieses Beschlusses zur Festlegung der Erlösobergrenzen des Netzbetrei-

bers für die dritte Regulierungsperiode mit dem Ziel, Beschwerdeverfahren zu

vermeiden, die unter dem Gesichtspunkt der Verfahrensökonomie nicht sinnvoll

sind. Die zur Begründung der Regelung unter Ziffer 4. gemachten Ausführungen

gelten entsprechend.

Die Regulierungskammer Niedersachsen ist der Auffassung, dass Baukostenzu-

schüsse und Netzanschlusskotenbeiträge, die der Netzbetreiber in dem Zeitraum

vom 01.01.2007 bis einschließlich 31.12.2016 vereinnahmt hat, für die Berech-

nung des Kapitalkostenabzugs für die Dauer der 3. Regulierungsperiode auf den

kalkulatorischen Restwert des Basisjahres zu fixieren sind, also nicht aufgelöst

werden (siehe hierzu die Begründung unter 4.3.1). Diese Auffassung wird auch

von anderen Regulierungsbehörden vertreten. Insoweit liegen zwischenzeitlich

Beschlüsse eines Oberlandesgerichts vor (vgl. u.a. OLG Düsseldorf, Beschluss

vom 01.07.2020, VI -3 Kart 813/19 (V)), die die Auffassung der Regulierungskam-

mer nicht bestätigen. Auch gegen den vorgenannten Beschluss ist die Rechtsbe-

schwerde zum Bundesgerichtshof zugelassen worden. Die unter Ziffer 6. tenorier-

te Regelung zur Anpassung dieses Beschlusses zu dieser Frage dient insoweit

der Vermeidung von Beschwerdeverfahren. Aufgrund des verkündeten Beschlus-

ses des OLG Düsseldorf hat sich die Regulierungskammer Niedersachsen nun-

mehr zur Aufnahme der Tenorziffer 6. entschieden.

Die Regulierungskammer Niedersachsen ist der Auffassung, dass Anlagen im

Bau, die vom Netzbetreiber in dem Zeitraum vom 01.01.2007 bis einschließlich

31.12.2016 erstmals aktiviert worden sind, nicht vom Anwendungsbereich des

§ 34 Abs. 5 Satz 1 ARegV erfasst sind (siehe hierzu die Begründung unter 4.3.1).
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Diese Auffassung wird auch von anderen Regulierungsbehörden vertreten. Inso-

weit liegt zwischenzeitlich ein Beschluss eines Oberlandesgerichts vor (vgl. OLG

Düsseldorf, Beschluss vom 01.07.2020, VI -3 Kart 770/19 (V)), der die Auffassung

der Regulierungskammer nicht bestätigt. Gegen den vorgenannten Beschluss ist

die Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof zugelassen worden. Die unter Zif-

fer 7. tenorierte Regelung zur Anpassung dieses Beschlusses zu dieser Frage

dient insoweit der Vermeidung von Beschwerdeverfahren. Aufgrund des verkünde-

ten Beschlusses des OLG Düsseldorf hat sich die Regulierungskammer Nieder-

sachsen nunmehr zur Aufnahme der Tenorziffer 7. entschieden.

Die Regulierungskammer Niedersachsen ist der Auffassung, dass bei der Ermitt-

lung des Kapitalkostenabzugs von der Formulierung „Aufwand für Fremdkapital-

zinsen" in § 6 Abs. 3 Satz 2 ARegV nicht nur Darlehenszinsen, sondern alle Zin-

sen und ähnlichen Aufwendungen zu verstehen sind (bspw. auch Zinszuführungen

zu Rückstellungen), da alle Arten von Zinsen aus Fremdkapital des Netzbetriebs

resultieren und somit im wirtschaftlichen Ergebnis der Fremdfinanzierung von be-

triebsnotwendigem Vermögen dienen. Diese Auffassung wird auch von anderen

Regulierungsbehörden vertreten.

Zwischenzeitlich liegt ein Beschluss eines Oberlandesgerichts vor (vgl. OLG Düs-

seldorf, Beschluss vom 18.11.2020, VI -3 Kart 843/19 (V)), der die Auffassung der

Regulierungskammer nicht bestätigt. Gegen den vorgenannten Beschluss ist die

Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof zugelassen worden. Die unter Ziffer 8.

tenorierte Regelung zur Anpassung dieses Beschlusses zu dieser Frage dient in-

soweit der Vermeidung von Beschwerdeverfahren. Aufgrund des verkündeten Be-

schlusses des OLG Düsseldorf hat sich die Regulierungskammer Niedersachsen

nunmehr zur Aufnahme der Tenorziffer 8. entschieden.
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Die Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die dritte Regulie-

rungsperiode Strom gemäß § 4 Abs. 2 ARegV stellt eine gebührenpflichtige Amts-

handlung gemäß § 91 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 29 Abs. 1 EnWG und § 32 Abs. 1 Nr. 1

ARegV dar.

Die Landesregulierungsbehörde setzt die Gebührenhöhe nach Maßgabe des Ge-

bührenverzeichnisses fest, welches für die Festlegung der kalenderjährlichen Er-

lösobergrenzen einen Gebührenrahmen von 1.000 bis 80.000 € vorsieht, §§ 1 und

2 der Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen und Leis-

tungen - Allgemeine Gebührenordnung (AlIGO) vom 05.06.1997 (Nds. GVBI.

1997, 171) i.V.m. Nr. 27.1.6.11 der Anlage zu § 1 Abs. AlIGO in der zur Zeit gül-

tigen Fassung.

Kostenschuldner ist nach § 5 Abs. 1 Nds. Verwaltungskostengesetz (NVwKostG)

derjenige, der zu der Amtshandlung Anlass gegeben hat.

Bei der Bemessung der Gebühr ist sowohl der Verwaltungsaufwand als auch die

Bedeutung, der wirtschaftliche Wert oder sonstige Nutzen der Festlegung für den

Netzbetreiber zu berücksichtigen. Diese Bemessungsgrößen sind im Wesentli-

chen abhängig von dem im Rahmen der Kostenprüfung ermittelten Ausgangsni-

veau.

Zu einem Sockelbetrag, dessen Höhe abhängig davon ist, ob der Verwaltungs-

aufwand gering (Sockelbetrag = 2.500 €), normal (Sockelbetrag = 3.500 €) oder

hoch (Sockelbetrag = 4.500 €) war, wird zur Berücksichtigung der wirtschaftlichen

Bedeutung ein Betrag von  des festgestellten Ausgangsniveaus addiert.

Über- oder unterschreitet der so errechnete Betrag den Gebührenrahmen, ist der

jeweilige Höchst- oder Mindestbetrag des Gebührenrahmens anzusetzen. Diese

Berechnungsmethode berücksichtigt den Verwaltungsaufwand und die wirtschaft-

liche Bedeutung im Einzelfall.
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Der durch das vorliegende Genehmigungsverfahren verursachte Verwaltungs-

aufwand stellte sich im Verhältnis zu den anderen Verfahren als hoch dar. Auf-

grund besonderer sachlicher oder rechtlichen Schwierigkeiten war die Antrags-

bearbeitung mit einem überdurchschnittlichen Zeitaufwand verbunden. Die vom

Netzbetreiber eingereichten Unterlagen waren teilweise unvollständig und feh-

lerhaft, was Nachfragen und Sachverhaltsaufklärungen zur Folge hatte. Ferner

führte das vom Netzbetreiber beantragte Verpachtungsverhältnis zu einem deut-

lich höheren Prüfungsaufwand.

Daraus resultieren folgende Kosten (Gebühren und Auslagen):

Verwaltungsaufwand Ausgangsniveau davon 0,25 % Gebührenhöhe

Im vorliegenden Verwaltungsverfahren bestand kein Anlass zur Ermäßigung der

Gebühr aus Billigkeitsgründen gemäß § 91 Abs. 3 S. 3 EnWG.

Die Gebühr wird mit Bekanntgabe des Bescheides fällig. Die Gebühr ist unter An-

gabe des Kassenzeichens bis zum 20.01.2023 auf das folgende Konto zu über-

weisen:

Empfänger: Nds. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz

Kreditinstitut: Nord/LB Hannover

IBAN: DE10 2505 0000 0106 0251 82

BIC: NOLADE2H

Verwendungszweck: Kassenzeichen 
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Die folgenden Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses:

Gegen diesen Bescheid kann gem. §§ 75 Abs. 1, 78 EnWG binnen einer Frist von

einem Monat nach Zustellung Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist

bei der Regulierungskammer Niedersachsen, Postfach 4107, 30041 Hannover,

einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Ober-

landesgericht Celle, Schloßplatz 2, 29221 Celle, eingeht. Die Beschwerde ist zu

begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen Monat. Sie be-

ginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der

Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebe-

gründung muss die Erklärung, inwieweit der Bescheid angefochten und seine Ab-

änderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der

Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die

Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegründung müssen von einem Rechts-

anwalt unterzeichnet sein. Die Beschwerde hat gem. § 76 Abs. 1 EnVVG keine

aufschiebende Wirkung.

cr,-6
To rsterf-BergN Alexander Drilling
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Landesregulierungsbehörde

für den Netzbetreiber

Nachfolgend wird die Ermittlung des Ausgangsniveaus der Erlösobergrenzen gemäß § 6

Abs. 1 und 2 Anreizregulierungsverordnung (ARegV) dargestellt.

Gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 Anreizregulierungsverordnung (ARegV) ermittelt die Regulie-

rungskammer das Ausgangsniveau für die Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösober-

grenzen in der dritten Regulierungsperiode durch eine Kostenprüfung nach den Vorschrif-

ten des Teils 2 Abschnitt 1 der Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV). Die dritte Regu-

lierungsperiode beginnt am 01.01.2019. Die Kostenprüfung erfolgt nach § 6 Abs. 1 S. 3

ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn der Regulierungsperiode auf der Grundlage

der Daten des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemäß § 6 Abs. 1

S. 4 ARegV das Kalenderjahr, in dem das der Kostenprüfung zugrundeliegende Ge-

schäftsjahr endet, als Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die Kostenprü-

fung auf der Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2016.

Für die Bestimmung des Ausgangsniveaus der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für

die dritte Regulierungsperiode Strom (2019 bis 2023) sind die Netzkosten nach § 6 Abs. 1

S. 1 ARegV i.V.m. §§ 4 bis 9 StromNEV zu ermitteln. Gemäß § 4 Abs. 2 StromNEV set-

zen sich die Netzkosten aus den aufwandsgleichen Kosten nach § 5 StromNEV, den kal-

kulatorischen Abschreibungen nach § 6 StromNEV, der kalkulatorischen Eigenkapitalver-

zinsung nach § 7 StromNEV sowie den kalkulatorischen Steuern nach § 8 StromNEV,

unter Abzug der kostenmindernden Erlöse und Erträge nach § 9 StromNEV, zusammen.

Bilanzielle und kalkulatorische Kosten sind nur insoweit anzusetzen, als sie einen Bezug

zum Netzbetrieb aufweisen (§ 4 Abs. 1 S. 1 StromNEV), den Kosten eines effizienten und

strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1 S. 1 StromNEV, § 21

Abs. 2 S. 1 Energiewirtschaftsgesetz (EnVVG)) und sich ebenso bei einem im Wettbewerb

stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2



Anlage Ausgangsniveau
Stadtwerke Rinteln GmbH

EnVVG). Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 ARegV, der die Unanwendbarkeit von § 3 Abs. 1 S. 5,

2. Hs. StromNEV statuiert, ist dabei die Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen

ausgeschlossen. Kosten und Erlöse bzw. Erträge, die dem Grunde oder der Höhe nach

auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, auf das sich die Kostenprüfung be-

zieht, sind gemäß § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV nicht zu berücksichtigen. Die so ermittelten

Netzkosten, die gemäß § 6 Abs. 1 ARegV das Ausgangsniveau für die Bestimmung der

Erlösobergrenzen bilden, ergeben sich aus der und betragen

Die Regulierungskammer hat der Prüfung, neben dem nach § 6 Abs. 1 ARegV i.V.nn. § 28

StromNEV vorzulegenden Bericht, den Erhebungsbogen zu Grunde gelegt, der vom

Netzbetreiber elektronisch übermittelt wurde. Parallel zur elektronischen Übermittlung der

Unterlagen wurde durch eine autorisierte Person beim Netzbetreiber ein Übersendungs-

bogen mit eigenhändiger Unterschrift an die Regulierungskammer gesandt, um die elekt-

ronische Zusendung zu legitimieren.

Aufwandsgleiche Kosten sind zu berücksichtigen, sofern und soweit sie einen Bezug zum

Netzbetrieb aufweisen (§ 3 Abs. 1 S. 1 StromNEV), den Kosten eines effizienten und

strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1 StromNEV und § 21

Abs. 2 S. 1 EnVVG) und sich ebenso bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen

ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnVVG).

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum

Netzbetrieb aufweisen. Kosten sind folglich nicht zu berücksichtigen, sofern und soweit

sie nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen oder dem Betrieb des Netzes

zu dienen bestimmt sind. Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehungsgrunde oder

ihrem Verwendungszweck nach dem Vertrieb, dem Messstellenbetrieb für intelligente

Messsysteme und moderne Messeinrichtungen oder anderen Unternehmenstätigkeiten

zuzuordnen sind, grundsätzlich nicht auf den Netzbetrieb bezogen und somit nicht be-

rücksichtigungsfähig.
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Der Netzbetreiber trägt die Darlegungs- und Beweislast für die Tatsache, dass die geltend

gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden und dem Netzbetrieb zuzuordnen sind.

Dies ergibt sich bereits aus der Natur der zu prüfenden Informationen, die allesamt dem

Rechnungswesen des Netzbetreibers bzw. des vertikal integrierten Unternehmens ent-

stammen. Diese internen Vorgänge sind der Regulierungskammer nicht bekannt, solange

der Netzbetreiber die beurteilungsrelevanten Kosten nicht darlegt und diese dezidiert

nachweist.

Dem steht auch nicht der Amtsernnittlungsgrundsatz entgegen. Der Pflicht der Behörde,

den Sachverhalt in eigener Verantwortung aufzuklären (§ 68 En\NG und § 24 Verwal-

tungsverfahrensgesetz (VwVfG) i.V.m. § 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensge-

setz (NVwVfG)) stehen insoweit Obliegenheiten des Netzbetreibers gegenüber (§ 69

EnVVG und § 26 VwVfG i.V.m. § 1 NVwVfG); die Mitwirkungspflicht des Netzbetreibers

begrenzt die Amtsermittlungspflicht der Verwaltungsbehörde. Diese braucht entschei-

dungserhebliche Tatsachen nicht zu ermitteln, die der Betroffene ihr zu unterbreiten hat

(vgl. BGH, EnVR 79/07, Rn. 21; BVerwG, 8 C 27/85, NVwZ 1987, 404 f.). Vielmehr „ist es

erforderlich, dass die tatsächlich angefallenen Kosten, deren Anfall im Basisjahr sowie

deren inhaltlicher Bezug auf das Basisjahr dargelegt und belegt werden und die Zu-

schlüsselung auf das zu prüfende Netz plausibel gemacht wird." (OLG Stuttgart, 201 Kart

12/14, S. 7). Nicht nachgewiesene Kosten sind folglich nicht berücksichtigungsfähig (so

auch: OLG Düsseldorf, VI -3 Kart. 472/06 [V]; OLG Stuttgart 202 En\NG 12/13 und 201

EnVVG 12/14; BGH, EnVR 6/08, 88/10, 25/12 und 26/14).

Einzelkosten des Netzes sind gemäß § 4 Abs. 4 StromNEV dem Netz direkt zuzuordnen.

Kosten des Netzes, die sich nicht oder nur mit unvertretbar hohem Aufwand als Einzel-

kosten direkt zurechnen lassen, sind als Gemeinkosten über eine verursachungsgerechte

Schlüsselung gegebenenfalls zunächst der Sparte Elektrizität und sodann der Tätigkeit

Elektrizitätsverteilung zuzuordnen. Die zu Grunde gelegten Schlüssel müssen sachge-

recht sein und den Grundsatz der Stetigkeit beachten. Die verwendeten Schlüssel müs-

sen eine möglichst große Nähe zur tatsächlichen Kostenverteilung aufweisen. Stunden-

aufschreibungen einer Lohnbuchhaltung z.B. lassen eine anteilige Verteilung der Perso-

nalkosten auf den Netzbetrieb somit plausibler erscheinen, als Umsatz- oder Gewinn-

schlüssel. Änderungen eines Schlüssels sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten

sind.
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Die Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen ist gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 ARegV aus-

geschlossen. § 6 Abs. 2 S. 2 ARegV regelt, dass § 3 Abs. 1 S. 5 Hs. 2 StromNEV bei der

Durchführung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus nach § 6 Abs. 1

ARegV keine Anwendung findet.

Kosten, die auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, sind gemäß § 6 Abs. 2

S. 1 ARegV ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Soweit aufwandsgleiche Kosten dem

Grunde oder der Höhe nach auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, auf

das sich die Kostenprüfung bezieht, bleiben sie gemäß § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV bei der

Ermittlung des Ausgangsniveaus unberücksichtigt. Eine Besonderheit des Geschäftsjah-

res liegt vor, wenn bestimmte Kosten des Netzbetriebs nicht periodisch im Laufe der drit-

ten Regulierungsperiode wiederkehren, sondern ausschließlich einmalig im Basisjahr

i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV anfallen. Der Regelung des § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV liegt die Über-

legung zu Grunde, dass die Heranziehung der Kosten eines bestimmten Geschäftsjahres

als Grundlage für die Festlegung der Erlösobergrenzen dann gerechtfertigt ist, wenn die

Kostenstruktur in den aufeinanderfolgenden Geschäftsjahren in der Regel im Wesentli-

chen gleich ist (vgl. BGH, EnVR 48/10 — „EnBW Regional AG", Rn. 16). Mit diesem Kon-

zept wäre es nicht vereinbar, wenn das Ergebnis der Kostenprüfung 2016 auch insoweit

Grundlage für die Festsetzung der Erlösobergrenzen wäre, als dort Besonderheiten be-

rücksichtigt sind, die ausschließlich im Basisjahr aufgetreten sind. Dies kann der Fall sein,

wenn in dem maßgeblichen Geschäftsjahr einmalige Effekte zu verzeichnen sind, die das

Kostenniveau signifikant gegenüber den Kosten der Vorjahre erhöhen. Eine Besonderheit

liegt hingegen nicht vor, wenn der Netzbetreiber plausibel darlegt, dass erstmals im Basis-

jahr Kosten zu verzeichnen sind, die im Laufe der folgenden Regulierungsperiode (Wir-

kungszeitraum) fortlaufend wiederkehren. Das gilt, dem Sinn und Zweck der Regelung

entsprechend, auch für Erlöse; dies verdeutlicht systematisch die Regelung des § 6

Abs. 1 S. 1 ARegV, die von einer „Kostenprüfung" spricht, wobei offensichtlich, wie der

dortige Verweis zeigt, die Prüfung von Erlösen nach § 9 StromNEV mit einbezogen ist.

Eine Anwendung des § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV auf Bilanzwerte ist indes ausgeschlossen, da

bei der Bestimmung der kalkulatorischen Kosten gemäß § 7 Abs. 2 S. 1 StromNEV be-

reits eine Vergleichmäßigung periodischer Effekte im Wege der Mittelwertbildung über die

Jahre 2015 und 2016 erfolgt. Insofern besteht kein Raum mehr für die Anwendung des

§ 6 Abs. 2 S. 1 ARegV. Überdies handelt es sich formaliter bei den Bilanzwerten nicht um

Kosten i.S.d. § 4 StromNEV.
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Die relevanten Verlustenergiekosten ergeben sich aus den Beschaffungskosten der im

Kalenderjahr 2016 zum Einsatz gebrachten Verlustenergie (§ 10 Abs. 1 StromNEV). Ver-

luste, die nicht physikalisch bedingt sind (z.B. Betriebsverbrauch, Stromdiebstahl), dürfen

nicht Bestandteil dieser Position sein.

Die Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen sind verpflichtet, Verlustenergie in einem

marktorientierten, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren zu beschaffen, vgl.

§ 10 Abs. 1 StromNZV. Netzbetreiber mit über 100.000 unmittelbar und mittelbar ange-

schlossenen Kunden sind verpflichtet, dazu Ausschreibungsverfahren durchzuführen, die

in der Festlegung der Beschlusskammer 6 der Bundesnetzagentur vom 21.10.2008 (BK6-

08-006) näher dargelegt sind. Preisseitig setzt die Regulierungskammer den Beschaf-

fungspreis für das Kalenderjahr 2016 als Preisobergrenze an, welcher sich aus der Fest-

legung volatile Kostenanteile Verlustenergie vom 20.03.2013 (BK8-12/016) ergibt, die die

Bundesnetzagentur im Wege der Organleihe für die Landesregulierungsbehörde Nieder-

sachsen erlassen hatte. Dieser beträgt  für das Jahr 2016. Preise ober-

halb dieser Grenze lassen sich nicht rechtfertigen. Kosten aus der Beschaffung von Ver-

lustenergie unterhalb der Preisobergrenze fließen bei der Bestimmung der Aufwandspa-

rameter des Effizienzvergleichs gemäß §§ 12 bis 14 ARegV mit ein. Dadurch wird ein

notwendiger Anreiz zur effizienten Bewirtschaftung der Verlustenergie und der i.S.d. § 1

Abs. 1 EnWG gebotene preisgünstige, effiziente und umweltverträgliche Netzplanung und

-betriebsführung sowie der Energieeffizienz gesetzt.

Zur Ermittlung der Verlustenergiekosten ist weiterhin festzustellen, ob die relative Höhe

der Verlustenergiemengen effizient ist. Die Bundesnetzagentur hat eine nationale Ver-

gleichsbetrachtung der Verlustenergiemengen je Spannungsebene (Netz- und Umspann-

ebenen) durchgeführt. Die Untersuchung diente dazu, die Gültigkeit der Aufgriffsgrenzen

aus der vorherigen Bestimmung des Ausgangsniveaus für den aktuellen Betrachtungs-

zeitraum zu überprüfen. Die Stichprobe, für die plausible Daten vorlagen, umfasste 96

Netzbetreiber in Zuständigkeit der Bundesnetzagentur. Als Vergleichsbasis wurde je

Spannungsebene das Verhältnis der Verlustenergiemenge zur Jahresarbeit (Bezug aus

vorgelagerter Spannungsebene + Einspeisung aus Erzeugungsanlagen + Rückspeisung

in die vorgelagerte Spannungsebene) herangezogen (Verlustquote).
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Im Vergleich zum Vorgehen bei der vorherigen Bestimmung des Ausgangsniveaus wurde

die Umspannebene MS/NS mit der Netzebene NS zusammengefasst. Dadurch werden

Zuordnungen von Verlustenergiemengen in diesen Spannungsebenen erleichtert. Andere

Spannungsebenen werden weiterhin einzeln betrachtet, um Netzbetreiber, die nicht alle

Spannungsebenen betreiben, nicht zu benachteiligen. Getrennt wurde jedoch die Verlust-

quote Ost betrachtet, um den signifikant höheren Verlustenergiemengen in der Mittel- und

Niederspannung ostdeutscher Netzbetreiber Rechnung zu tragen.

Die sich aus der nationalen Vergleichsbetrachtung ergebenen Durchschnittswerte je

Spannungsebene wurden jeweils um das einseitige Konfidenzintervall (95 % Vertrauens-

wahrscheinlichkeit) erhöht und mit den Aufgriffsgrenzen aus der letzten Ausgangsniveau-

bestimmung verglichen. Sie lagen jeweils unter den bisherigen Aufgriffsgrenzen.

Die Aufgriffsgrenzen wurden daher wie folgt festgelegt:

West HS [< 0,5 %]; HS/MS [< 0,5 °/0]; MS [< 1,0 °A]; MS/NS, NS [< 2,4 °/0]

HS [< 0,5 °A]; HS/MS [< 0,5 %]; MS [< 1,3 %]; MS/NS, NS [< 3,1 (Yo]

Die Regulierungskammer erachtet die Anwendung der Aufgriffsgrenzen der Bundesnetz-

agentur für die Netzbetreiber in eigener Zuständigkeit für sachgerecht und legt diese zu-

grunde.

Der Netzbetreiber hat folgende Verlustenergiemengen beschafft:

Die Aufgriffsgrenzen werden durch diese Werte nur geringfügig überschritten. Aufgrund

der geringfügigen Überschreitung wird zugunsten des Netzbetreibers von einer Kürzung

der Verlustenergiemengen abgesehen.
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Die für den Netzbetrieb notwendigen Energiemengen zur eigenbetrieblichen Nutzung

müssen effizient beschafft worden sein. Als Vergleichsmaßstab für die Beschaffung von

technisch bedingtem Betriebsverbrauch ist der Referenzpreis für Verlustenergie i.H.v.

3,514 Cent/kWh anzusetzen.

Der Netzbetreiber macht Aufwendungen für Betriebsverbrauch in der Kostenposition 5.1.3

in einer Höhe von geltend. Darin enthalten ist ein Betrag in Höhe von

der auf Betriebsverbrauch im Zusammenhang mit der Straßenbeleuchtung entfällt. Dieser

ist in den Netzentgelten nicht zu berücksichtigen, da eine Vergütung der Aufwendungen

für Straßenbeleuchtung außerhalb der Finanzierung über Netzentgelte erfolgt. Diese wa-

ren daher vollständig zur kürzen.

Der Netzbetreiber hat bei nicht leistungsgemessenen Kunden die Aufgabe, ein geeignetes

Verfahren zum Ausgleich ggf. entstehender Abweichungen von den standardisierten

Lastprofilen (Standardlastprofile) anzuwenden. Dabei kommen in der Regel zwei unter-

schiedliche Verfahren zur Anwendung.

Beim analytischen Lastprofil prognostizieren der oder die Lieferanten die erwarteten Last-

profile ihrer Kleinkunden und speisen danach Strom ins Netz ein. Die Berechnungen des

Verteilernetzbetreibers erfolgen jedoch erst nach der Lieferung. Das analytische Lastprofil

hat für den Netzbetreiber den Vorteil, dass die gesamte Kleinkundenlast auf die

Stromhändler aufgeteilt wird. Beim analytischen Verfahren entstehen keine Kosten für den

Verteilnetzbetreiber und damit für den Netznutzer.

Das synthetische Lastprofil ordnet statistisch ermittelte Lastprofile bestimmten Kleinkun-

dengruppen nach spezifischen Verbrauchsmustern zu. Die Lieferanten speisen Elektrizität

auf der Grundlage der Summen dieser synthetischen Lastprofile ein. Beim synthetischen

Verfahren entstehen ggf. Kosten in Höhe der Leistungsabweichung. Die Mehr- oder Min-

dermengen sind hingegen zwischen Netzbetreiber und Lieferanten abzurechnen und wur-

den daher auch kosten- und erlösseitig neutralisiert.
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Die Regulierungskammer geht davon aus, dass die Kosten und Erlöse bei einer aktiven

Bewirtschaftung sehr gering sind und sich im Zeitverlauf innerhalb einer Regulierungspe-

riode in etwa ausgleichen. Aus diesem Grund werden weder Erlöse noch Kosten aus Dif-

ferenzbilanzkreisabweichungen bei der Bestimmung des Ausgangsniveaus berücksichtigt

(OLG München, Beschluss v. 07.07.2016, Kart 1/15, Rn. 25 ff.).

Beim analytischen Verfahren scheiden Abweichungen im Verbrauch, die über einen Diffe-

renzbilanzkreis erfasst werden müssten, von vorneherein aus. Der Netzbetreiber kann

beim analytischen Verfahren alle Kosten auf die Lieferanten überwälzen. Differenzbilanz-

kreisabweichungen im analytischen Verfahren können somit allenfalls auf einer falschen

Zuordnung des Verteilnetzbetreibers beruhen. Diese sind jedoch nicht als Kosten für Dif-

ferenzbilanzkreisabweichungen anzuerkennen. Eine Abwälzung der Kosten auf den Netz-

kunden ist nach dem Effizienzkriterium des § 4 Abs. 1 StromNEV somit nicht sachgerecht

(OLG Düsseldorf VI -5 Kart 17/15 [V]).

Die vom Netzbetreiber in der Position 5.1.4 geltend gemachten Aufwendungen für Diffe-

renzbilanzkreise in Höhe von waren demnach zu kürzen.

Der Netzbetreiber hat Aufwendungen für durch die Netzgesellschaft Auetal GmbH über-

lassene Netzinfrastruktur in einer Höhe von in der Kostenposition 5.2.3. geltend

gemacht. Die von dem Netzbetreiber geltend gemachten Aufwendungen für durch Dritte

überlassene Netzinfrastruktur beruhen auf einem Vertrag mit der Netzgesellschaft Auetal

GmbH.

Netzbetreiber können gemäß § 4 Abs. 5 StromNEV Kosten oder Kostenbestandteile, die

anfallen auf Grund einer Überlassung betriebsnotwendiger Anlagengüter, maximal in der

Höhe ansetzen, wie sie anfielen, wenn sie die Leistung selbst erbringen würden. Die Prei-

se für die Überlassung betriebsnotwendiger Anlagengüter sind somit an den kalkulatori-

schen Vorgaben der StromNEV zu messen. Liegt das gezahlte Entgelt dagegen unterhalb

der nach den kalkulatorischen Vorgaben der StromNEV ermittelten Kosten, sind aus-

schließlich Kosten in der Höhe des tatsächlich gezahlten Entgeltes anzusetzen. Daher

werden die kalkulatorischen Kosten des Überlassenden nach den Maßstäben der Strom-

NEV geprüft. Der BGH hat die hier verfolgte Prüfungsmethodik vollumfänglich bestätigt

(BGH, EnVR 79/07 — „SWU Netz GmbH").
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Die geltend gemachten Aufwendungen waren in Höhe von zu berücksichtigen.

Die zu berücksichtigenden Kosten und Erlöse ergeben sich aus der Anlage Ausgangsni-

veau -Verpächter.

Der Netzbetreiber macht Sonstige Aufwendungen für Roh- HiIfs- und Betriebsstoffe in der

Kostenposition 5.2.6 in einer Höhe von geltend. Bei den vom Netzbetreiber gel-

tend gemachten Aufwendungen handelt sich um einen Einmaleffekt im Zusammenhang

mit dem BilRuG. Diese Aufwendungen sind als nicht betriebsnotwendig im Stromnetzbe-

trieb zu klassifizieren und damit nicht anerkennungsfähig. Die Aufwendungen waren dem-

nach vollständig zu kürzen.

Der Netzbetreiber macht Aufwendungen für Sponsoring, Werbung und Spenden in einer

Höhe von in der Kostenposition 8.7. geltend. Diese Aufwendungen sind nicht zu

berücksichtigen. Es handelt sich bei den geltend gemachten Aufwendungen für Sponso-

ring, Werbung und Spenden generell um Kosten, die keinerlei Bezug zum Netzbetrieb

aufweisen (vgl. § 3 Abs. 1 S. 1 StromNEV). Sponsoring, Werbung und Spenden sind, so-

weit sie als Kundenbindungsinstrumente eingesetzt werden, in der Netzentgeltkalkulation

nicht berücksichtigungsfähig. Aus der natürlichen Monopolstellung des Netzbetreibers

ergibt sich, dass solche Aufwendungen ihren im wettbewerblichen Umfeld bestehenden

Zweck in der Monopolsituation von vorneherein nicht erreichen können, da die Netznutzer

regelmäßig keine Wahlmöglichkeit zwischen konkurrierenden Netzbetreibern haben. Der

mit Werbeaktivitäten verbundene lmagegewinn ist — bedingt durch das Monopol eines

Netzbetreibers — für den Stromnetzbetrieb nicht erforderlich. Die Vorteile, sofern sie nicht

ohnehin ideeller Natur sind, liegen eher beim assoziierten Vertrieb. Ein entsprechender

Nachweis der Betriebsbezogenheit der geltend gemachten Kosten ist überdies nicht er-

folgt.

Der Netzbetreiber macht Aufwendungen für Bewirtung und Geschenke in einer Höhe von

in der Kostenposition 8.9. geltend. Diese Aufwendungen sind nicht zu berücksich-
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tigen. Es handelt sich bei den geltend gemachten Aufwendungen für Bewirtung und Ge-

schenke um Kosten, die aufgrund ihrer Freiwilligkeit nicht generell als betriebsnotwendig

angesehen werden können. Daraus ergeben sich gesteigerte Anforderungen an den

durch den Netzbetreiber zu erbringenden Nachweis der Betriebsnotwendigkeit. Ein sol-

cher Nachweis der Betriebsbezogenheit der geltend gemachten Kosten ist zumindest

nicht in dem Umfang erfolgt, der die Regulierungskammer zur Annahme der Betriebsnot-

wendigkeit der geltend gemachten Kosten gebracht hätte.

Der Netzbetreiber hat aufwandsgleiche Kosten für Einzelwertberichtigungen bzw. Ab-

schreibungen auf Forderungen in Höhe von geltend gemacht. Diese sind nur

berücksichtigungsfähig, wenn es sich um Berichtigungen bzw. Abschreibungen wegen

uneinbringlicher Forderungen handelt. Uneinbringliche Forderungen liegen vor, wenn es

sich um einen endgültigen Forderungsausfall handelt, d. h. die Beitreibung des Forde-

rungsbetrages erfolglos abgeschlossen wurde (bspw. fruchtlose Zwangsvollstreckung

oder lnsolvenzverfahren mangels Masse eingestellt). Darüber hinaus steht die Existenz

einer Versicherung gegen Forderungsausfälle einer Kostenanerkennung von Abschrei-

bungen auf uneinbringliche Forderungen entgegen. Das Vorliegen uneinbringlicher Forde-

rungen ist vom Netzbetreiber ausführlich, unter Nennung der Firma des Debitors, der Hö-

he des Forderungsausfalls, der durchgeführten Maßnahmen im Rahmen der versuchten

Beitreibung etc. darzulegen. Erläuterungen oder Nachweise dazu wurden vom Netzbe-

treiber nicht vorgelegt. Die Regulierungskammer geht davon aus, dass es sich bei dem

geltend gemachten Betrag nicht vollständig um Einzelwertberichtigungen/Abschreibungen

von uneinbringlichen Forderungen handelt und erkennt diese hilfsweise in Höhe von 1/5

beziehungsweise einen Betrag in Höhe von € zugunsten des Netzbetreibers an.
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Der Netzbetreiber macht Zinsaufwendungen gegenüber Kreditinstituten in einer Höhe von

geltend. Diese waren um auf zu kürzen. Der Netzbetreiber

hat die Zinsaufwendungen der Sparte Stromverteilung zu  zugeordnet. Die korres-

pondierenden Kreditverbindlichkeiten wurden hingegen lediglich zu  der Sparte

Stromverteilung zugeordnet. Hieraus ergibt sich eine vergleichsweise hohe Abweichung,

die auf einer nicht konsistenten Schlüsselung der Aufwendungen gegenüber Kreditinstitu-

ten und der korrespondierenden Verbindlichkeiten beruht. Aus diesem Grund hat die Re-

gulierungskammer eine Kürzung der Zinsaufwendungen in entsprechender Höhe vorge-

nommen und erkennt Zinsaufwendungen in Höhe von € was einem Anteil von

 der Zinsaufwendungen im Gesamtunternehmen sowie der zugeordneten Verbind-

lichkeiten gegenüber Kreditinstituten entspricht.

Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten leistungsfähigen und zuverlässigen Netz-

betriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition

bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 StromNEV). Die

für die Gesamtkosten nach § 6 Abs. 1 S. 1 ARegV maßgeblichen Abschreibungen be-

triebsnotwendiger Anlagegüter werden auf Grundlage des § 6 StromNEV kalkulatorisch

ermittelt und ersetzt somit die handelsbilanziellen Werte.

Für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen Eigen-

kapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlage-

vermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist ge-

mäß § 6 Abs. 1 S. 3 StromNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die vor dem

01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlagen), und Anlagegütern, die ab dem 01.01.2006 akti-

viert wurden (Neuanlagen).
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Bei Altanlagen werden nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV für den eigenfinanzierten

Anteil des Anlagevermögens (maximal 40 "Yo) Tagesneuwerte als Basis für die weiteren

Berechnungen herangezogen. Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung der histori-

schen Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Für den fremdfinanzierten Anteil

des Anlagevermögens (mindestens 60 %) bilden die jeweiligen historischen Anschaf-

lungs- und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für die weitere Wertermittlung (vgl. § 6

Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV).

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gemäß § 6 Abs. 4 StromNEV

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach

der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln.

Dementsprechend wurden für alle Anlagengüter zunächst die historischen Anschaffungs-

und Herstellungskosten identifiziert. Netzkäufe und vergleichbare Fallgestaltungen dürfen

nicht dazu führen, dass die Berechnungsgrundlagen verfälscht werden. Anschließend

wurden aus den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten mithilfe von Preisin-

dizes Tagesneuwerte bestimmt, um die eigenfinanzierten Abschreibungsanteile der Altan-

lagen berechnen zu können. Aus der gewichteten Bestimmung der Anschaffungsrestwer-

te der Altanlagen zu Tagesneuwerten und zu Anschaffungs- und Herstellungskosten so-

wie den Restwerten der Neuanlagen wurde schließlich die kalkulatorische Jahresab-

schreibung bestimmt.

Die kalkulatorischen Abschreibungen für Alt- und Neuanlagen sind jährlich auf Grundlage

der jeweiligen betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1

StromNEV und nach der linearen Abschreibungsmethode (§ 6 Abs. 2 S. 1 und Abs. 4

StromNEV) zu ermitteln. Die für ein Anschaffungsjahr, in einer Anlagengruppe einmal

gewählte Nutzungsdauer und das ursprüngliche Zugangsjahr sind unverändert fortzufüh-

ren, um das in § 6 Abs. 5 und § 6 Abs. 7 StromNEV vorgegebene Verbot von Abschrei-

bungen unter Null umzusetzen.

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2

StromNEV legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten An-

schaffungs- und Herstellungskosten.
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Entscheidend bei der für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens rele-

vanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, dass sie den histo-

rischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 Abs. 3 und 4 Strom-

NEV). Diese Vorgabe verbietet es bspw., Anschaffungs- und Herstellungskosten durch

eine Rückrechnung anhand zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten

unter Einbeziehung qualitativer Veränderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln.

Die Regulierungskammer geht davon aus, dass die angegebenen Anschaffungs- und

Herstellungskosten der Höhe nach den historischen Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten entsprechen. Die Regulierungskammer behält sich vor, die Ermittlung der angegebe-

nen Anschaffungs- und Herstellungskosten einer weiteren Überprüfung zu unterziehen.

Sollte sie hierbei zu der Erkenntnis gelangen, dass die vom Netzbetreiber für die Ermitt-

lung der kalkulatorischen Kosten zugrunde gelegten errechneten Anschaffungs- und Her-

stellungskosten nicht den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entspre-

chen, wird sie von ihren Rücknahmebefugnissen Gebrauch machen.

Nach § 6 StromNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, sofern

und soweit sie betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige Vermögensteile sind

nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach allgemeiner Auffas-

sung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem Betriebszweck dienen. Viel-

mehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem Betrieb dient.

Nicht aktivierten sondern z.B. über Instandhaltungsaufwand finanzierten Vermögensge-

genständen fehlt die Ansatzfähigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt werden

muss, dass diese Beträge in der Vergangenheit schon wieder verdient wurden, ist der

Netznutzer nicht durch den erneuten Ansatz der Aufwendungen als Anschaffungs- und

Herstellungskosten zu belasten.
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Nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschrei-

bungen für den fremdfinanzierten Anteil der Altanlagen und gemäß § 6 Abs. 4 StromNEV

bei den Neuanlagen von den jeweiligen, im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten

Anschaffungs- und Herstellungskosten („historische Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten") auszugehen. § 6 Abs. 6 StromNEV untersagt eine Abschreibung unter Null aufgrund

des Wiederauflebens kalkulatorischer Restwerte, insbesondere auch im Falle einer Ver-

änderung der ursprünglichen Abschreibungsdauer. Nach § 6 Abs. 7 StromNEV gilt das

Verbot der Abschreibung unter Null ungeachtet einer Änderung der Eigentumsverhältnis-

se oder der Begründung von Schuldverhältnissen. In den genannten Vorschriften kommt

die eindeutige gesetzliche Vorgabe zum Ausdruck, dass ein Netzkauf oder vergleichbare

Fallgestaltungen nicht zu einer Erhöhung der berücksichtigungsfähigen Netzkosten führen

dürfen. Insoweit hat der Gesetzgeber den Interessen der Netznutzer an möglichst gerin-

gen Netzkosten den Vorrang eingeräumt. Ihre sachliche Grundlage findet diese gesetz-

geberische Entscheidung in dem Charakter der Energieversorgungsnetze als natürliche

Monopole, die den Netznutzern regelmäßig keine wettbewerblichen Ausweichmöglichkei-

ten lassen. Die Vorschrift geht auch schon aufgrund ihrer systematischen Stellung den

Übergangsregelungen des § 32 StromNEV vor. D.h. unabhängig von den zugrunde geleg-

ten Nutzungsdauern, unabhängig von der Änderung von Eigentumsverhältnissen oder der

Begründung von Schuldverhältnissen, darf kein Vermögensgegenstand mehr als genau

einmal in Ansatz gebracht werden.

Für den Fall von Netzkäufen ist dementsprechend festzuhalten, dass bei der Ermittlung

der kalkulatorischen Abschreibungen und Restwerte der Kaufpreis für erworbene Netze

nicht zugrunde gelegt werden darf (vgl. BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W., Rn. 47

ff.). Nach § 6 Abs. 6 StromNEV dürfen die Abschreibungsgrundlagen nicht verändert wer-

den, was bedeutet, dass das Abschreibungsobjekt nur einmal und ohne Erhöhung der

Kalkulationsgrundlage abgeschrieben werden kann. § 6 Abs. 7 StromNEV stellt überdies

klar, dass das Verbot einer Abschreibung unter Null auch im Falle eines Eigentümer-

wechsels gilt. Damit wird bei einem Verkauf eine Veränderung der Abschreibungsgrund-

lage explizit ausgeschlossen. Auch aus der vielfach herangezogenen „Kaufering"-

Entscheidung des BGH (BGH, KZR 12/97) folgt nichts anderes (so explizit für die Strom-

NEV: BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.VV., Rn. 47 ff.). Daher sind auch die kalkulatori-

schen Restwerte eines übernommenen Netzteils separat fortzuführen.
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Der Netzbetreiber hat keine Angaben zu etwaigen Netzkäufen gemacht. Die Regulie-

rungskammer geht daher davon aus, dass Netzkäufe durch den Netzbetreiber nicht er-

folgt sind. Sie behält sich eine Rücknahme oder einen Widerruf der Festlegung der Erlös-

obergrenzen für den Fall vor, dass der Netzbetreiber in der Vergangenheit einen Netzkauf

getätigt haben sollte.

Entscheidend bei den für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens re-

levanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist es, dass sie den

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 Abs. 3 und 4

StromNEV). Maßgeblich ist also der Zeitpunkt der Errichtung und Begründung der erstma-

lig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten.

Neubewertungen sind für die kalkulatorische Bewertung in der StromNEV nicht zulässig,

um das Abschreibungsverbot unter Null nach § 6 Abs. 5 und § 6

Abs. 7 sicherzustellen. Dementsprechend sind in der StromNEV-Kalkulation sämtliche

Veränderungen, z.B. aufgrund erlaubter degressiver oder anderer Sonderabschreibun-

gen, Neubewertungen oder Umbuchungen grundsätzlich unzulässig.

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten bis zum Basisjahr der zweiten

Regulierungsperiode (2011) mit den zum damaligen Zeitpunkt gewählten Zugangsjahren

und Zuordnungen zu den jeweiligen Anlagengruppen wurden im Rahmen der beiden

vorangegangenen Kostenprüfungen bereits festgeschrieben und sind somit grundsätzlich

unverändert fortzuführen (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss v. 27.04.2017, VI -5 Kart 17/15,

Rn. 62, juris), es sei denn Anlagenabgänge mindern den Anlagenbestand. Zugänge im

Anlagevermögen der Jahre 2012 bis 2016 wurden um die Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten ergänzt.

Anschaffungs- und Herstellungskosten vorzeitig außer Betrieb genommener Vermögens-

gegenstände sind nicht zeitgleich mit dem Ersatzvermögensgegenstand berücksichti-

gungsfähig. Anlagengüter, die vorzeitig außer Betrieb genommen werden, führen insofern

zu einer Verringerung der jeweiligen Anschaffungs- und Herstellungskosten im Zeitpunkt

der Errichtung und Begründung der erstmalig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten.
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Nachträglich können Anschaffungs- und Herstellungskosten z.B. durch Erweiterung oder

Wertverbesserung des Anlagengutes nach dessen Errichtung entstehen. Kalkulatorisch

sind diese als neue Anschaffungskosten im Jahr der Erweiterung oder Wertverbesserung

zu erfassen. Schließlich sind auch Erhöhungen des Anteils des Stromnetzes an Anlagen-

gütern des gemeinschaftlich genutzten Bereichs eines Versorgungsunternehmens als

Anlagenzugang zu klassifizieren.

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV ist für die Ermittlung der kalkulatorischen Ab-

schreibungen des eigenfinanzierten Anteils der Altanlagen — ausgehend von dem jeweili-

gen Tagesneuwert nach § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 StromNEV — die Summe aller anlagenspe-

zifisch ermittelten Abschreibungsbeträge zu Grunde zu legen. Nach § 6 Abs. 3 S. 1

StromNEV ist der Tagesneuwert der unter Berücksichtigung der technischen Entwicklung

maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt. Die Umrechnung

der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der betriebsnotwendigen Anlage-

güter auf Tagesneuwerte hat unter Verwendung von lndexreihen des Statistischen Bun-

desamtes nach § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 6a StromNEV zu erfolgen.

§ 6a Abs. 2 StromNEV bestimmt, dass der Ermittlung der Tagesneuwerte Ersatzindexrei-

hen zu Grunde zu legen sind, sofern die in § 6a Abs. 1 StromNEV genannten Indexreihen

des Statistischen Bundesamtes nicht für den notwendigen Zeitraum der Vergangenheit

verfügbar sind. Diese sind mit den in § 6a Abs. 1 StromNEV genannten Indexreihen zu

verketten. § 6a Abs. 2 StromNEV regelt neben den zu verwendenden Ersatzreihen die

Verkettungsmethodik. Hierbei werden Verkettungsfaktoren bestimmt, die sich jeweils aus

der Division des am weitesten in der Vergangenheit liegenden lndexwertes der lndexreihe

gemäß § 6a Abs. 1 StromNEV durch den lndexwert der Ersatzindexreihe für dasselbe

Beobachtungsjahr ergeben. Die Ersatzindexreihe wird jeweils mit dem Verkettungsfaktor

multipliziert und dadurch umbasiert. Dies führt dazu, dass die Preisänderung unverändert

bleibt. Die Verkettungsmethodik entspricht der Verkettungsmethodik in den Erläuterungen

des Statistischen Bundesamtes zur Fachserie 16 und 17. Die Ersatzindexreihen werden

in § 6a Abs. 2 S. 3 Nr. 1 bis 5 StromNEV im Einzelnen aufgezählt.
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Es war danach erforderlich für die Indexreihen nach § 6a Abs. 1 StromNEV eine Verket-

tung mit den folgenden Ersatzindexreihen vorzunehmen:

1. für die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude, Bauleistungen am Bauwerk, ohne

Umsatzsteuer

a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Gewerbliche Betriebsge-

bäude, Bauleistungen am Bauwerk, mit Umsatzsteuer (Statistisches Bundes-

amt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und

b) für den Zeitraum vor 1958 die lndexreihe Wiederherstellungswerte für

1913/1914 erstellte Wohngebäude (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17,

Preisindizes für die Bauwirtschaft);

2. für die lndexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau) ohne Umsatz-

steuer

a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen

am Bauwerk (Tiefbau), mit Umsatzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie

17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und

b) für den Zeitraum vor 1958 die lndexreihe Wiederherstellungswerte für

1913/1914 erstellte Wohngebäude (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17,

Preisindizes für die Bauwirtschaft);

3. für die lndexreihe Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne Mineralöler-

zeugnisse) für den Zeitraum vor 1976 die lndexreihe Erzeugerpreise gewerblicher

Produkte gesamt (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise

gewerblicher Produkte);

4. für die lndexreihe Andere elektrische Leiter für eine Spannung von mehr als 1.000

Volt für den Zeitraum vor 1995

a) die Indexreihe Kabel für die Anlagengruppe Kabel (Statistisches Bundesamt,

Fachserie 17, Index der Erzeugnisse gewerblicher Produkte) und

b) für die Anlagengruppe Freileitungen die Indexreihe Isolierte Drähte und Lei-

tungen (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise

gewerblicher Produkte);
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5. für die Indexreihe Türme und Gittermaste, aus Eisen oder Stahl, für den Zeitraum

vor 1976 die Indexreihe Fertigteilbauten überwiegend aus Metall, Konstruktionen

aus Stahl und Aluminium (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeu-

gerpreise gewerblicher Produkte).

Aus den in § 6a Abs. 1 und 2 StromNEV genannten lndexreihen werden gemäß § 6a

Abs. 3 StromNEV Indexfaktoren bestimmt. Der Tagesneuwert im Basisjahr eines im Jahr t

angeschafften Anlagegutes ergibt sich durch die Multiplikation des lndexfaktors des Jah-

res t mit den historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Der lndexfaktor des

Jahres t ergibt sich aus dem Quotienten des lndexwertes des Basisjahres und dem In-

dexwert des Jahres t und ist auf vier Nachkommastellen zu runden.

Für das Basisjahr 2016 ergibt sich der lndexfaktor des Jahres t aus dem Quotienten des

lndexwertes des Jahres 2016 und dem lndexwert des Jahres t. Multipliziert man somit

den lndexfaktor des Jahres t mit dem lndexwert des Jahres t, ergibt sich der Indexwert

des Jahres 2016. Der lndexfaktor für das Basisjahr (hier: 2016) beträgt somit 1.

Bei Anlagegütern, welche im Jahr 2006 bis 2016 angeschafft wurden, handelt es sich um

Neuanlagen, so dass hierbei gemäß § 6 Abs. 4 StromNEV keine Berücksichtigung zu

Tagesneuwerten erfolgt und ein Faktorwert für diese Jahre nicht benötigt wird.

Die zur Bestimmung von Tagesneuwerten auf Basis des Jahres 2016 relevanten Preisin-

dizes sind auf der lnternetseite der Bundesnetzagentur (www.bundesnetzagentur.de -

Preisindizes zur Bestimmung von Tagesneuwerten betriebsnotwendiger Anlagegüter ge-

mäß § 6 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 6a StromNEV1) veröffentlicht.

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der Einzel-

abschreibungen des Anlagevermögens. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem

01.01.2006 aktiviert) und Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) zu unterscheiden. Alt-

und Neuanlagen unterscheiden sich dadurch, dass für eigenfinanzierte Altanlagen — im

Gegensatz zu den Neuanlagen — eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte gemäß

§ 6 Abs. 2, 3 und 4 StromNEV vorzunehmen ist. Die kalkulatorischen Abschreibungen

sind gemäß § 6 Abs. 5 S. 3 StromNEV jahresbezogen zu ermitteln. Dafür ist nach § 6

https://www.bundesnetzacientur.de/DE/Service-
Funktio-
nen/Beschlusskammem/BK08/BK8 61 Archiv/BK08 ALT/BK8 73 HinwKons/Preisindizes/bk8 Hinweise un
d Konsultationen Preisindizes node.html
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Abs. 5 S. 4 StromNEV jeweils ein Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaf-

fungsjahres zugrunde zu legen.

Grundstücke können nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV folgt

zudem, dass Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu

historischen Anschaffungskosten anzusetzen sind. Planmäßige Abschreibungen sind

nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nut-

zung zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Ei-

genart des Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht

der Fall ist. In der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für

Grundstücke keine begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit daher Grundstücksanteile in

abschreibungsfähigen Positionen enthalten sind, wie z.B. in Bauten, müssen diese Positi-

onen um die Grundstücksanteile gekürzt werden.

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen

sind nach § 6 Abs. 2 S. 1 StromNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach

der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Der eigenfinanzierte Abschreibungsan-

teil der Altanlagen ist der zu Grunde zu legende Restwert zu Tagesneuwerten

multipliziert mit der Eigenkapitalquote und geteilt durch die anwendbare Restnut-

zungsdauer der fremdfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen ergibt sich

nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 i.V.m. § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 StromNEV bzw. § 6 Abs. 2 S. 2

Nr. 2 StromNEV aus den relevanten Restwerten zu historischen Anschaffungs- und Her-

stellungskosten multipliziert mit der Fremdkapitalquote und geteilt durch

die anwendbare Restnutzungsdauer

Die kalkulatorische Abschreibung der Altanlagen ist gemäß § 6 Abs. 2 und 5 i.V.m. § 32

Abs. 3 und § 6 Abs. 6 S. 5 StromNEV nach folgender Formel zu ermitteln:
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Hierbei ist die Restnutzungsdauer einer Anlagengruppe je Netz -ID i gleich der

Differenz aus der vom Netzbetreiber gewählten Nutzungsdauer innerhalb der Bandbreite

nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV und der Anzahl der vergangenen Jahre seit

Errichtung der Anlagegüter der jeweiligen Anlagengruppe. In der Formel beschreiben der

Restwert den kalkulatorischen Restwert der Anlagegüter der Anlagengruppe je

Netz -ID i zu Tagesneuwerten und der Restwert den kalkulatorischen Restwert

der Anlagegüter einer Anlagengruppe je Netz -ID i zu Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten.

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen

sind ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten

nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahresab-

schreibung ergibt sich demnach aus dem Quotienten der Restwerte zu historischen An-

schaffungs- und Herstellungskosten und der Restnutzungsdauer Eine

Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte entfällt für Neuanlagen gemäß § 6 Abs. 4

StromNEV.

Die kalkulatorische Abschreibung der Neuanlagen ist gemäß § 6 Abs. 4, 5 und 6 S. 5

StromNEV nach folgender Formel zu ermitteln:

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2016 (Endbestand) ermitteln sich auf Basis der

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungs-

jahr bis zum Jahr 2016 entstandenen, kumulierten kalkulatorischen Abschreibungen. Dem

entsprechend werden auch die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2015 (Anfangsbe-

stand) ermittelt.

Für die Bestimmung der Netzentgelte nach StromNEV sind nach § 32 Abs. 3 S. 1 Strom-

NEV die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens für den eigenfinanzierten

Anteil auf Tagesneuwertbasis nach § 6 Abs. 3 StromNEV, für den fremdfinanzierten Anteil

anschaffungsorientiert zu bestimmen und anlagenscharf zu dokumentieren.
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Dabei sind nach § 32 Abs. 3 Satz 2 StromNEV die seit Inbetriebnahme der Sachanlage-

güter der kalkulatorischen Abschreibung tatsächlich zu Grunde gelegten Nutzungsdauern

heranzuziehen.

Für die Fälle, in denen eine anlagenscharfe Dokumentation der Nutzungsdauern über

Jahrzehnte hinweg möglicherweise nicht vorhanden ist, hat der Verordnungsgeber eine

Vermutungsregelung geschaffenen, die eintritt, falls die Heranziehung der tatsächlich zu

Grunde gelegten Nutzungsdauern objektiv nicht (mehr) möglich ist.

Soweit vor dem Inkrafttreten der StromNEV bei der Stromtarifbildung nach der Bundesta-

rifordnung Elektrizität (vom 18.10.1989, BGBI. I S. 2255; BTOElt) Kosten des Elektrizitäts-

versorgungsnetzes zu berücksichtigen waren und von Dritten gefordert wurden, wird nach

§ 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV vermutet, dass die nach den Verwaltungsvorschriften der

Länder zur Darstellung der Kosten- und Erlöslage im Tarifgenehmigungsverfahren jeweils

zulässigen Nutzungsdauern der Ermittlung der Kosten zu Grunde gelegt worden sind.

Insoweit ist bei der Restwertermittlung zu berücksichtigen, in welchem Umfang Abschrei-

bungen auf Sachanlagen bereits in die Strompreiskalkulation nach der BTOElt eingeflos-

sen sind. Denn die Netzkosten sind bei den früher üblichen integrierten Versorgungsun-

ternehmen notwendiger Bestandteil der Strompreiskalkulation gewesen. Dabei wurden im

Rahmen der den Ländern obliegenden Anwendung der BTOElt in der Vergangenheit

durchaus unterschiedliche Abschreibungszeiträume anerkannt. So waren in einzelnen

Ländern vergleichsweise kurze steuerliche Abschreibungszeiten zulässig. Die Regelun-

gen des § 32 Abs. 3 StromNEV schreiben vor, dass diese Abschreibungszeiten berück-

sichtigt werden müssen. Soweit also während der gesamten bisherigen Nutzungszeit der

Anlagen kürzere Abschreibungszeiträume in Ansatz gebracht worden sind, als jene Ab-

schreibungsdauern, die nach der StromNEV zugelassen sind, so gelten die getätigten

Abschreibungen als bereits wiederverdient. Diesen Umstand bei der aktuellen Kalkulation

nicht zu berücksichtigen, würde zu unberechtigten erhöhten Abschreibungen führen. Es

käme zu einer Abschreibung unter Null, die nach § 6 Abs. 6 und 7 StromNEV verboten ist.

Überdies würde die unvollständige Berücksichtigung bereits erfolgter Abschreibungen zu

einer Überhöhung des betriebsnotwendigen Kapitals und mithin der zulässigen kalkulato-

rischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 2 StromNEV führen.
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Sind über Anlagengruppen hinsichtlich ihrer Nutzungsdauern keinerlei Informationen ver-

fügbar und auch die Voraussetzungen des § 32 Abs. 3 S. 3 StromNEV nicht erfüllt, ist

§ 32 Abs. 3 S. 4 anzuwenden. Nach § 32 Abs. 3 S. 4 wird vermutet, dass der kalkulatori-

schen Abschreibung des Sachanlagevermögens die unteren Werte der in Anlage 1 zu § 6

Abs. 5 Satz 1 StromNEV genannten Spannen von Nutzungsdauern zu Grunde gelegt

worden sind.

Für die rechnerische Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte bedeutet dies im Einzel-

nen:

Wurde im Rahmen der erstmaligen Kalkulation nach der StromNEV eine Änderung der

angesetzten Nutzungsdauer gegenüber der zuvor angesetzten Nutzungsdauer vorge-

nommen, so wurde lediglich der auf Grundlage der bislang in Ansatz gebrachten Nut-

zungsdauer ermittelte kalkulatorische Restwert auf die geänderte Restnutzungsdauer

verteilt.

Ist eine Änderung der Nutzungsdauer zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Vergangen-

heit vorgenommen worden oder nach § 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV zu vermuten, ist die

Ermittlung des Restwertes ggf. mehrstufig vorzunehmen.

Die Restwerte sind nur insoweit anzusetzen, wie sie sich aus den Angaben des Netzbe-

treibers unter Anrechnung bereits erzielter Abschreibungen ergeben. Ist dabei der Ge-

genwert der Anschaffungs- und Herstellungskosten über die Abschreibungen bereits er-

reicht oder gar überschritten, ist eine Anerkennung weiterer Abschreibungen ausge-

schlossen (§ 6 Abs. 6 StromNEV).

Für eine durchgehende Plausibilisierung der vom Netzbetreiber zugrunde gelegten kalku-

latorischen Restwerte hat die Regulierungskammer eine eigene Ermittlung (Prüfrechnung)

der kalkulatorischen Restwerte in Anwendung des § 32 Abs. 3 StromNEV durchgeführt.

Die Regulierungskammer hat die sich aus ergebenden Nutzungsdauern je

Anlagengruppe pro Netz -ID zu Grunde gelegt. Die Festschreibung erfolgte pro Anlagen-

gruppe und Jahr.
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Die kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens zu Anschaffungs- und

Herstellungskosten (für Alt- und Neuanlagen) — gegliedert nach Anlagengruppen — und zu

Tagesneuwerten für Altanlagen — ebenfalls gegliedert nach Anlagengruppen — wurden

nach den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich — jeweils ge-

sondert für den Anteil der auf die FK- und EK-Quote entfällt — aus Die Sum-

me der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens ergibt sich ebenfalls

aus

Die Anfangs- und Endbestände der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermö-

gens zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (für Alt- und Neuanlagen) wurden nach

den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich — gegliedert nach

Anlagengruppen — aus Bezogen auf die kalkulatorischen Restwerte des

Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanlagen) — gegliedert nach Anlagen-

gruppen — finden sich die Werte ebenfalls in

Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (historische Anschaffungs- und Her-

stellungskosten nach Jahresscheiben und Nutzungsdauern) ergeben sich aus

Die Verzinsung des vom Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gemäß § 7

Abs. 1 StromNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich

gemäß § 7 Abs. 1 StromNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach § 6

Abs. 2 StromNEV aus der Summe der

kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und

multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV,

kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote

nach § 6 Abs. 2 StromNEV,
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kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und

Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des be-

triebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonder-

posten mit Rücklagenanteil

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals.

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 StromNEV zu erfolgen. Bei Altanlagen

sind die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 Abs. 1 S. 2

Nr. 1 und 2 StromNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf Basis der Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten zu bestimmen. Für Neuanlagen erfolgt die Restwertbe-

stimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 StromNEV ausschließlich auf Basis der Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 Strom-

NEV immer zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen (vgl. BGH,

EnVR 17/16).

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des

Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen Finanzan-

lage- und Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbe-

stand anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatorischen Restwerte des Sach-

anlagevermögens wird hierbei durch Addition der Restwerte des Sachanlagevermögens

zum Jahresende 2016 und der Jahresabschreibung 2016 errechnet.

Gemäß der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs wurden die Anschaffungs- und Her-

stellungskosten von Neuanlagen, die im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktiviert wur-

den, im Jahresanfangsbestand berücksichtigt (vgl. BGH, Beschluss v. 10.11.2015, EnVR

42/14). Eine Berücksichtigung des entsprechenden Kostenanteils der Anlagen im Bau im

Anfangsbestand ist unzulässig, da die vorgenannte Rechtsprechung des BGH auf Anla-

gen im Bau gerade nicht übertragbar ist. Anlagen im Bau unterliegen nicht der kalkulatori-

schen Abschreibung. Dementsprechend besteht — anders als im Fall einer aktivierten

Neuanlage — bereits keine Veranlassung für eine Angleichung der Eigenkapitalverzin-

sungsbasis an die Abschreibung.
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Aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind bei der Ermittlung der kalkulatorischen Eigen-

kapitalverzinsung nicht zu berücksichtigen, da sie weder dem Wortlaut des § 7 Abs. 1 S. 2

Nr. 1 bis 4 StromNEV noch dem Normzweck nach anzusetzendes Eigenkapital darstellen

(BGH, Beschluss v. 14.08.2008, KVR 39/07). Der vom Netzbetreiber angegebene aktive

Rechnungsabgrenzungsposten zum 01.01.2016 war somit in Höhe von € und zum

31.12.2015 in Höhe von nicht zu berücksichtigen.

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige Ei-

genkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Die Berech-

nung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der StromNEV in fünf

Ermittlungsschritten zu erfolgen:

(1.) kalkulatorische Eigenkapitalquote (§ 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV),

(2.) betriebsnotwendiges Eigenkapital (§ 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV),

(3.) die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Eigenkapitalanteil (§ 7 Abs. 1

S. 5 StromNEV),

(4.) der auf Neu- und Altanlagen entfallende Anteil am Eigenkapital (§ 7 Abs. 3

StromNEV) und

(5.) die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallenden Zinsen (§ 7 Abs. 6 und Abs. 1

S. 3 StromNEV).

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in aufgeführ-

ten Vermögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Übersicht über die Be-

rechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich ebenfalls in

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote rech-

nerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital /) und den kalku-

latorisch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen

Anschaffungs- und Herstellungskosten /). Dabei wird das betriebsnotwendige Ei-

genkapital auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen An-

schaffungs- und Herstellungskosten errechnet.
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Der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV

sind folgende Positionen zu Grunde zu legen:

Kalk. Restwerte des betriebsnotwendigen Sachanlagevermögens

zu historischen AK/HK

• Betriebsnotwendige Finanzanlagen

• Betriebsnotwendiges Umlaufvermögen

• Grundstücke zu historischen AK/HK

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil

- Abzugskapital

- Verzinsliches Fremdkapital

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs-

und Jahresendbestand zu Grunde zu legen. Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist

dann der Quotient aus dem so definierten und

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu histori-

schen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des Sachanlagever-

mögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der kal-

kulatorischen Abschreibungen ermittelt wurden. Darüber hinaus finden bei der Berech-

nung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des Sachanlagevermögens, soweit

deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berücksichtigung, z.B. immaterielle

Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete Anzahlungen und Anla-

gen im Bau.
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Die berücksichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanla-

gevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altanlagen und

die Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen

Anschaffungs- und Herstellungskosten für Neuanlagen ergeben sich aus

Grundstücke können nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV folgt

zudem, dass Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu

historischen Anschaffungskosten anzusetzen sind (vgl. BGH, Beschluss v. 25.04.2017,

EnVR 17/16, S. 14 ff).

Planmäßige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermö-

gensgegenstände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche

Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des Vermögensgegenstandes ergeben muss,

was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu

§ 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für Grundstücke keine begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit

daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z.B. Bauten, Grundstücksanteile enthalten

sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile gekürzt werden.

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gemäß

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV, dass diese betriebsnotwendig, d.h. für die Durchführung

des Netzbetriebes erforderlich sind. Bei der i.S.d. §§ 4 ff. StromNEV zu erstellenden kal-

kulatorischen Rechnung ist also das Kriterium der Betriebsnotwendigkeit maßgeblich.

Die Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann nicht mit dessen bilanzieller Be-

rücksichtigung i.R.d. nach § 6b EnWG aufzustellenden Jahresabschlusses begründet

werden. Kürzungen bei Finanzanlagen und beim Umlaufvermögen haben keine Kürzung

des abschließend in § 7 Abs. 2 StromNEV definierten Abzugskapitals zur Folge. Aller-

dings kann ein höheres Abzugskapitals ein höheres Umlaufvermögen rechtfertigen. Dies

ist vom Netzbetreiber darzulegen (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, EnVR 6/08, Rn. 44,

32f.).
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Eine Aufschlüsselung des Umlaufvermögens auf die in § 10 Abs. 3 S. 1 EnWG (a.F.) bzw.

§ 6b EnWG (n.F.) aufgeführten Tätigkeiten eines vertikal integrierten Energieversor-

gungsunternehmens und damit auch auf die Tätigkeit der Elektrizitätsverteilung zeigt des-

sen Betriebsnotwendigkeit für das Netz nicht auf (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, EnVR

6/08, Rn. 45; vgl. auch OLG Stuttgart, Beschl. v. 05.04.2007, 202 EnWG 8/06, Rn. 176).

Bilanzrechtliche Ausgleichsbuchungen wie beispielsweise der Kapitalverrechnungsposten

sind für die vorliegende Betrachtung ebenfalls nicht maßgebend (vgl. BGH, Beschluss

vom 07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 45). Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 1

StromNEV i.V.m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netz-

betriebs nur insoweit anzusetzen, als sie den Kosten eines effizienten und strukturell ver-

gleichbaren Netzbetreibers entsprechen. Das Finanzanlage- und Umlaufvermögen muss

sich an dem eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers orientieren.

Gemäß § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG sind nur solche Kostenbestandteile effizient und betriebs-

notwendig, die sich ihrem Umfang nach auch im Wettbewerb eingestellt hätten.

Finanzanlagen sind im Rahmen der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzin-

sung nicht mit dem in der Bilanz ausgewiesenen Wert in Ansatz zu bringen. Finanzanla-

gen sind vielmehr nur berücksichtigungsfähig, wenn diese für den Betrieb des Netzes

notwendig sind, § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV. Der Netzbetreiber hat nachvollziehbar

darzulegen, weshalb die von ihm in Ansatz gebrachten Finanzanlagen für den Betrieb des

Netzes notwendig sind (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 8 ff.).

Betriebsnotwendiges Vermögen eines Netzbetreibers ist zunächst das Sachanlagever-

mögen, da der Netzbetreiber ohne dieses seinen Geschäftsbetrieb nicht ausüben kann.

Das Vermögen eines Netzbetreibers ist somit grundsätzlich in Form des Sachanlagever-

mögens anzulegen, auf welches die StromNEV eine adäquate Verzinsung vorsieht.

Sofern aus einer Finanzanlage keine Zinseinnahmen entstehen, kann diese nicht als Fi-

nanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 StromNEV un-

terworfen werden (vgl. auch BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 28). Werden

durch den Netzbetreiber keine die Kapitalkosten übersteigenden Zinserträge für die aus-

gewiesenen Finanzanlagen nachgewiesen, zeigt das vielmehr, dass diese im Allgemeinen

für den Betrieb des Netzes nicht notwendig sind.
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Der Netzbetreiber hat im Verwaltungsverfahren keine überzeugenden Gründe genannt,

die eine Berücksichtigung von Finanzanlagen rechtfertigen könnten. Die insgesamt unter

Ziffer 1.3.3 in der Anlage 2 mit einem Jahresanfangsbestand in Höhe von und

einem Jahresendbestand in Höhe von angesetzten Finanzanlagen werden da-

her aufgrund mangelnder Betriebsnotwendigkeit nicht anerkannt.

Das Umlaufvermögen umfasst kurzfristig gebundene Vermögensgegenstände des Be-

triebsvermögens. Anders als Anlagevermögen, welches dauerhaft dem Geschäftsbetrieb

dient, ist Umlaufvermögen kein dauernd dem Betrieb dienender Vermögensgegenstand,

sondern ein Wirtschaftsgut, das dem sofortigen Verbrauch dient (vgl. die ständige Recht-

sprechung des BFH: Urteil v. 31.05.2001, Az.: IV R 73/00, juris: Rd.-Nr. 10; Urteil v.

28.05.1998, Az. XR 80/94, juris: Rd.-Nr. 30).

Nach der gefestigten Rechtsprechung des Kartellsenats des BGH „ist eine Korrektur der

Bilanzwerte des Umlaufvermögens nach dem Maßstab der Betriebsnotwendigkeit vorzu-

nehmen. Die Umstände, aus denen sich die Betriebsnotwendigkeit ergibt, hat der Netzbe-

treiber [...] darzulegen und zu beweisen". (BGH, Beschluss vom 10.11.2015, EnVR 26/14,

Rn. 20.)

Hierzu muss der Netzbetreiber darlegen, welche kurzfristigen Verbindlichkeiten, Aufwen-

dungen oder laufenden Kosten des Netzbetriebs er bedienen muss, die einen Bestand an

liquiden Mitteln und kurzfristig realisierbaren Forderungen rechtfertigen (vgl. BGH, Be-

schluss v. 23.06.2009, EnVR 19/08, Rz. 25).

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass die-

se in der Regel möglichst effizient wirtschaften und die liquiden Mittel bzw. Forderungsbe-

stände somit effizient eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den Betreibern von

Stromversorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb stehende Un-

ternehmen, so dass ein Beweis des ersten Anscheins nicht hinreichend sein kann, da die

Vorhaltung liquider Mittel in diesen Fällen nicht zwingend im Hinblick auf den Netzbetrieb

erfolgt.
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Ein pauschal erhöhter Liquiditätsaufbau ist ineffizient. Grundsätzlich verursacht vorgehal-

tenes Umlaufvermögen Kapitalkosten ebenso, wie jedes andere Betriebsmittel auch. Eine

effiziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufvermögen in Gestalt

von Vorräten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Erträge erwirtschaftet und

auch kurz- und längerfristige Bankguthaben ebenfalls nur äußerst geringe Erträge erbrin-

gen, die wegen der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer Wertvernichtung zu Las-

ten der Netznutzer führen. Eine Verzinsung in Höhe der vorgegebenen Eigenkapitalzinsen

darf somit nur auf einen effizienten Umlaufvermögensbestand gewährt werden.

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht dem

wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Damit würde,

wie der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.2009 (zur insoweit wortglei-

chen Regelung der StromNEV) ausführt, „das mit der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2

Satz 4 GasNEV festgelegte Ziel verfehlt, das eingesetzte Eigenkapital auf höchstens

 zu begrenzen, weil sich eine höhere Eigenkapitalquote unter Wettbewerbsbedin-

gungen nicht einstellen würde. Die vom Netzbetreiber häufig beabsichtigte Finanzierung

seiner Investitionen ausschließlich oder überwiegend durch Eigenkapital würde vielmehr

dazu führen, dass die Eigenkapitalquote noch weiter anstiege, mithin also ein Ergebnis

entstünde, das sich noch weiter von dem Leitbild des § 21 Abs. 2 EnVVG entfernen würde.

Hinzu kommt, dass langfristige und erhebliche Investitionen bei einem im Wettbewerb

stehenden Unternehmen nicht aus dem Umlaufvermögen finanziert werden. Finanzie-

rungsquelle sind vielmehr üblicherweise aus dem Umsatzprozess verdiente Abschreibun-

gen sowie neue Kreditaufnahmen. Eigenkapital im Blick auf zukünftige Investitionen bildet

[...] ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen über das Anlagevermögen" (vgl. BGH,

Beschluss v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 26f.).

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Netzbetreibers durch den Finanzmittelzufluss aus ver-

dienten Abschreibungen nicht hinreichend gewährleistet sein, kann dieser sich auch kos-

tengünstig Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kurzfristigen Zahlungsverpflichtungen

begegnet werden kann. Einer kostenintensiven und damit ineffizienten Ansparung kurz-

und mittelfristig liquidierbarer, geldnaher Bestände bedarf es hierfür nicht. Das Vorhalten

der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermögen würde dazu führen, dass der ur-

sprüngliche Investitionsbetrag 50 Jahre und länger in voller Höhe zu verzinsen wäre, wäh-

rend die tatsächliche effiziente Kapitalbindung nur rund halb so hoch ist. Die aus einem

solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemäß § 4 Abs. 1 StromNEV nicht zu

berücksichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der Netznutzer widerspräche den

Grundsätzen einer effizienten Betriebsführung. Gemäß diesem Grundsatz erstattet der
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Netznutzer dem Netzbetreiber den VVerteverzehr des Sachanlagevermögens (Abschrei-

bungen) zuzüglich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Stellt der

Netzbetreiber diese Mittelrückflüsse dagegen anteilig oder sogar vollständig in die Verzin-

sungsbasis ein, so kommt es zu einer Doppelverzinsung und somit zu einer Mehrbelas-

tung des Netznutzers.

Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen für die verdienten Abschreibungen in Einzel-

fällen nicht immer fristenkongruent verfügbar sind, kann nicht abgeleitet werden, dass der

Netzbetreiber die Kapitalrückflüsse im Umlaufvermögen vorhalten muss. In solchen Fällen

sind die Kapitalrückflüsse — weil sie nicht mehr betriebsnotwendig sind — an die Eigen-

bzw. Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die Mittel für rentableres Drittge-

schäft als die Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufvermögen verwenden können.

Der Wechsel von Investitionszyklen, d.h. von Zeitabschnitten mit erhöhten Investitionen,

die von Zeitabschnitten mit niedrigen Investitionen abgelöst werden, gebietet keinen er-

höhten Bestand an Umlaufvermögen. Selbst wenn die meisten Anlagegüter lange Ab-

schreibungszeiträume aufweisen, sind diese in der Regel zeitversetzt, so dass aus den

verdienten Abschreibungen Mittel für neue Investitionen zur Verfügung stehen. Werden

für einen längeren Zeitraum keine Investitionen getätigt, ist es aus betriebswirtschaftlicher

Sicht nicht effizient, liquide Mittel anzusparen. Das Umlaufvermögen hat keine Sparbuch-

funktion. In solchen Fällen sind die Kapitalrückflüsse — weil sie nicht mehr betriebsnot-

wendig sind — an die Eigen- bzw. Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die Mit-

tel für rentableres Drittgeschäft als die Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufvermögen

verwenden können. Die Investitionsfähigkeit des Unternehmens wird wie bereits erläutert

in der Regel durch den Finanzmittelzufluss aus verdienten Abschreibungen gewährleistet.

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens durch den Finanzmittelzufluss aus ver-

dienten Abschreibungen hingegen nicht gewährleistet sein, kann sich das Unternehmen

auch Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kostengünstig kurzfristigen Zahlungsver-

pflichtungen begegnet werden kann. Einer kostenintensiven Geldmittelvorhaltung bedarf

es hierfür nicht. Schließlich ist auch eine langfristige und damit kostenintensive Kapitalan-

sammlung für Re -Investitionen unter Effizienzgesichtspunkten nicht akzeptabel. Investiti-

onen sind erst dann zu finanzieren, wenn sie betriebswirtschaftlich erforderlich sind.

Der Netzbetreiber weist

unter Ziffer 2.4 in der mit einem Jahresanfangswert

(01.01.2016) in Höhe von und einem Jahresendwert (31.12.2016) in Höhe von

aus. Zudem weist er
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unter Ziffer 2.2 in der mit einem Jahresanfangswert in Höhe von

und einem Jahresendwert in Höhe von aus.

Nach ständiger Rechtsprechung des BGH (zuletzt EnVR 26/14), ist eine Korrektur der

Bilanzwerte des Umlaufvermögens nach dem Maßstab der Betriebsnotwendigkeit vorzu-

nehmen, wobei der Netzbetreiber diesbezüglich darlegungspflichtig ist. Die Annahme

pauschaler Ansätze durch die Regulierungsbehörde wurde vor diesem Hintergrund

grundsätzlich bestätigt.

Der Netzbetreiber hat nicht nachgewiesen, dass vorgehaltenes Umlaufvermögen be-

triebsnotwendig ist. Ob Umlaufvermögen zur Bedienung von Verbindlichkeiten notwendig

ist, lässt sich aus Sicht der Regulierungskammer im Ergebnis beurteilen, wenn die kon-

kreten Mittelzu- und abflüsse dargelegt werden, d.h. aufgezeigt wird, wann und aus wel-

chen Mitteln diese Verbindlichkeiten getilgt werden sollen. Ohne eine konkrete Gegen-

überstellung der Mittelzuflüsse und des Umfangs sowie insbesondere des Fälligkeitszeit-

punkts der zu erfüllenden Verbindlichkeiten können der Liquiditätsbedarf und die Finan-

zierungsstruktur des Netzbetreibers nicht korrekt ermittelt und beurteilt werden. Erforder-

lich ist eine dynamische Betrachtung und Darstellung des Liquiditätsbedarfs (OLG Düs-

seldorf, Beschluss vom 11.11.2015, VI -3 Kart 118/14 (V)). Der Netzbetreiber hat unter

Tabellenblatt E_CF_Rechnung des Erhebungsbogens keine Liquiditätsrechnung vorge-

legt. Er hat auch keine anderen Nachweise zur Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermö-

gens vorgelegt.

Die Regulierungskammer geht im Grundsatz davon aus, dass einem effizienten Netzbe-

trieb das Vorhalten eines regelmäßigen Umlaufvermögens in Höhe von jedenfalls 1/12 der

jährlichen Netzkosten (vgl. BGH, EnVR 57/15) nicht entgegensteht. Vor diesem Hinter-

grund ist ein dementsprechender Ansatz des Netzbetreibers grundsätzlich berücksichti-

gungsfähig.

Das als betriebsnotwendig geltend gemachte Umlaufvermögen wird daher — bezogen auf

die gesamten anerkannten Netzkosten in Höhe von — in einer Höhe von

anerkannt, Ansätze darüber hinaus nicht. In diesem Betrag sind die als Um-

laufvermögen geltend gemachten Vorräte mit einem Jahresanfangsbetrag in Höhe von

und einem Jahresendbetrag in Höhe von enthalten.
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Das kalkulatorisch zu ermittelnde Eigenkapital wird durch die abzugsfähigen Positionen

der latenten Steuern, des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals gemindert.

Latente Steuern werden weder als Aktiv- noch als Passivposition im Rahmen der Kosten-

kalkulation berücksichtigt. Die latenten Steuern werden als Ausgleichsposition zwischen

der Handels- und der Steuerbilanz gebildet und haben daher keine nachhaltige Wirkung

auf die Vermögenssituation des Netzbetriebs.

§ 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV bestimmt, dass im Rahmen der Ermittlung des betriebsnot-

wendigen Eigenkapitals sowohl das zinslos zur Verfügung stehende Kapital (Abzugskapi-

tal) als auch das verzinsliche Fremdkapital in Abzug zu bringen ist.

Unter Abzugskapital versteht man das einem Unternehmen zinslos zur Verfügung ste-

hende Fremdkapital. Zum Abzugskapital zählen z.B. Kundenanzahlungen, Rückstellun-

gen, sonstige Verbindlichkeiten (Passivposition in der Bilanz), zinslose Gesellschafterdar-

lehen oder auch Lieferantenverbindlichkeiten.

Auch für die Positionen des Abzugskapitals ist nach § 7 Abs. 2. S. 2 Nr. 1 bis 5 StromNEV

im Rahmen der Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung jeweils der Mittel-

wert aus Jahresanfangs- und Jahresendwert zu bilden.
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Sinn und Zweck der Rückstellungsbildung ist die zeitliche Vorverlagerung einer Erfolgs-

minderung im Sinne einer periodengerechten Erfolgsermittlung im Jahresabschluss. Für

andere als in § 249 Abs. 1 HGB genannte Zwecke dürfen keine Rückstellungen gebildet

werden, § 249 Abs. 2 S. 1 HGB. Sie sind Bestandteil des Fremdkapitals und bilden Ver-

pflichtungen einer Unternehmung ab, bei denen weitergehende Kriterien noch nicht ab-

schließend erfüllt sind. Hierzu gehört der Fall, dass Art, Höhe und Zeitpunkt des Eintre-

tens der Verpflichtung mit genauer Wahrscheinlichkeit noch nicht bestimmt werden kön-

nen (Beispiel: Gewährleistungsansprüche). Rückstellungen dienen nicht der Korrektur von

Bilanzansätzen, sondern sollen einen periodengerechten Erfolg einer Unternehmung

ausweisen. Dabei hinterfragt die Regulierungskammer auch die mögliche Nutzung bilanz-

politischer Spielräume. In diesem Zusammenhang überprüft die Regulierungskammer die

Sachgerechtigkeit der im Tätigkeitsabschluss angesetzten Rückstellungen sowie die

Sachgerechtigkeit der Zuteilung der Positionen zu einem anderen Tätigkeitsabschluss.

Dies gilt unabhängig davon, dass die Jahres- bzw. Tätigkeitsabschlüsse durch einen Wirt-

schaftsprüfer testiert wurden. Somit ist auch eine Korrektur testierter Angaben durch die

Regulierungskammer zulässig.

Die Position beinhaltet den Restwert der erhaltenen Baukostenzuschüsse und Netzan-

schlusskostenbeiträge. Nach § 9 Abs. 1 S. 3 und Abs. 2 StromNEV sind die erhaltenen

Baukostenzuschüsse und Netzanschlusskostenbeiträge zu passivieren und über eine

Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen.

Baukostenzuschüsse, die im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV hinzugekommen sind,

werden im Jahresanfangsbestand in voller Höhe berücksichtigt. Dies entspricht der Be-

handlung von korrespondierenden Anschaffungs- und Herstellungskosten auf der Aktiv-

seite (vgl. BGH, Beschluss v. 10.11.2015, EnVR 42/14.).
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Der Netzbetreiber weist Restwerte an erhaltenen Baukostenzuschüssen und Netzan-

schlusskostenbeiträgen in Höhe von (01.01.2016) bzw. (31.12.2016)

in Bilanzposition 10 aus. Diese Angaben weichen von den gemäß § 9 Abs. 2 StromNEV

ermittelten kalkulatorischen Restwerten ab. Die Abweichung wird von der Regulierungs-

kammer durch eine entsprechende Hinzurechnung in Höhe von (01.01.2016)

bzw. (31.12.2016) korrigiert. Die vom Netzbetreiber unter der Position 9 ange-

gebenen Werte werden zur Vermeidung einer Doppelberücksichtigung von Baukostenzu-

schüssen gemäß der vom Netzbetreiber eingereichten Stellungnahme gekürzt.

Der Netzbetreiber hat im testierten Tätigkeitsabschluss einen passiven Kapitalausgleichs-

posten in Höhe von im Anfangsbestand und in Höhe von im End-

bestand ausgewiesen. Dieser ist im Abzugskapital zu berücksichtigen. Kapitalausgleichs-

posten entstehen in Mehrspartenunternehmen aufgrund von Ungleichgewichten bei der

Zuordnung von Aktiv- und Passivpositionen zur Tätigkeitsbilanz für die bzw. Elektrizitäts-

verteilung. Wirtschaftlich handelt es sich um einen Kredit einer anderen Geschäftssparte

an die Sparte Stromnetz. Wären die passiven Kapitalausgleichsposten haftende Mittel, so

wäre die Summe der in den Spartenbilanzen ausgewiesenen haftenden Mittel höher als

im Gesamtunternehmen. Dies ist offenkundig unzutreffend. Daher kann ein solcher Pos-

ten keine Grundlage für die Generierung von verzinslichem Eigenkapital sein.

§ 7 Abs. 1 S. 2 2. HS StromNEV bestimmt, dass im Rahmen der Ermittlung des betriebs-

notwendigen Eigenkapitals auch das verzinsliche Fremdkapital in Abzug zu bringen ist.

Damit ist das betriebsnotwendige verzinsliche Fremdkapital grundsätzlich in der vollen in

der Bilanz ausgewiesenen Höhe zu berücksichtigen.

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten, der berücksichtigungsfähigen Finanzanlagen und des berücksichtigungsfähigen

Umlaufvermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermögen nach § 6 StromNEV

aus
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Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapitals

und des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigenkapital

nach § 6 StromNEV aus

Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt sich

ebenfalls aus

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es

in § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV vorgegeben ist. Im Überblick:

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Altanlagen zu Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote (max. 40 %)

• Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Altanlagen zu historischen AK/HK Fremdkapitalquote (min. 60 %)

• Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Neuanlagen zu historischen AK/HK

• Grundstücke zu historischen AK/HK

• betriebsnotwendige Finanzanlagen

• betriebsnotwendiges Umlaufvermögen

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil

- Verzinsliches Fremdkapital
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Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 StromNEV sind

somit die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Alt- und Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermö-

gens mit denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestim-

mung der kalkulatorischen Abschreibungen gemäß § 6 StromNEV anerkannt wurden.

Darüber hinaus finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. wei-

tere Anlagegüter des Sachanlagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nach-

gewiesen wurde, Berücksichtigung, z.B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anla-

gevermögens sowie Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau.

Grundstücke sind gemäß § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV bei der Ermittlung der kalkulatori-

schen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten anzusetzen.

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1, 2 i.V.m. § 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV wird auch im Rahmen der

Berechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote der Altanlagen

auf höchstens 40 % begrenzt. In der Konsequenz dürfen die kalkulatorischen Restwerte

des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu Tagesneuwerten ma-

ximal mit einem Anteil von 40 `)/0 in die Bestimmung der Basis der Eigenkapitalzinsen ein-

fließen. Da die Frenndkapitalquote die Differenz zwischen 100 % und der Eigenkapitalquo-

te ist (§ 6 Abs. 2 S. 5 StromNEV), müssen die kalkulatorischen Restwerte des Sachanla-

gevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu historischen Anschaffungs- und

Herstellungskosten entsprechend mit mindestens 60 % gewichtet werden.

Übersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus ergibt, einen Anteil von

 so ist diese gemäß § 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV auf  zu begrenzen.

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige Ver-

mögen gemäß § 7 StromNEV II) aus Das betriebsnotwendige Eigenkapi-

tal gemäß § 7 StromNEV ergibt sich aus
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3.3.

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal

40 % übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. So-

weit das nach § 7 Abs. 1 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital

mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Ver-

mögens beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital in

zwei Anteile zu zerlegen. Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die

zugelassene Eigenkapitalquote nicht überschreitet %), sodann der Eigen-

kapitalanteil, der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigt

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 c'/0 ist der die zugelassene Eigenkapitalquote

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil %) wie folgt zu ermitteln:

40 % = 0,4

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7

Abs. 1 S. 3 StromNEV %) errechnet sich dann nach folgender Formel:

40 % = 40 % = 0,4)

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital

nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen

Vermögens beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung des erfolgen.

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in

diesem Fall nicht gegeben.
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Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige Ei-

genkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Die

Aufteilung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 StromNEV vorge-

geben ist. Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanlagen zu Anschaffungs-

und Herstellungskosten ergibt sich aus dem Quotienten aus den kalku-

latorischen Restwerten der Neuanlagen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten und

den kalkulatorischen Restwerten des gesamten Sachanlagevermögens und somit der

Summe aus den kalkulatorischen Restwerten der Alt- und Neuanlagen

und

Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu AK/HK

[ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu

Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV (max. 40 %)

Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu

historischen AK/HK * Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV

(min. 60 ̀ )/0)

Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen AK/HK

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermögen ergibt sich aus der

Differenz zwischen 100 % und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neuanlagen

Die jeweiligen Anteile der Neuanlagen sowie der Altanlagen am Eigenkapital ergeben sich

aus

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 05.10.2016, unter

dem Aktenzeichen BK4-16/160, für die Dauer der dritten Regulierungsperiode den Eigen-

kapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote
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nicht übersteigt, für Neuanlagen auf  und für Altanlagen auf  nach Gewer-

besteuer und vor Körperschaftsteuer festgelegt.

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht

übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt:

40 % *  + 40 % *

Verfügt der Netzbetreiber hingegen nicht über Sachanlagevermögen, sind die Bilanzwerte

mit dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen.

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird nach

§ 7 Abs. 1 S. 5, Abs. 7 StromNEV verzinst. Der Zinssatz bestimmt sich gemäß

§ 7 Abs. 7 S. 1 StromNEV als Mittelwert des auf die letzten zehn abgeschlossenen Ka-

lenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch die Deutsche Bundesbank veröffent-

lichten Umlaufsrenditen. Mit Beschluss vom 25.04.2017, EnVR 17/16 hat der Bundesge-

richtshof entschieden, dass die gleichlautende Regelung des § 7 Abs. 7 GasNEV in Ein-

klang mit den Vorgaben des EnWG steht.

Im Einzelnen ergeben sich die Werte aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapie-

re inländischer Emittenten - Anleihen der öffentlichen Hand", aus der „Umlaufsrendite

festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-

MF1s)" sowie aus der „Umlaufsrendite inländischer lnhaberschuldverschreibungen - Hypo-

thekenpfand briefe".2

2 Diese Reihen können der Kapitalmarktstatistik der Deutschen Bundesbank entnommen werden.
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Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden:

`Yo]

2007

2008

2009

2010

2011

2012

2013

2014

2015

2016

0 10 Jahre

Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2007 bis 2016 ein durchschnittlicher

Zinssatz von 2,72 % ab.

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % ergibt sich die Verzinsung

auf das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 StromNEV aus

Für das die Quote von 40 % übersteigende betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7

StromNEV ergibt sich die Verzinsung aus

Gemäß § 8 StromNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbe-

reich sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in

Ansatz gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulato-

rischer Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen Eigen-

kapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten Ei-

genkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor Kör-

perschaftsteuer (BR -Drs. 247/05, S.30).

Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt nicht. § 8 S. 2

StromNEV ist entfallen.
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Die nach § 8 StromNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den kalkulato-

rischen Maßstäben der StromNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn- und

Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den kalkulato-

rischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn bzw.

-verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen Gewerbe-

steueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden (sie-

he etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.).

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichti-

gung von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzich-

tet (BGH, KVR 81/07, S. 10).

Eine zusätzliche Bereinigung der Eigenkapitalverzinsung um die Gewerbesteuer ("lm-

Hundert- Rechnung") kommt nicht in Betracht (BGH, EnVR 26/14 SW Freudenstadt,

Rn. 46.).

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel

40 % * 5,12 % 40 % *

40 % * ) *

berechnet. Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in

ausgewiesen.

Gemäß § 9 StromNEV sind sonstige Erlöse und Erträge, soweit sie sachlich dem Netzbe-

trieb zuzurechnen und insbesondere den Positionen aktivierte Eigenleistungen, Zins- und

Beteiligungserträge, Netzanschlusskosten, Baukostenzuschüsse oder sonstige Erträge

und Erlöse der netzbezogenen Gewinn- und Verlustrechnung zu entnehmen sind, von

den Netzkosten in Abzug zu bringen. Die von stromverbrauchenden Anschlussnehmern

entrichteten Baukostenzuschüsse sind über eine Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen

und jährlich netzkostenmindernd anzusetzen. Baukostenzuschüsse, die im Zusammen-

hang mit der Errichtung eines Anschlusses für die Einspeisung elektrischer Energie ent-

richtet wurden, sind anschlussindividuell über die Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen.
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Der Netzbetreiber hat in der Position 4.1 Erträge für die Auflösung von Netzanschlusskos-

tenbeiträgen angegeben. Diese waren zu kürzen da ein Ausweis der kalkulatori-

schen Baukostenzuschüsse insgesamt in Position 4.2 erfolgt. In der Position 4.2 hat der

Netzbetreiber Erträge aus der Auflösung von Baukostenzuschüssen in einer Höhe von

angegeben diese waren um auf zu erhöhen. Dies entspricht

dem kalkulatorischen jährlichen Auflösungsbetrag der Baukostenzuschüsse gemäß § 9

Abs. 2 StromNEV, der auch im vom Netzbetreiber eingereichten Erhebungsbogen aus-

gewiesen ist.

Weiterhin hat der Netzbetreiber Erträge in den Positionen 9 , 10 und

11 ( angegeben. Da die Regulierungskammer den Ansatz der Finanzanlagen und den

Kassenbestand gekürzt hat, waren korrespondierend ebenfalls die Erträge aus den Netz-

kosten auszugrenzen.
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Landesregulierungsbehörde

für den Verpächter

Aufwendungen für die von der überlassene Netzinfrastruk-

tur sind gemäß der insgesamt in Höhe von

anerkennungsfähig.

Die Regulierungskammer hat der Prüfung, neben dem nach § 6 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 28

StromNEV vorzulegenden Bericht, den Erhebungsbogen zu Grunde gelegt, der vom Netz-

betreiber elektronisch übermittelt wurde. Parallel zur elektronischen Übermittlung der Un-

ter -lagen wurde durch eine autorisierte Person beim Netzbetreiber ein Übersendungsbo-

gen mit eigenhändiger Unterschrift an die Regulierungskammer gesandt, um die elektro-

nische Zusendung zu legitimieren.

Aufwandsgleiche Kosten sind zu berücksichtigen, sofern und soweit sie einen Bezug zum

Netzbetrieb aufweisen (§ 3 Abs. 1 S. 1 StromNEV), den Kosten eines effizienten und

struk-turell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1 StromNEV und § 21

Abs. 2 S. 1 EnVVG) und sich ebenso bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen

ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG).
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Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum

Netzbetrieb aufweisen. Kosten sind folglich nicht zu berücksichtigen, sofern und soweit

sie nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen oder dem Betrieb des Netzes

zu dienen bestimmt sind. Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehungsgrunde oder

ihrem Verwendungszweck nach dem Vertrieb, dem Messstellenbetrieb für intelligente

Messsys-teme und moderne Messeinrichtungen oder anderen Unternehmenstätigkeiten

zuzuordnen sind, grundsätzlich nicht auf den Netzbetrieb bezogen und somit nicht be-

rücksichtig ungsfä-hig

Der Netzbetreiber trägt die Darlegungs- und Beweislast für die Tatsache, dass die geltend

gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden und dem Netzbetrieb zuzuordnen sind.

Dies ergibt sich bereits aus der Natur der zu prüfenden Informationen, die allesamt dem

Rechnungswesen des Netzbetreibers bzw. des vertikal integrierten Unternehmens ent-

stammen. Diese internen Vorgänge sind der Regulierungskammer nicht bekannt, solange

der Netzbetreiber die beurteilungsrelevanten Kosten nicht darlegt und diese dezidiert

nach -weist.

Dem steht auch nicht der Amtsermittlungsgrundsatz entgegen. Der Pflicht der Behörde,

den Sachverhalt in eigener Verantwortung aufzuklären (§ 68 EnVVG und § 24 Verwal-

tungsver-fahrensgesetz (VwVfG) i.V.m. § 1 Niedersächsisches Verwaltungsverfahrensge-

setz (NVwVfG)) stehen insoweit Obliegenheiten des Netzbetreibers gegenüber (§ 69

EnVVG und § 26 VwVfG i.V.m. § 1 NVwVfG); die Mitwirkungspflicht des Netzbetreibers

begrenzt die Anntsermittlungspflicht der Verwaltungsbehörde. Diese braucht entschei-

dungserhebliche Tatsachen nicht zu ermitteln, die der Betroffene ihr zu unterbreiten hat

(vgl. BGH, EnVR 79/07, Rn. 21; BVerwG, 8 C 27/85, NVwZ 1987, 404 f.). Vielmehr „ist es

erforderlich, dass die tatsächlich angefallenen Kosten, deren Anfall im Basisjahr sowie

deren inhaltlicher Be-zug auf das Basisjahr dargelegt und belegt werden und die Zu-

schlüsselung auf das zu prü-fende Netz plausibel gemacht wird." (OLG Stuttgart, 201 Kart

12/14, S. 7). Nicht nachge-wiesene Kosten sind folglich nicht berücksichtigungsfähig (so

auch: OLG Düsseldorf, VI -3 Kart. 472/06 [V]; OLG Stuttgart 202 EnVVG 12/13 und 201

EnVVG 12/14; BGH, EnVR 6/08, 88/10, 25/12 und 26/14).
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Einzelkosten des Netzes sind gemäß § 4 Abs. 4 StromNEV dem Netz direkt zuzuordnen.

Kosten des Netzes, die sich nicht oder nur mit unvertretbar hohem Aufwand als Einzel-

kos -ten direkt zurechnen lassen, sind als Gemeinkosten über eine verursachungsgerech-

te Schlüsselung gegebenenfalls zunächst der Sparte Elektrizität und sodann der Tätigkeit

Elektrizitätsverteilung zuzuordnen. Die zu Grunde gelegten Schlüssel müssen sachge-

recht sein und den Grundsatz der Stetigkeit beachten. Die verwendeten Schlüssel müs-

sen eine möglichst große Nähe zur tatsächlichen Kostenverteilung aufweisen. Stunden-

aufschreibun-gen einer Lohnbuchhaltung z.B. lassen eine anteilige Verteilung der Perso-

nalkosten auf den Netzbetrieb somit plausibler erscheinen, als Umsatz- oder Gewinn-

schlüssel. Änderun-gen eines Schlüssels sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten

sind.

Die Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen ist gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 ARegV aus-

geschlossen. § 6 Abs. 2 S. 2 ARegV regelt, dass § 3 Abs. 1 S. 5 Hs. 2 StromNEV bei der

Durchführung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus nach § 6 Abs. 1

ARegV keine Anwendung findet.
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Kosten, die auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, sind gemäß § 6 Abs. 2

S. 1 ARegV ebenfalls nicht zu berücksichtigen. Soweit aufwandsgleiche Kosten dem

Grunde oder der Höhe nach auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, auf

das sich die Kostenprüfung bezieht, bleiben sie gemäß § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV bei der

Ermittlung des Ausgangsniveaus unberücksichtigt. Eine Besonderheit des Geschäftsjah-

res liegt vor, wenn bestimmte Kosten des Netzbetriebs nicht periodisch im Laufe der drit-

ten Regulierungsperi-ode wiederkehren, sondern ausschließlich einmalig im Basisjahr

i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV anfallen. Der Regelung des § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV liegt die Über-

legung zu Grunde, dass die Heranziehung der Kosten eines bestimmten Geschäftsjahres

als Grundlage für die Fest-legung der Erlösobergrenzen dann gerechtfertigt ist, wenn die

Kostenstruktur in den aufei-nanderfolgenden Geschäftsjahren in der Regel im Wesentli-

chen gleich ist (vgl. BGH, EnVR 48/10 — „EnBW Regional AG", Rn. 16). Mit diesem Kon-

zept wäre es nicht vereinbar, wenn das Ergebnis der Kostenprüfung 2016 auch insoweit

Grundlage für die Festsetzung der Erlösobergrenzen wäre, als dort Besonderheiten be-

rücksichtigt sind, die ausschließlich im Basisjahr aufgetreten sind. Dies kann der Fall sein,

wenn in dem maßgeblichen Geschäfts-jahr einmalige Effekte zu verzeichnen sind, die das

Kostenniveau signifikant gegenüber den Kosten der Vorjahre erhöhen. Eine Besonderheit

liegt hingegen nicht vor, wenn der Netzbe-treiber plausibel darlegt, dass erstmals im Ba-

sisjahr Kosten zu verzeichnen sind, die im Laufe der folgenden Regulierungsperiode (Wir-

kungszeitraum) fortlaufend wiederkehren. Das gilt, dem Sinn und Zweck der Regelung

entsprechend, auch für Erlöse; dies verdeut-licht systematisch die Regelung des § 6

Abs. 1 S. 1 ARegV, die von einer „Kostenprüfung" spricht, wobei offensichtlich, wie der

dor-tige Verweis zeigt, die Prüfung von Erlösen nach § 9 StromNEV mit einbezogen ist.

Eine Anwendung des § 6 Abs. 2 S. 1 ARegV auf Bilanzwerte ist indes ausgeschlossen, da

bei der Bestimmung der kalkulatorischen Kosten gemäß § 7 Abs. 2 S. 1 StromNEV be-

reits eine Vergleichmäßigung periodischer Effekte im Wege der Mittelwertbildung über die

Jahre 2015 und 2016 erfolgt. Insofern besteht kein Raum mehr für die Anwendung des

§ 6 Abs. 2 S. 1 ARegV. Überdies handelt es sich formaliter bei den Bilanzwerten nicht um

Kosten i.S.d. § 4 StromNEV.
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Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten leistungsfähigen und zuverlässigen Netz-

betriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition

bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 StromNEV). Die

für die Gesamtkosten nach § 6 Abs. 1 S. 1 ARegV maßgeblichen Abschreibungen be-

triebsnotwendiger Anlagegüter werden auf Grundlage des § 6 StromNEV kalkulatorisch

ermittelt und ersetzt somit die handelsbilanziellen Werte.

Für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen Eigen-

kapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlage-

vermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist ge-

mäß § 6 Abs. 1 S. 3 StromNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die vor dem

01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlagen), und Anlagegütern, die ab dem 01.01.2006 akti-

viert wurden (Neuanlagen).

Bei Altanlagen werden nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV für den eigenfinanzierten

Anteil des Anlagevermögens (maximal 40 %) Tagesneuwerte als Basis für die weiteren

Berechnungen herangezogen. Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung der histori-

schen Anschaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Für den fremdfinanzierten Anteil

des Anlagevermögens (mindestens 60 %) bilden die jeweiligen historischen Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten den Ausgangspunkt für die weitere Wertermittlung (vgl. § 6

Abs. 2 S. 2 Nr. 2 StromNEV).

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gemäß § 6 Abs. 4 StromNEV

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach

der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln.

Dementsprechend wurden für alle Anlagengüter zunächst die historischen Anschaffungs-

und Herstellungskosten identifiziert. Netzkäufe und vergleichbare Fallgestaltungen dürfen

nicht dazu führen, dass die Berechnungsgrundlagen verfälscht werden. Anschließend

wurden aus den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten mithilfe von Preisin-

dizes Tagesneuwerte bestimmt, um die eigenfinanzierten Abschreibungsanteile der Altan-

lagen berechnen zu können. Aus der gewichteten Bestimmung der Anschaffungsrestwer-

te der Altanlagen zu Tagesneuwerten und zu Anschaffungs- und Herstellungskosten so-

wie den Restwerten der Neuanlagen wurde schließlich die kalkulatorische Jahresab-

schreibung bestimmt.
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Die kalkulatorischen Abschreibungen für Alt- und Neuanlagen sind jährlich auf Grundlage

der jeweiligen betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1

StromNEV und nach der linearen Abschreibungsmethode (§ 6 Abs. 2 S. 1 und Abs. 4

StromNEV) zu ermitteln. Die für ein Anschaffungsjahr, in einer Anlagengruppe einmal

gewählte Nutzungsdauer und das ursprüngliche Zugangsjahr sind unverändert fortzufüh-

ren, um das in § 6 Abs. 5 und § 6 Abs. 7 StromNEV vorgegebene Verbot von Abschrei-

bungen unter Null umzusetzen.

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2

StromNEV legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten An-

schaffungs- und Herstellungskosten.

Entscheidend bei der für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens rele-

vanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, dass sie den histo-

rischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 Abs. 3 und 4 Strom-

NEV). Diese Vorgabe verbietet es bspw., Anschaffungs- und Herstellungskosten durch

eine Rückrechnung anhand zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten

unter Einbeziehung qualitativer Veränderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln.

Die Regulierungskammer geht davon aus, dass die angegebenen Anschaffungs- und

Herstellungskosten der Höhe nach den historischen Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten entsprechen. Die Regulierungskammer behält sich vor, die Ermittlung der angegebe-

nen Anschaffungs- und Herstellungskosten einer weiteren Überprüfung zu unterziehen.

Sollte sie hierbei zu der Erkenntnis gelangen, dass die vom Netzbetreiber für die Ermitt-

lung der kalkulatorischen Kosten zugrunde gelegten errechneten Anschaffungs- und Her-

stellungskosten nicht den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entspre-

chen, wird sie von ihren Rücknahmebefugnissen Gebrauch machen.

Nach § 6 StromNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, sofern

und soweit sie betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige Vermögensteile sind

nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach allgemeiner Auffas-

sung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem Betriebszweck dienen. Viel-

mehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem Betrieb dient.
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Nicht aktivierten sondern z.B. über Instandhaltungsaufwand finanzierten Vermögensge-

genständen fehlt die Ansatzfähigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt werden

muss, dass diese Beträge in der Vergangenheit schon wieder verdient wurden, ist der

Netznutzer nicht durch den erneuten Ansatz der Aufwendungen als Anschaffungs- und

Herstellungskosten zu belasten.

Nach § 6 Abs. 2 S. 2 Ni. 2 StromNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschrei-

bungen für den fremdfinanzierten Anteil der Altanlagen und gemäß § 6 Abs. 4 StromNEV

bei den Neuanlagen von den jeweiligen, im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten

Anschaffungs- und Herstellungskosten („historische Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten") auszugehen. § 6 Abs. 6 StromNEV untersagt eine Abschreibung unter Null aufgrund

des Wiederauflebens kalkulatorischer Restwerte, insbesondere auch im Falle einer Ver-

änderung der ursprünglichen Abschreibungsdauer. Nach § 6 Abs. 7 StromNEV gilt das

Verbot der Abschreibung unter Null ungeachtet einer Änderung der Eigentumsverhältnis-

se oder der Begründung von Schuldverhältnissen. In den genannten Vorschriften kommt

die eindeutige gesetzliche Vorgabe zum Ausdruck, dass ein Netzkauf oder vergleichbare

Fallgestaltungen nicht zu einer Erhöhung der berücksichtigungsfähigen Netzkosten führen

dürfen. Insoweit hat der Gesetzgeber den Interessen der Netznutzer an möglichst gerin-

gen Netzkosten den Vorrang eingeräumt. Ihre sachliche Grundlage findet diese gesetz-

geberische Entscheidung in dem Charakter der Energieversorgungsnetze als natürliche

Monopole, die den Netznutzern regelmäßig keine wettbewerblichen Ausweichmöglichkei-

ten lassen. Die Vorschrift geht auch schon aufgrund ihrer systematischen Stellung den

Übergangsregelungen des § 32 StromNEV vor. D.h. unabhängig von den zugrunde geleg-

ten Nutzungsdauern, unabhängig von der Änderung von Eigentumsverhältnissen oder der

Begründung von Schuldverhältnissen, darf kein Vermögensgegenstand mehr als genau

einmal in Ansatz gebracht werden.
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Für den Fall von Netzkäufen ist dementsprechend festzuhalten, dass bei der Ermittlung

der kalkulatorischen Abschreibungen und Restwerte der Kaufpreis für erworbene Netze

nicht zugrunde gelegt werden darf (vgl. BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W., Rn. 47

ff.). Nach § 6 Abs. 6 StromNEV dürfen die Abschreibungsgrundlagen nicht verändert wer-

den, was bedeutet, dass das Abschreibungsobjekt nur einmal und ohne Erhöhung der

Kalkulationsgrundlage abgeschrieben werden kann. § 6 Abs. 7 StromNEV stellt überdies

klar, dass das Verbot einer Abschreibung unter Null auch im Falle eines Eigentümer-

wechsels gilt. Damit wird bei einem Verkauf eine Veränderung der Abschreibungsgrund-

lage explizit ausgeschlossen. Auch aus der vielfach herangezogenen „Kaufering"-

Entscheidung des BGH (BGH, KZR 12/97) folgt nichts anderes (so explizit für die Strom-

NEV: BGH, KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W., Rn. 47 ff.). Daher sind auch die kalkulatori-

schen Restwerte eines übernommenen Netzteils separat fortzuführen.

Entscheidend bei den für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens re-

levanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist es, dass sie den

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (vgl. § 6 Abs. 3 und 4

StromNEV). Maßgeblich ist also der Zeitpunkt der Errichtung und Begründung der erstma-

lig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungskosten.

Neubewertungen sind für die kalkulatorische Bewertung in der StromNEV nicht zulässig,

um das Abschreibungsverbot unter Null nach § 6 Abs. 5 und § 6

Abs. 7 sicherzustellen. Dementsprechend sind in der StromNEV-Kalkulation sämtliche

Veränderungen, z.B. aufgrund erlaubter degressiver oder anderer Sonderabschreibun-

gen, Neubewertungen oder Umbuchungen grundsätzlich unzulässig.

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten bis zum Basisjahr der zweiten

Regulierungsperiode (2011) mit den zum damaligen Zeitpunkt gewählten Zugangsjahren

und Zuordnungen zu den jeweiligen Anlagengruppen wurden im Rahmen der beiden

vorangegangenen Kostenprüfungen bereits festgeschrieben und sind somit grundsätzlich

unverändert fortzuführen (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss v. 27.04.2017, VI -5 Kart 17/15,

Rn. 62, juris), es sei denn Anlagenabgänge mindern den Anlagenbestand. Zugänge im

Anlagevermögen der Jahre 2012 bis 2016 wurden um die Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten ergänzt.

Seite 8 von 34



Stadtwerke Rinteln GmbH

Anschaffungs- und Herstellungskosten vorzeitig außer Betrieb genommener Vermögens-

gegenstände sind nicht zeitgleich mit dem Ersatzvermögensgegenstand berücksichti-

gungsfähig. Anlagengüter, die vorzeitig außer Betrieb genommen werden, führen insofern

zu einer Verringerung der jeweiligen Anschaffungs- und Herstellungskosten im Zeitpunkt

der Errichtung und Begründung der erstmalig aktivierten Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten.

Nachträglich können Anschaffungs- und Herstellungskosten z.B. durch Erweiterung oder

Wertverbesserung des Anlagengutes nach dessen Errichtung entstehen. Kalkulatorisch

sind diese als neue Anschaffungskosten im Jahr der Erweiterung oder Wertverbesserung

zu erfassen. Schließlich sind auch Erhöhungen des Anteils des Stromnetzes an Anlagen-

gütern des gemeinschaftlich genutzten Bereichs eines Versorgungsunternehmens als

Anlagenzugang zu klassifizieren.

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 StromNEV ist für die Ermittlung der kalkulatorischen Ab-

schreibungen des eigenfinanzierten Anteils der Altanlagen — ausgehend von dem jeweili-

gen Tagesneuwert nach § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 StromNEV — die Summe aller anlagenspe-

zifisch ermittelten Abschreibungsbeträge zu Grunde zu legen. Nach § 6 Abs. 3 S. 1

StromNEV ist der Tagesneuwert der unter Berücksichtigung der technischen Entwicklung

maßgebliche Anschaffungswert zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt. Die Umrechnung

der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten der betriebsnotwendigen Anlage-

güter auf Tagesneuwerte hat unter Verwendung von Indexreihen des Statistischen Bun-

desamtes nach § 6 Abs. 3 S. 2 i.V.m. § 6a StromNEV zu erfolgen.

§ 6a Abs. 2 StromNEV bestimmt, dass der Ermittlung der Tagesneuwerte Ersatzindexrei-

hen zu Grunde zu legen sind, sofern die in § 6a Abs. 1 StromNEV genannten Indexreihen

des Statistischen Bundesamtes nicht für den notwendigen Zeitraum der Vergangenheit

verfügbar sind. Diese sind mit den in § 6a Abs. 1 StromNEV genannten Indexreihen zu

verketten. § 6a Abs. 2 StromNEV regelt neben den zu verwendenden Ersatzreihen die

Verkettungsmethodik. Hierbei werden Verkettungsfaktoren bestimmt, die sich jeweils aus

der Division des am weitesten in der Vergangenheit liegenden lndexwertes der Indexreihe

gemäß § 6a Abs. 1 StromNEV durch den lndexwert der Ersatzindexreihe für dasselbe
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Beobachtungsjahr ergeben. Die Ersatzindexreihe wird jeweils mit dem Verkettungsfaktor

multipliziert und dadurch umbasiert. Dies führt dazu, dass die Preisänderung unverändert

bleibt. Die Verkettungsmethodik entspricht der Verkettungsmethodik in den Erläuterungen

des Statistischen Bundesamtes zur Fachserie 16 und 17. Die Ersatzindexreihen werden

in § 6a Abs. 2 S. 3 Nr. 1 bis 5 StromNEV im Einzelnen aufgezählt.

Es war danach erforderlich für die Indexreihen nach § 6a Abs. 1 StromNEV eine Verket-

tung mit den folgenden Ersatzindexreihen vorzunehmen:

1. für die Indexreihe Gewerbliche Betriebsgebäude, Bauleistungen am Bauwerk, ohne

Umsatzsteuer

a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die lndexreihe Gewerbliche Betriebsge-

bäude, Bauleistungen am Bauwerk, mit Umsatzsteuer (Statistisches Bundes-

amt, Fachserie 17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und

b) für den Zeitraum vor 1958 die Indexreihe Wiederherstellungswerte für

1913/1914 erstellte Wohngebäude (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17,

Preisindizes für die Bauwirtschaft);

2. für die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen am Bauwerk (Tiefbau) ohne Umsatz-

steuer

a) für den Zeitraum von 1958 bis 1968 die Indexreihe Ortskanäle, Bauleistungen

am Bauwerk (Tiefbau), mit Umsatzsteuer (Statistisches Bundesamt, Fachserie

17, Preisindizes für die Bauwirtschaft) und

b) für den Zeitraum vor 1958 die Indexreihe Wiederherstellungswerte für

1913/1914 erstellte Wohngebäude (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17,

Preisindizes für die Bauwirtschaft);

3. für die Indexreihe Erzeugerpreise gewerblicher Produkte gesamt (ohne Mineralöler-

zeugnisse) für den Zeitraum vor 1976 die Indexreihe Erzeugerpreise gewerblicher

Produkte gesamt (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise

gewerblicher Produkte);

4. für die Indexreihe Andere elektrische Leiter für eine Spannung von mehr als 1.000

Volt für den Zeitraum vor 1995

a) die Indexreihe Kabel für die Anlagengruppe Kabel (Statistisches Bundesamt,

Fachserie 17, Index der Erzeugnisse gewerblicher Produkte) und

Seite 10 von 34



Stadtwerke Rinteln GmbH

b) für die Anlagengruppe Freileitungen die Indexreihe Isolierte Drähte und Lei-

tungen (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeugerpreise

gewerblicher Produkte);

5. für die Indexreihe Türme und Gittermaste, aus Eisen oder Stahl, für den Zeitraum

vor 1976 die Indexreihe Fertigteilbauten überwiegend aus Metall, Konstruktionen

aus Stahl und Aluminium (Statistisches Bundesamt, Fachserie 17, Index der Erzeu-

gerpreise gewerblicher Produkte).

Aus den in § 6a Abs. 1 und 2 StromNEV genannten Indexreihen werden gemäß § 6a

Abs. 3 StromNEV lndexfaktoren bestimmt. Der Tagesneuwert im Basisjahr eines im Jahr t

angeschafften Anlagegutes ergibt sich durch die Multiplikation des Indexfaktors des Jah-

res t mit den historischen Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Der Indexfaktor des

Jahres t ergibt sich aus dem Quotienten des Indexwertes des Basisjahres und dem In-

dexwert des Jahres t und ist auf vier Nachkonnmastellen zu runden.

Für das Basisjahr 2016 ergibt sich der Indexfaktor des Jahres t aus dem Quotienten des

Indexwertes des Jahres 2016 und dem lndexwert des Jahres t. Multipliziert man somit

den Indexfaktor des Jahres t mit dem lndexwert des Jahres t, ergibt sich der lndexwert

des Jahres 2016. Der Indexfaktor für das Basisjahr (hier: 2016) beträgt somit 1.

Bei Anlagegütern, welche im Jahr 2006 bis 2016 angeschafft wurden, handelt es sich um

Neuanlagen, so dass hierbei gemäß § 6 Abs. 4 StromNEV keine Berücksichtigung zu

Tagesneuwerten erfolgt und ein Faktorwert für diese Jahre nicht benötigt wird.

Die zur Bestimmung von Tagesneuwerten auf Basis des Jahres 2016 relevanten Preisin-

dizes sind auf der Internetseite der Bundesnetzagentur (www.bundesnetzagentur.de -

Preisindizes zur Bestimmung von Tagesneuwerten betriebsnotwendiger Anlagegüter ge-

mäß § 6 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. § 6a StromNEV1) veröffentlicht.

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der Einzel-

abschreibungen des Anlagevermögens. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem

01.01.2006 aktiviert) und Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) zu unterscheiden. Alt-

und Neuanlagen unterscheiden sich dadurch, dass für eigenfinanzierte Altanlagen — im

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Service-
Funktio-
nen/Beschlusskammem/BK08/BK8 61 Archiv/BK08 ALT/BK8 73 HinwKons/Preisindizes/bk8 Hinweise un
d Konsultationen Preisindizes node.html
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Gegensatz zu den Neuanlagen — eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte gemäß

§ 6 Abs. 2, 3 und 4 StromNEV vorzunehmen ist. Die kalkulatorischen Abschreibungen

sind gemäß § 6 Abs. 5 S. 3 StromNEV jahresbezogen zu ermitteln. Dafür ist nach § 6

Abs. 5 S. 4 StromNEV jeweils ein Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaf-

fungsjahres zugrunde zu legen.

Grundstücke können nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV folgt

zudem, dass Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu

historischen Anschaffungskosten anzusetzen sind. Planmäßige Abschreibungen sind

nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nut-

zung zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Ei-

genart des Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht

der Fall ist. In der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für

Grundstücke keine begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit daher Grundstücksanteile in

abschreibungsfähigen Positionen enthalten sind, wie z.B. in Bauten, müssen diese Positi-

onen um die Grundstücksanteile gekürzt werden.

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen

sind nach § 6 Abs. 2 S. 1 StromNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach

der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Der eigenfinanzierte Abschreibungsan-

teil der Altanlagen ist der zu Grunde zu legende Restwert zu Tagesneuwerten

multipliziert mit der Eigenkapitalquote und geteilt durch die anwendbare Restnut-

zungsdauer der fremdfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen ergibt sich

nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 i.V.m. § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 StromNEV bzw. § 6 Abs. 2 S. 2

Nr. 2 StromNEV aus den relevanten Restwerten zu historischen Anschaffungs- und Her-

stellungskosten multipliziert mit der Fremdkapitalquote und geteilt durch

die anwendbare Restnutzungsdauer

Die kalkulatorische Abschreibung der Altanlagen ist gemäß § 6 Abs. 2 und 5 i.V.m. § 32

Abs. 3 und § 6 Abs. 6 S. 5 StromNEV nach folgender Formel zu ermitteln:
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Hierbei ist die Restnutzungsdauer einer Anlagengruppe je Netz -ID i gleich der

Differenz aus der vom Netzbetreiber gewählten Nutzungsdauer innerhalb der Bandbreite

nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV und der Anzahl der vergangenen Jahre seit

Errichtung der Anlagegüter der jeweiligen Anlagengruppe. In der Formel beschreiben der

Restwert den kalkulatorischen Restwert der Anlagegüter der Anlagengruppe je

Netz -ID i zu Tagesneuwerten und der Restwert den kalkulatorischen Restwert

der Anlagegüter einer Anlagengruppe je Netz -ID i zu Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten.

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen

sind ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten

nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahresab-

schreibung ergibt sich demnach aus dem Quotienten der Restwerte zu historischen An-

schaffungs- und Herstellungskosten und der Restnutzungsdauer Eine

Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte entfällt für Neuanlagen gemäß § 6 Abs. 4

StromNEV.

Die kalkulatorische Abschreibung der Neuanlagen ist gemäß § 6 Abs. 4, 5 und 6 S. 5

StromNEV nach folgender Formel zu ermitteln:

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2016 (Endbestand) ermitteln sich auf Basis der

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungs-

jahr bis zum Jahr 2016 entstandenen, kumulierten kalkulatorischen Abschreibungen. Dem

entsprechend werden auch die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2015 (Anfangsbe-

stand) ermittelt.

Für die Bestimmung der Netzentgelte nach StromNEV sind nach § 32 Abs. 3 S. 1 Strom-

NEV die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens für den eigenfinanzierten

Anteil auf Tagesneuwertbasis nach § 6 Abs. 3 StromNEV, für den fremdfinanzierten Anteil

anschaffungsorientiert zu bestimmen und anlagenscharf zu dokumentieren.
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Dabei sind nach § 32 Abs. 3 Satz 2 StromNEV die seit Inbetriebnahme der Sachanlage-

güter der kalkulatorischen Abschreibung tatsächlich zu Grunde gelegten Nutzungsdauern

heranzuziehen.

Für die Fälle, in denen eine anlagenscharfe Dokumentation der Nutzungsdauern über

Jahrzehnte hinweg möglicherweise nicht vorhanden ist, hat der Verordnungsgeber eine

Vermutungsregelung geschaffenen, die eintritt, falls die Heranziehung der tatsächlich zu

Grunde gelegten Nutzungsdauern objektiv nicht (mehr) möglich ist.

Soweit vor dem Inkrafttreten der StromNEV bei der Stromtarifbildung nach der Bundesta-

rifordnung Elektrizität (vom 18.10.1989, BGBI. I S. 2255; BTOElt) Kosten des Elektrizitäts-

versorgungsnetzes zu berücksichtigen waren und von Dritten gefordert wurden, wird nach

§ 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV vermutet, dass die nach den Verwaltungsvorschriften der

Länder zur Darstellung der Kosten- und Erlöslage im Tarifgenehmigungsverfahren jeweils

zulässigen Nutzungsdauern der Ermittlung der Kosten zu Grunde gelegt worden sind.

Insoweit ist bei der Restwerternnittlung zu berücksichtigen, in welchem Umfang Abschrei-

bungen auf Sachanlagen bereits in die Strompreiskalkulation nach der BTOElt eingeflos-

sen sind. Denn die Netzkosten sind bei den früher üblichen integrierten Versorgungsun-

ternehmen notwendiger Bestandteil der Strompreiskalkulation gewesen. Dabei wurden im

Rahmen der den Ländern obliegenden Anwendung der BTOElt in der Vergangenheit

durchaus unterschiedliche Abschreibungszeiträume anerkannt. So waren in einzelnen

Ländern vergleichsweise kurze steuerliche Abschreibungszeiten zulässig. Die Regelun-

gen des § 32 Abs. 3 StromNEV schreiben vor, dass diese Abschreibungszeiten berück-

sichtigt werden müssen. Soweit also während der gesamten bisherigen Nutzungszeit der

Anlagen kürzere Abschreibungszeiträume in Ansatz gebracht worden sind, als jene Ab-

schreibungsdauern, die nach der StromNEV zugelassen sind, so gelten die getätigten

Abschreibungen als bereits wiederverdient. Diesen Umstand bei der aktuellen Kalkulation

nicht zu berücksichtigen, würde zu unberechtigten erhöhten Abschreibungen führen. Es

käme zu einer Abschreibung unter Null, die nach § 6 Abs. 6 und 7 StromNEV verboten ist.

Überdies würde die unvollständige Berücksichtigung bereits erfolgter Abschreibungen zu

einer Überhöhung des betriebsnotwendigen Kapitals und mithin der zulässigen kalkulato-

rischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 2 StromNEV führen.
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Sind über Anlagengruppen hinsichtlich ihrer Nutzungsdauern keinerlei Informationen ver-

fügbar und auch die Voraussetzungen des § 32 Abs. 3 S. 3 StromNEV nicht erfüllt, ist

§ 32 Abs. 3 S. 4 anzuwenden. Nach § 32 Abs. 3 S. 4 wird vermutet, dass der kalkulatori-

schen Abschreibung des Sachanlagevermögens die unteren Werte der in Anlage 1 zu § 6

Abs. 5 Satz 1 StromNEV genannten Spannen von Nutzungsdauern zu Grunde gelegt

worden sind.

Für die rechnerische Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte bedeutet dies im Einzel-

nen:

Wurde im Rahmen der erstmaligen Kalkulation nach der StromNEV eine Änderung der

angesetzten Nutzungsdauer gegenüber der zuvor angesetzten Nutzungsdauer vorge-

nommen, so wurde lediglich der auf Grundlage der bislang in Ansatz gebrachten Nut-

zungsdauer ermittelte kalkulatorische Restwert auf die geänderte Restnutzungsdauer

verteilt.

Ist eine Änderung der Nutzungsdauer zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Vergangen-

heit vorgenommen worden oder nach § 32 Abs. 3 Satz 3 StromNEV zu vermuten, ist die

Ermittlung des Restwertes ggf. mehrstufig vorzunehmen.

Die Restwerte sind nur insoweit anzusetzen, wie sie sich aus den Angaben des Netzbe-

treibers unter Anrechnung bereits erzielter Abschreibungen ergeben. Ist dabei der Ge-

genwert der Anschaffungs- und Herstellungskosten über die Abschreibungen bereits er-

reicht oder gar überschritten, ist eine Anerkennung weiterer Abschreibungen ausge-

schlossen (§ 6 Abs. 6 StromNEV).

Für eine durchgehende Plausibilisierung der vom Netzbetreiber zugrunde gelegten kalku-

latorischen Restwerte hat die Regulierungskammer eine eigene Ermittlung (Prüfrechnung)

der kalkulatorischen Restwerte in Anwendung des § 32 Abs. 3 StromNEV durchgeführt.

Die Regulierungskammer hat die sich aus des Verpächters ergebenden Nut-

zungsdauern je Anlagengruppe pro Netz -ID zu Grunde gelegt. Die Festschreibung erfolg-

te pro Anlagengruppe und Jahr.
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Die kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens zu Anschaffungs- und

Herstellungskosten (für Alt- und Neuanlagen) — gegliedert nach Anlagengruppen — und zu

Tagesneuwerten für Altanlagen — ebenfalls gegliedert nach Anlagengruppen — wurden

nach den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich — jeweils ge-

sondert für den Anteil der auf die FK- und EK-Quote entfällt — aus

Die Summe der kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens

ergibt sich ebenfalls aus des Verpächters.

Die Anfangs- und Endbestände der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermö-

gens zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (für Alt- und Neuanlagen) wurden nach

den vorstehend dargestellten Grundsätzen ermittelt und ergeben sich — gegliedert nach

Anlagengruppen — aus des Verpächters. Bezogen auf die kalkulatorischen

Restwerte des Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanlagen) — gegliedert

nach Anlagengruppen — finden sich die Werte ebenfalls in des Verpächters.

Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (historische Anschaffungs- und Her-

stellungskosten nach Jahresscheiben und Nutzungsdauern) ergeben sich aus

des Verpächters.

Die von der Regulierungskammer auf Grundlage des eingereichten Erhebungsbogens

ermittelte und angesetzte kalkulatorische Abschreibung beträgt

Die Verzinsung des vom Netzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gemäß § 7

Abs. 1 StromNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich

gemäß § 7 Abs. 1 StromNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach § 6

Abs. 2 StromNEV aus der Summe der

kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und

multipliziert mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV,
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kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote

nach § 6 Abs. 2 StromNEV,

kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und

Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des be-

triebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonder-

posten mit Rücklagenanteil

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals.

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 StromNEV zu erfolgen. Bei Altanlagen

sind die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 Abs. 1 S. 2

Nr. 1 und 2 StromNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf Basis der Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten zu bestimmen. Für Neuanlagen erfolgt die Restwertbe-

stimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 StromNEV ausschließlich auf Basis der Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 Strom-

NEV immer zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen (vgl. BGH,

EnVR 17/16).

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des

Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen Finanzan-

lage- und Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbe-

stand anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatorischen Restwerte des Sach-

anlagevermögens wird hierbei durch Addition der Restwerte des Sachanlagevermögens

zum Jahresende 2016 und der Jahresabschreibung 2016 errechnet.

Gemäß der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs wurden die Anschaffungs- und Her-

stellungskosten von Neuanlagen, die im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV aktiviert wur-

den, im Jahresanfangsbestand berücksichtigt (vgl. BGH, Beschluss v. 10.11.2015, EnVR

42/14). Eine Berücksichtigung des entsprechenden Kostenanteils der Anlagen im Bau im

Anfangsbestand ist unzulässig, da die vorgenannte Rechtsprechung des BGH auf Anla-

gen im Bau gerade nicht übertragbar ist. Anlagen im Bau unterliegen nicht der kalkulatori-

schen Abschreibung. Dementsprechend besteht — anders als im Fall einer aktivierten

Neuanlage — bereits keine Veranlassung für eine Angleichung der Eigenkapitalverzin-

sungsbasis an die Abschreibung.
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Aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind bei der Ermittlung der kalkulatorischen Eigen-

kapitalverzinsung nicht zu berücksichtigen, da sie weder dem Wortlaut des § 7 Abs. 1 S. 2

Nr. 1 bis 4 StromNEV noch dem Normzweck nach anzusetzendes Eigenkapital darstellen

(BGH, Beschluss v. 14.08.2008, KVR 39/07). Der vom Verpächter im Anfangsbestand in

Höhe von und im Endbestand in Höhe von angegebene aktive Rech-

nungsabgrenzungsposten war daher nicht zu berücksichtigen.

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige Ei-

genkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Die Berech-

nung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der StromNEV in fünf

Ermittlungsschritten zu erfolgen:

(1.) kalkulatorische Eigenkapitalquote (§ 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV),

(2.) betriebsnotwendiges Eigenkapital (§ 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV),

(3) die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Eigenkapitalanteil (§ 7 Abs. 1

S. 5 StromNEV),

(4.) der auf Neu- und Altanlagen entfallende Anteil am Eigenkapital (§ 7 Abs. 3

StromNEV) und

(5.) die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallenden Zinsen (§ 7 Abs. 6 und Abs. 1

S. 3 StromNEV).

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in des Ver-

pächters aufgeführten Vermögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine

Übersicht über die Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich

ebenfalls in des Verpächters.

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote rech-

nerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital und den kalku-

latorisch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen

Anschaffungs- und Herstellungskosten Dabei wird das betriebsnotwendige Ei-

genkapital auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen An-

schaffungs- und Herstellungskosten errechnet.
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Der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV

sind folgende Positionen zu Grunde zu legen:

Kalk. Restwerte des betriebsnotwendigen Sachanlagevermögens

zu historischen AK/HK

• Betriebsnotwendige Finanzanlagen

• Betriebsnotwendiges Umlaufvermögen

• Grundstücke zu historischen AK/HK

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil

- Abzugskapital

- Verzinsliches Fremdkapital

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 StromNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs-

und Jahresendbestand zu Grunde zu legen. Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist

dann der Quotient aus dem so definierten und

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu histori-

schen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des Sachanlagever-

mögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der kal-

kulatorischen Abschreibungen ermittelt wurden. Darüber hinaus finden bei der Berech-

nung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des Sachanlagevermögens, soweit

deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berücksichtigung, z. B. immaterielle

Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete Anzahlungen und Anla-

gen im Bau.
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Die berücksichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanla-

gevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten für Altanlagen und

die Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen

Anschaffungs- und Herstellungskosten für Neuanlagen ergeben sich aus des

Verpächters.

Grundstücke können nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV folgt

zudem, dass Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu

historischen Anschaffungskosten anzusetzen sind (vgl. BGH, Beschluss v. 25.04.2017,

EnVR 17/16, S. 14 ff).

Planmäßige Abschreibungen sind nach § 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermö-

gensgegenstände zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche

Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des Vermögensgegenstandes ergeben muss,

was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zu

§ 6 Abs. 5 S. 1 StromNEV für Grundstücke keine begrenzte Nutzungsdauer vor. Soweit

daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z.B. Bauten, Grundstücksanteile enthalten

sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile gekürzt werden.

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gemäß

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV, dass diese betriebsnotwendig, d.h. für die Durchführung

des Netzbetriebes erforderlich sind. Bei der i.S.d. §§ 4 if. StromNEV zu erstellenden kal-

kulatorischen Rechnung ist also das Kriterium der Betriebsnotwendigkeit maßgeblich.

Die Betriebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann nicht mit dessen bilanzieller Be-

rücksichtigung i.R.d. nach § 6b EnVVG aufzustellenden Jahresabschlusses begründet

werden. Kürzungen bei Finanzanlagen und beim Umlaufvermögen haben keine Kürzung

des abschließend in § 7 Abs. 2 StromNEV definierten Abzugskapitals zur Folge. Aller-

dings kann ein höheres Abzugskapitals ein höheres Umlaufvermögen rechtfertigen. Dies

Ist vom Netzbetreiber darzulegen (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, EnVR 6/08, Rn. 44,

32f.).
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Eine Aufschlüsselung des Umlaufvermögens auf die in § 10 Abs. 3 S. 1 EnWG (a.F.) bzw.

§ 6b EnWG (n.F.) aufgeführten Tätigkeiten eines vertikal integrierten Energieversor-

gungsunternehmens und damit auch auf die Tätigkeit der Elektrizitätsverteilung zeigt des-

sen Betriebsnotwendigkeit für das Netz nicht auf (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, EnVR

6/08, Rn. 45; vgl. auch OLG Stuttgart, Beschl. v. 05.04.2007, 202 EnWG 8/06, Rn. 176).

Bilanzrechtliche Ausgleichsbuchungen wie beispielsweise der Kapitalverrechnungsposten

sind für die vorliegende Betrachtung ebenfalls nicht maßgebend (vgl. BGH, Beschluss

vom 07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 45). Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 1

StromNEV i.V.m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netz-

betriebs nur insoweit anzusetzen, als sie den Kosten eines effizienten und strukturell ver-

gleichbaren Netzbetreibers entsprechen. Das Finanzanlage- und Umlaufvermögen muss

sich an dem eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers orientieren.

Gemäß § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG sind nur solche Kostenbestandteile effizient und betriebs-

notwendig, die sich ihrem Umfang nach auch im Wettbewerb eingestellt hätten.

Finanzanlagen sind im Rahmen der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzin-

sung nicht mit dem in der Bilanz ausgewiesenen Wert in Ansatz zu bringen. Finanzanla-

gen sind vielmehr nur berücksichtigungsfähig, wenn diese für den Betrieb des Netzes

notwendig sind, § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 StromNEV. Der Netzbetreiber hat nachvollziehbar

darzulegen, weshalb die von ihm in Ansatz gebrachten Finanzanlagen für den Betrieb des

Netzes notwendig sind (vgl. BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 8 ff.).

Betriebsnotwendiges Vermögen eines Netzbetreibers ist zunächst das Sachanlagever-

mögen, da der Netzbetreiber ohne dieses seinen Geschäftsbetrieb nicht ausüben kann.

Das Vermögen eines Netzbetreibers ist somit grundsätzlich in Form des Sachanlagever-

mögens anzulegen, auf welches die StromNEV eine adäquate Verzinsung vorsieht.

Sofern aus einer Finanzanlage keine Zinseinnahmen entstehen, kann diese nicht als Fi-

nanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 StromNEV un-

terworfen werden (vgl. auch BGH, Beschl. v. 03.03.2009, EnVR 79/07, Rn. 28). Werden

durch den Netzbetreiber keine die Kapitalkosten übersteigenden Zinserträge für die aus-

gewiesenen Finanzanlagen nachgewiesen, zeigt das vielmehr, dass diese im Allgemeinen

für den Betrieb des Netzes nicht notwendig sind.
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Das Umlaufvermögen umfasst kurzfristig gebundene Vermögensgegenstände des Be-

triebsvermögens. Anders als Anlagevermögen, welches dauerhaft dem Geschäftsbetrieb

dient, ist Umlaufvermögen kein dauernd dem Betrieb dienender Vermögensgegenstand,

sondern ein Wirtschaftsgut, das dem sofortigen Verbrauch dient (vgl. die ständige Recht-

sprechung des BFH: Urteil v. 31.05.2001, Az.: IV R 73/00, juris: Rd.-Nr. 10; Urteil v.

28.05.1998, Az. XR 80/94, juris: Rd.-Nr. 30).

Nach der gefestigten Rechtsprechung des Kartellsenats des BGH „ist eine Korrektur der

Bilanzwerte des Umlaufvermögens nach dem Maßstab der Betriebsnotwendigkeit vorzu-

nehmen. Die Umstände, aus denen sich die Betriebsnotwendigkeit ergibt, hat der Netzbe-

treiber [...] darzulegen und zu beweisen". (BGH, Beschluss vom 10.11.2015, EnVR 26/14,

Rn. 20.)

Hierzu muss der Netzbetreiber darlegen, welche kurzfristigen Verbindlichkeiten, Aufwen-

dungen oder laufenden Kosten des Netzbetriebs er bedienen muss, die einen Bestand an

liquiden Mitteln und kurzfristig realisierbaren Forderungen rechtfertigen (vgl. BGH, Be-

schluss v. 23.06.2009, EnVR 19/08, Rz. 25).

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass die-

se in der Regel möglichst effizient wirtschaften und die liquiden Mittel bzw. Forderungsbe-

stände somit effizient eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den Betreibern von

Stromversorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb stehende Un-

ternehmen, so dass ein Beweis des ersten Anscheins nicht hinreichend sein kann, da die

Vorhaltung liquider Mittel in diesen Fällen nicht zwingend im Hinblick auf den Netzbetrieb

erfolgt.

Ein pauschal erhöhter Liquiditätsaufbau ist ineffizient. Grundsätzlich verursacht vorgehal-

tenes Umlaufvermögen Kapitalkosten ebenso, wie jedes andere Betriebsmittel auch. Eine

effiziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufvermögen in Gestalt

von Vorräten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Erträge erwirtschaftet und

auch kurz- und längerfristige Bankguthaben ebenfalls nur äußerst geringe Erträge erbrin-

gen, die wegen der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer Wertvernichtung zu Las-

ten der Netznutzer führen. Eine Verzinsung in Höhe der vorgegebenen Eigenkapitalzinsen

darf somit nur auf einen effizienten Umlaufvermögensbestand gewährt werden.

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht dem

wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Damit würde,
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wie der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.2009 (zur insoweit wortglei-

chen Regelung der StromNEV) ausführt, „das mit der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2

Satz 4 GasNEV festgelegte Ziel verfehlt, das eingesetzte Eigenkapital auf höchstens

40 `)/0 zu begrenzen, weil sich eine höhere Eigenkapitalquote unter Wettbewerbsbedin-

gungen nicht einstellen würde. Die vom Netzbetreiber häufig beabsichtigte Finanzierung

seiner Investitionen ausschließlich oder überwiegend durch Eigenkapital würde vielmehr

dazu führen, dass die Eigenkapitalquote noch weiter anstiege, mithin also ein Ergebnis

entstünde, das sich noch weiter von dem Leitbild des § 21 Abs. 2 EnVVG entfernen würde.

Hinzu kommt, dass langfristige und erhebliche Investitionen bei einem im Wettbewerb

stehenden Unternehmen nicht aus dem Umlaufvermögen finanziert werden. Finanzie-

rungsquelle sind vielmehr üblicherweise aus dem Umsatzprozess verdiente Abschreibun-

gen sowie neue Kreditaufnahmen. Eigenkapital im Blick auf zukünftige Investitionen bildet

[...] ein im Wettbewerb stehendes Unternehmen über das Anlagevermögen" (vgl. BGH,

Beschluss v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 26f.).

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Netzbetreibers durch den Finanzmittelzufluss aus ver-

dienten Abschreibungen nicht hinreichend gewährleistet sein, kann dieser sich auch kos-

tengünstig Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kurzfristigen Zahlungsverpflichtungen

begegnet werden kann. Einer kostenintensiven und damit ineffizienten Ansparung kurz-

und mittelfristig liquidierbarer, geldnaher Bestände bedarf es hierfür nicht. Das Vorhalten

der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermögen würde dazu führen, dass der ur-

sprüngliche lnvestitionsbetrag 50 Jahre und länger in voller Höhe zu verzinsen wäre, wäh-

rend die tatsächliche effiziente Kapitalbindung nur rund halb so hoch ist. Die aus einem

solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemäß § 4 Abs. 1 StromNEV nicht zu

berücksichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der Netznutzer widerspräche den

Grundsätzen einer effizienten Betriebsführung. Gemäß diesem Grundsatz erstattet der

Netznutzer dem Netzbetreiber den VVerteverzehr des Sachanlagevermögens (Abschrei-

bungen) zuzüglich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Stellt der

Netzbetreiber diese Mittelrückflüsse dagegen anteilig oder sogar vollständig in die Verzin-

sungsbasis ein, so kommt es zu einer Doppelverzinsung und somit zu einer Mehrbelas-

tung des Netznutzers.

Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen für die verdienten Abschreibungen in Einzel-

fällen nicht immer fristenkongruent verfügbar sind, kann nicht abgeleitet werden, dass der

Netzbetreiber die Kapitalrückflüsse im Umlaufvermögen vorhalten muss. In solchen Fällen

sind die Kapitalrückflüsse — weil sie nicht mehr betriebsnotwendig sind — an die Eigen-
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bzw. Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die Mittel für rentableres Drittge-

schäft als die Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufvermögen verwenden können.

Der Wechsel von Investitionszyklen, d.h. von Zeitabschnitten mit erhöhten Investitionen,

die von Zeitabschnitten mit niedrigen Investitionen abgelöst werden, gebietet keinen er-

höhten Bestand an Umlaufvermögen. Selbst wenn die meisten Anlagegüter lange Ab-

schreibungszeiträume aufweisen, sind diese in der Regel zeitversetzt, so dass aus den

verdienten Abschreibungen Mittel für neue Investitionen zur Verfügung stehen. Werden

für einen längeren Zeitraum keine Investitionen getätigt, ist es aus betriebswirtschaftlicher

Sicht nicht effizient, liquide Mittel anzusparen. Das Umlaufvermögen hat keine Sparbuch-

funktion. In solchen Fällen sind die Kapitalrückflüsse — weil sie nicht mehr betriebsnot-

wendig sind — an die Eigen- bzw. Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit diese die Mit-

tel für rentableres Drittgeschäft als die Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufvermögen

verwenden können. Die Investitionsfähigkeit des Unternehmens wird wie bereits erläutert

in der Regel durch den Finanzmittelzufluss aus verdienten Abschreibungen gewährleistet.

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens durch den Finanzmittelzufluss aus ver-

dienten Abschreibungen hingegen nicht gewährleistet sein, kann sich das Unternehmen

auch Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kostengünstig kurzfristigen Zahlungsver-

pflichtungen begegnet werden kann. Einer kostenintensiven Geldmittelvorhaltung bedarf

es hierfür nicht. Schließlich ist auch eine langfristige und damit kostenintensive Kapitalan-

sammlung für Re -Investitionen unter Effizienzgesichtspunkten nicht akzeptabel. Investiti-

onen sind erst dann zu finanzieren, wenn sie betriebswirtschaftlich erforderlich sind.

Der Verpächter weist

unter Ziffer 2.4 in der des Verpächters mit einem Jah-

resanfangswert (01.01.2016) in Höhe von und einem Jahresendwert

(31.12.2016) in Höhe von aus. Zudem weist er

unter Ziffer 2.2 in der des Verpächters mit einem

Jahresanfangswert in Höhe von und einem Jahresendwert in Höhe von

aus.

Nach ständiger Rechtsprechung des BGH (zuletzt EnVR 26/14), ist eine Korrektur der

Bilanzwerte des Umlaufvermögens nach dem Maßstab der Betriebsnotwendigkeit vorzu-

nehmen, wobei der Netzbetreiber diesbezüglich darlegungspflichtig ist. Die Annahme

pauschaler Ansätze durch die Regulierungsbehörde wurde vor diesem Hintergrund

grundsätzlich bestätigt.
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Der Netzbetreiber hat nicht nachgewiesen, dass vorgehaltenes Umlaufvermögen be-

triebsnotwendig ist. Ob Umlaufvermögen zur Bedienung von Verbindlichkeiten notwendig

ist, lässt sich aus Sicht der Regulierungskammer im Ergebnis beurteilen, wenn die kon-

kreten Mittelzu- und abflüsse dargelegt werden, d.h. aufgezeigt wird, wann und aus wel-

chen Mitteln diese Verbindlichkeiten getilgt werden sollen. Ohne eine konkrete Gegen-

überstellung der Mittelzuflüsse und des Umfangs sowie insbesondere des Fälligkeitszeit-

punkts der zu erfüllenden Verbindlichkeiten können der Liquiditätsbedarf und die Finan-

zierungsstruktur des Netzbetreibers nicht korrekt ermittelt und beurteilt werden. Erforder-

lich ist eine dynamische Betrachtung und Darstellung des Liquiditätsbedarfs (OLG Düs-

seldorf, Beschluss vom 11.11.2015, VI -3 Kart 118/14 (V)).

Die Regulierungskammer geht im Grundsatz davon aus, dass einem effizienten Netzbe-

trieb das Vorhalten eines regelmäßigen Umlaufvermögens in Höhe von jedenfalls 1/12 der

jährlichen Netzkosten (vgl. BGH, EnVR 57/15) nicht entgegensteht. Vor diesem Hinter-

grund ist ein dementsprechender Ansatz des Netzbetreibers grundsätzlich berücksichti-

gungsfähig.

Das als betriebsnotwendig geltend gemachte Umlaufvermögen wird daher — bezogen auf

die gesamten anerkannten Netzkosten in Höhe von — in einer Höhe von

anerkannt, Ansätze darüber hinaus nicht.

Das kalkulatorisch zu ermittelnde Eigenkapital wird durch die abzugsfähigen Positionen

der latenten Steuern, des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals gemindert.

Latente Steuern werden weder als Aktiv- noch als Passivposition im Rahmen der Kosten-

kalkulation berücksichtigt. Die latenten Steuern werden als Ausgleichsposition zwischen

der Handels- und der Steuerbilanz gebildet und haben daher keine nachhaltige Wirkung

auf die Vermögenssituation des Netzbetriebs.

§ 7 Abs. 1 S. 2 StronnNEV bestimmt, dass im Rahmen der Ermittlung des betriebsnot-

wendigen Eigenkapitals sowohl das zinslos zur Verfügung stehende Kapital (Abzugskapi-

tal) als auch das verzinsliche Fremdkapital in Abzug zu bringen ist.
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Unter Abzugskapital versteht man das einem Unternehmen zinslos zur Verfügung ste-

hende Fremdkapital. Zum Abzugskapital zählen z.B. Kundenanzahlungen, Rückstellun-

gen, sonstige Verbindlichkeiten (Passivposition in der Bilanz), zinslose Gesellschafterdar-

lehen oder auch Lieferantenverbindlichkeiten.

Auch für die Positionen des Abzugskapitals ist nach § 7 Abs. 2. S. 2 Nr. 1 bis 5 StromNEV

im Rahmen der Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung jeweils der Mittel-

wert aus Jahresanfangs- und Jahresendwert zu bilden.

Sinn und Zweck der Rückstellungsbildung ist die zeitliche Vorverlagerung einer Erfolgs-

minderung im Sinne einer periodengerechten Erfolgsermittlung im Jahresabschluss. Für

andere als in § 249 Abs. 1 HGB genannte Zwecke dürfen keine Rückstellungen gebildet

werden, § 249 Abs. 2 S. 1 HGB. Sie sind Bestandteil des Fremdkapitals und bilden Ver-

pflichtungen einer Unternehmung ab, bei denen weitergehende Kriterien noch nicht ab-

schließend erfüllt sind. Hierzu gehört der Fall, dass Art, Höhe und Zeitpunkt des Eintre-

tens der Verpflichtung mit genauer Wahrscheinlichkeit noch nicht bestimmt werden kön-

nen (Beispiel: Gewährleistungsansprüche). Rückstellungen dienen nicht der Korrektur von

Bilanzansätzen, sondern sollen einen periodengerechten Erfolg einer Unternehmung

ausweisen. Dabei hinterfragt die Regulierungskammer auch die mögliche Nutzung bilanz-

politischer Spielräume. In diesem Zusammenhang überprüft die Regulierungskammer die

Sachgerechtigkeit der im Tätigkeitsabschluss angesetzten Rückstellungen sowie die

Sachgerechtigkeit der Zuteilung der Positionen zu einem anderen Tätigkeitsabschluss.

Dies gilt unabhängig davon, dass die Jahres- bzw. Tätigkeitsabschlüsse durch einen Wirt-

schaftsprüfer testiert wurden. Somit ist auch eine Korrektur testierter Angaben durch die

Regulierungskammer zulässig.

Die Position beinhaltet den Restwert der erhaltenen Baukostenzuschüsse und Netzan-

schlusskostenbeiträge. Nach § 9 Abs. 1 S. 3 und Abs. 2 StromNEV sind die erhaltenen

Baukostenzuschüsse und Netzanschlusskostenbeiträge zu passivieren und über eine

Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen.
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Baukostenzuschüsse, die im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV hinzugekommen sind,

werden im Jahresanfangsbestand in voller Höhe berücksichtigt. Dies entspricht der Be-

handlung von korrespondierenden Anschaffungs- und Herstellungskosten auf der Aktiv-

seite (vgl. BGH, Beschluss v. 10.11.2015, EnVR 42/14.).

Die vom Verpächter angegebenen Baukostenzuschüsse im Anfangsbestand in Höhe von

waren um auf zu erhöhen. Die im Endbestand angegebe-

nen Baukostenzuschüsse in Höhe von waren um auf zu

verringern. Dies entspricht den Werten der kalkulatorischen Berechnung der Baukosten-

zuschüsse. Der Ausweis der Baukostenzuschüsse erfolgt weiterhin in der Bilanzposition

10 anstatt in der Bilanzposition 9.

§ 7 Abs. 1 S. 2 2. HS StromNEV bestimmt, dass im Rahmen der Ermittlung des betriebs-

notwendigen Eigenkapitals auch das verzinsliche Fremdkapital in Abzug zu bringen ist.

Damit ist das betriebsnotwendige verzinsliche Fremdkapital grundsätzlich in der vollen in

der Bilanz ausgewiesenen Höhe zu berücksichtigen.

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten, der berücksichtigungsfähigen Finanzanlagen und des berücksichtigungsfähigen

Umlaufvermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermögen nach § 6 StromNEV

aus

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapitals

und des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigenkapital

nach § 6 StromNEV aus

Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 StromNEV ergibt sich

ebenfalls aus

Seite von 34



Stadtwerke Rinteln GmbH

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es

in § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV vorgegeben ist. Im Überblick:

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Altanlagen zu Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote (max. 40 `)/0)

• Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Altanlagen zu historischen AK/HK * Fremdkapitalquote (min. 60 %)

• Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Neuanlagen zu historischen AK/HK

• Grundstücke zu historischen AK/HK

• betriebsnotwendige Finanzanlagen

• betriebsnotwendiges Umlaufvermögen

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil

- Verzinsliches Fremdkapital

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 StromNEV sind

somit die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen

Alt- und Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermö-

gens mit denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestim-

mung der kalkulatorischen Abschreibungen gemäß § 6 StromNEV anerkannt wurden.

Darüber hinaus finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. wei-

tere Anlagegüter des Sachanlagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nach-

gewiesen wurde, Berücksichtigung, z.B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anla-

gevermögens sowie Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau.

Grundstücke sind gemäß § 7 Abs. 1 S. 3 StromNEV bei der Ermittlung der kalkulatori-

schen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten anzusetzen.
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Gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1, 2 i.V.m. § 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV wird auch im Rahmen der

Berechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote der Altanlagen

auf höchstens 40 % begrenzt. In der Konsequenz dürfen die kalkulatorischen Restwerte

des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu Tagesneuwerten ma-

ximal mit einem Anteil von 40 % in die Bestimmung der Basis der Eigenkapitalzinsen ein-

fließen. Da die Frenndkapitalquote die Differenz zwischen 100 % und der Eigenkapitalquo-

te ist (§ 6 Abs. 2 S. 5 StromNEV), müssen die kalkulatorischen Restwerte des Sachanla-

gevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu historischen Anschaffungs- und

Herstellungskosten entsprechend mit mindestens 60 `)/0 gewichtet werden.

Übersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus des Verpächters ergibt,

einen Anteil von 40 % so ist diese gemäß § 6 Abs. 2 S. 4 StromNEV auf 40 '')/0 zu begren-

zen.

Unter Zugrundelegung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige Ver-

mögen gemäß § 7 StromNEV aus des Verpächters. Das betriebsnot-

wendige Eigenkapital gemäß § 7 StromNEV ergibt sich aus des Ver-

pächters.

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 StromNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal

40 `)/0 übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. So-

weit das nach § 7 Abs. 1 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital

II) mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Ver-

mögens beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital in

zwei Anteile zu zerlegen. Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die

zugelassene Eigenkapitalquote nicht überschreitet %), sodann der Eigen-

kapitalanteil, der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigt

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil %) wie folgt zu ermitteln:

40 % = 0,4

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7

Abs. 1 S. 3 StromNEV %) errechnet sich dann nach folgender Formel:
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40 % = 40 % = 0,4)

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 StromNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital

nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen

Vermögens beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung des erfolgen.

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in

diesem Fall nicht gegeben.

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige Ei-

genkapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 StromNEV). Die

Aufteilung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 StromNEV vorge-

geben ist. Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanlagen zu Anschaffungs-

und Herstellungskosten ergibt sich aus dem Quotienten aus den kalku-

latorischen Restwerten der Neuanlagen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten und

den kalkulatorischen Restweden des gesamten Sachanlagevermögens und somit der

Summe aus den kalkulatorischen Restwerten der Alt- und Neuanlagen

und

Kalk. RVV des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu AK/HK

[ Kalk. RVV des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu

Tagesneuwerten * Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV (max. 40 %)

Kalk. RVV des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu

historischen AK/HK * Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 StromNEV

(min. 60 ̀ )/0)

Kalk. RVV des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen AK/HK I

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermögen ergibt sich aus der

Differenz zwischen 100 °A und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neuanlagen
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Die jeweiligen Anteile der Neuanlagen sowie der Altanlagen am Eigenkapital ergeben sich

aus des Verpächters.

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 05.10.2016, unter

dem Aktenzeichen BK4-16/160, für die Dauer der dritten Regulierungsperiode den Eigen-

kapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote

nicht übersteigt, für Neuanlagen auf  und für Altanlagen auf  nach Gewer-

besteuer und vor Körperschaftsteuer festgelegt.

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht

übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt:

40 % *  + 40 % *

Verfügt der Netzbetreiber hingegen nicht über Sachanlagevermögen, sind die Bilanzwerte

mit dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen.

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird nach

§ 7 Abs. 1 S. 5, Abs. 7 StromNEV verzinst. Der Zinssatz bestimmt sich gemäß

§ 7 Abs. 7 S. 1 StromNEV als Mittelwert des auf die letzten zehn abgeschlossenen Ka-

lenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch die Deutsche Bundesbank veröffent-

lichten Umlaufsrenditen. Mit Beschluss vom 25.04.2017, EnVR 17/16 hat der Bundesge-

richtshof entschieden, dass die gleichlautende Regelung des § 7 Abs. 7 GasNEV in Ein-

klang mit den Vorgaben des EnWG steht.

Im Einzelnen ergeben sich die Werte aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapie-

re inländischer Emittenten - Anleihen der öffentlichen Hand", aus der „Umlaufsrendite

festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-

MF1s)" sowie aus der „Umlaufsrendite inländischer lnhaberschuldverschreibungen - Hypo-

thekenpfand briefe".2

2 Diese Reihen können der Kapitalmarktstatistik der Deutschen Bundesbank entnommen werden.
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Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden:

2007

2008

2009

2010

2011

2012

2013

2014

2015

2016

0 10 Jahre

Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2007 bis 2016 ein durchschnittlicher

Zinssatz von  ab.

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % ergibt sich die Verzinsung

auf das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 StromNEV aus

des Verpächters. Für das die Quote von 40 `)/0 übersteigende betriebsnotwendige Eigen-

kapital gemäß § 7 StromNEV ergibt sich die Verzinsung aus des Ver-

pächters.

Gemäß § 8 StromNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbe-

reich sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in

Ansatz gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulato-

rischer Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen Eigen-

kapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten Ei-

genkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor Kör-

perschaftsteuer (BR -Drs. 247/05, S.30).
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Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt nicht. § 8 S. 2

StromNEV ist entfallen.

Die nach § 8 StromNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den kalkulato-

rischen Maßstäben der StromNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn- und

Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den kalkulato-

rischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn bzw.

-verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen Gewerbe-

steueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden (sie-

he etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.).

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichti-

gung von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzich-

tet (BGH, KVR 81/07, S. 10).

Eine zusätzliche Bereinigung der Eigenkapitalverzinsung um die Gewerbesteuer ("Im-

Hundert- Rechnung") kommt nicht in Betracht (BGH, EnVR 26/14 SW Freudenstadt,

Rn. 46.).

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel

40 % *  + 40 % *

 + 40 % * ) *

berechnet. Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in 3 des

Verpächters ausgewiesen.

Gemäß § 9 StromNEV sind sonstige Erlöse und Erträge, soweit sie sachlich dem Netzbe-

trieb zuzurechnen und insbesondere den Positionen aktivierte Eigenleistungen, Zins- und

Beteiligungserträge, Netzanschlusskosten, Baukostenzuschüsse oder sonstige Erträge

und Erlöse der netzbezogenen Gewinn- und Verlustrechnung zu entnehmen sind, von

den Netzkosten in Abzug zu bringen. Die von stromverbrauchenden Anschlussnehmern

entrichteten Baukostenzuschüsse sind über eine Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen

und jährlich netzkostenmindernd anzusetzen. Baukostenzuschüsse, die im Zusammen-

hang mit der Errichtung eines Anschlusses für die Einspeisung elektrischer Energie ent-

richtet wurden, sind anschlussindividuell über die Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen.
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Die vom Netzbetreiber in der Position 4.2 angegebenen Erträge aus der Auflösung von

Baukostenzuschüssen in Höhe von waren um auf zu erhöhen.

Dies entspricht dem Ergebnis aus der kalkulatorischen Berechnung der Baukostenzu-

schüsse.

Die vom Netzbetreiber in der Position 1.14 angegebenen Erlöse in Höhe von

aus den Pachterlösen waren zu kürzen, da sich die Pacht aus den aufwandsgleichen kal-

kulatorischen Kosten des Verpächters ergeben und diese somit nicht betriebsnotwendig

im Verpachtungsverhältnis sind.

Die vom Verpächter unter der Position 11.4 angegebenen Erlöse aus dem Kassenbe-

stand in Höhe von wurden von der Regulierungskammer gekürzt, da diese auch

den Kassenbestand im Umlaufvermögen gekürzt hat.
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